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An das 
Bundeskanzleramt 
 
Ballhausplatz 2  
1014  Wien 

 
 
Gemäß § 14 in Verbindung mit § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 wird beiliegend eine Aus-
fertigung des Gesetzesbeschlusses des Kärntner Landtages vom 23. Oktober 2025, mit dem die 
Kärntner Landesverfassung geändert und das Kärntner Landeshaushaltsgesetz erlassen wird, mit 
dem Ersuchen um Behandlung vorgelegt.  
 
 
Anlage 
 

 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Dr. Kaiser 
 

 
 
 

Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.ktn.gv.at/amtssignatur. Die Echtheit des Ausdrucks dieses Dokuments kann durch schriftliche,
persönliche oder telefonische Rückfrage bei der erledigenden Stelle während ihrer Amtsstunden geprüft werden.



ERSTER PRÄSIDENT DES 
KÄRNTNER LANDTAGES 

ANDREAS SCHERWITZL 

Ldtgs.ZI. 133-1 /33 
(Bei Eingaben bitte Geschäftszahl anführen!) 

Beschluss des Kärntner Landtages, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und das 
Kärntner Landeshaushaltsgesetz erlassen wird 

Herrn 
Landeshauptmann 
Mag. Dr. Peter KAISER 
im Hause 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Klagenfurt am WS, 23.10.2025 

Der Kärntner Landtag fasste in seiner 30. Sitzung am 23. Oktober 2025 folgenden 

Beschluss: 

Dem Gesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und das Gesetz über die 

Haushaltsführung des Landes (Kärntner Landeshaushaltsgesetz - K-LHG) erlassen wird, wird die 

verfassungsmäßige Zustimmung erteil . 

Anlage 

Kärntner Landtag 
9020 Klagenfurt am Wörthersee • Landhaus 
T +43 (0) 463 57757 201 • F +43 (0) 463 57757 200 
post.landtagsamt@ktn.gv.at • www.kaerntner-landtag.ktn.gv.at 

chtung 

LAND : KÄRNTEN 





zu Ldtgs.Zl. 133-1/33 

Gesetz vom 23.10.2025, 
mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert und 

das Gesetz über die Haushaltsführung des Landes 
(Kärntner Landeshaushaltsgesetz - K-LHG) erlassen wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen: 

Artikel I 
Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kärntner Landesverfassung geändert wird 

Die Kärntner Landesverfassung - K-LVG, LGBI. Nr. 85/1996, zuletzt in der Fassung des Landesver-
fassungsgesetzes LGBI. Nr.[ ... ], wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 60 Abs. 2 wird die Worifo/ge „das folgende Finanzjahr und die drei nächstfolgenden Finanzjahre" durch die 
Worifolge „die vier folgenden Finanzjahre" ersetzt. 

2. Art. 60 Abs. 4 lautet: 
,,(4) Die Landesregierung hat dem Landtag zugleich mit dem Entwurf eines Landesfinanzrahmens einen 

Strategiebericht vorzulegen. Der Strategiebericht dient der näheren Erläuterung des Landesfinanzrahmens." 

3. Art. 61 Abs. 1 und 2 lautet: 
,,(!) Die Grundlagen für die Gebarung des Landes bilden der Landesvoranschlag sowie die vom Landtag erteilten 

Zustimmungen und Ermächtigungen für die Haushaltsführung. 
(2) Der Landtag beschließt auf Grundlage des Landesfinanzrahmens den Landesvoranschlag mit der Aufteilung 

der Mittel auf die Globalbudgets. Auf Grundlage dieses Beschlusses des Landtages beschließt die Landesregierung die 
Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets im Landesvoranschlag. Die Landesregierung hat dem 
Landtag spätestens zwei Monate vor Beginn des Finanzjahres den Entwurf eines Landesvoranschlages, einschließlich 
des Entwurfes der Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets, für das folgende Finanzjahr 
vorzulegen. H 

4. Art. 61 Abs. 3 und 4 enifallen. 

5. Im Art. 61 Abs. 5 wird die Wort- und Zeichenfolge „in den Fällen des Art. 63 Abs. 8" durch die Wort- und 
Zeichenfolge „in den Fällen gemäß Art. 64 Abs. 1 Z 6" ersetzt. 

6. Im Art. 61 Abs. 6 wird jeweils nach der Worifolge „Nachträge zum" die Worifolge „vom Landtag beschlossenen" 
eingefügt und folgender Satz angefügt: ,,Die Landesregierung darf Änderungen der Aufteilung der Mittel der 
Globalbudgets auf die Detailbudgets beschließen." 

7. Art. 61 Abs. 7 wird folgender Satz angefiigt: 
„Die Landesregierung hat die Beschlüsse über die Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets 
gleichzeitig an den Landtag und den Landesrechnungshof zu übermitteln." 

8. Art. 61 Abs. 8 lautet: 
,,(8) Die Landesregierung hat den vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag, die Nachträge zum 

Landesvoranschlag und die Beschlüsse über die Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets im 
Internet zu veröffentlichen und in einer Fonn im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine weitere Verarbeitung 
ermöglicht." 

9. Art. 61 Abs. 9 lautet: 
,,(9) Die Landesregierung hat dem Landtag zu berichten: 
1. über den Vollzug des Landesvoranschlages, jährlich mit Stichtag 30. Juni, bis spätestens 30. September; 
2. über die Verfügung einer Budgetsperre gemäß Art. 63 Abs. 6 unverzüglich; 
3. über das Beteiligungscontrolling jährlich bis spätestens 31. Oktober; 
4. über Mittelumschichtungen gemäß Art. 64 Abs. 1 Z 5; 
5. über die Belastung von Bestandteilen des unbeweglichen Landesvermögens durch Dienstbarkeiten gemäß Art. 

64 Abs. 1 Z 3 mit der Vorlage des Landesrechnungsabschlusses." 

10. In Art. 62 Abs. 3 wird nach der Worifolge „zu veröffentlichen" die Worifolge „und in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verarbeitung ermöglicht" eingefugt. 
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11. Art. 62 Abs. 4 und 5 enifal/en. 

12. Art. 63 Abs. 3 lautet: 
,,(3) Die Führung des Landeshaushaltes obliegt den haushaltsleitenden Organen, soweit in diesem Gesetz nicht 

anderes bestimmt ist. Haushaltsleitende Organe sind der Präsident des Landtages, die Landesregierung oder ihre 
Mitglieder nach Maßgabe der Verordnung nach Art. 56 Abs. 2, der Präsident des Landesverwaltungsgerichtes und der 
Leiter des Landesrechnungshofes, soweit ihnen nach den organisationsrechtlichen Bestimmungen das Verfügungsrecht 
über Haushaltsmittel eingeräumt ist." 

13. Art. 63 Abs. 4 entfällt. 

14. In Art. 63 Abs. 6 wird nach der Worifolge „des Landes nicht berührt wird" der Klammerausdruck ,,(Budgetsperre)" 
eingefügt. 

15. Art. 63 Abs. 7 und 8 enifal/en. 

16. Art. 64 lautet: 
„Artikel 64 

(1) Der Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages bedürfen folgende Angelegenheiten der Haushaltsführung: 
1. die Übernahme von Haftungen durch das Land (Abs. 2); 
2. die Veräußerung oder Belastung eines Bestandteiles des beweglichen Landesvermögens; 
3. die Veräußerung oder Belastung eines Bestandteiles des unbeweglichen Landesvermögens; davon 

ausgenommen sind, sofern dadurch die Nutzungsmöglichkeiten der betreffenden Liegenschaften nicht 
wesentlich beeinträchtigt werden, die Belastung von Bestandteilen des unbeweglichen Landesvermögens durch 
Dienstbarkeiten für Zwecke des Wasserbaus, der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, der Verteilung 
von Elektrizität, Gas, Erdöl, Fern-/Nahwärme oder Fern-/Nahkälte sowie für die Bereitstellung der öffentlichen 
Kommunikationsinfrastruktur, ausgenommen hochbauliche Teile der Kommunikationsinfrastruktur; 

4. Kreditoperationen und Leasingfinanzierungen; 
5. Mittelumschichtungen zwischen Bereichsbudgets oder zwischen 

zweckgebundenen Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen; 

Globalbudgets 
und nicht 

sowie zwischen 
zweckgebundenen 

6. Mittelverwendungen, die die vom Landtag beschlossenen Obergrenzen des Landesfinanzrahmens oder des 
Landesvoranschlages überschreiten (Mittelverwendungsüberschreitungen), in den im Landesgesetz gemäß Art. 
63 Abs. 10 bestimmten Fällen, wobei bei Gefahr im Verzug die Zustimmung des mit der Vorberatung des 
Landesvoranschlages betrauten Ausschusses genügt; 

7. die Bildung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven, die im Landesvoranschlag nicht vorgesehen sind; 
dies gilt nicht für den Fall, dass zweckbestimmte Einzahlungen die korrespondierenden Auszahlungen unter 
Berücksichtigung der im Haushaltsjahr für diese Zwecke gebildeten Rückstellungen und Verbindlichkeiten 
übersteigen; 

8. eine Änderung der Zweckbestimmung von Zahlungsmittelreserven; 
9. der Verzicht auf privatrechtliche Forderungen. 

(2) Der Landtag legt mit Beschluss die Voraussetzungen für die Übernahme von Haftungen, insbesondere 
Haftungsobergrenzen, des Landes fest (Haftungsrichtlinien). In den Haftungsrichtlinien ist weiters zu bestimmen, wie 
die Haftungen im Strategiebericht zum Landesfinanzrahmen auszuweisen sind, sowie dass für Haftungen, bei denen 
eine Inanspruchnahme überwiegend wahrscheinlich ist, eine Risikovorsorge zu bilden ist. Dies gilt auch für Haftungen 
von außerbudgetären Einheiten, die dem Sektor Staat zuzuordnen sind und im Verantwortungsbereich des Landes 
liegen. 

(3) Dem Landtag obliegt es, das Vorliegen von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen im 
Sinne von Art. 4 Abs. 4 des Österreichischen Stabilitätspakts 2012- ÖStP 2012 mit Beschluss festzustellen." 

17. Art. 73 wird folgender Abs. 21 angefügt: 
,,(21) Art. 60 bis 64 in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. [X] treten mit 1. Jänner 2027 in 

Kraft. Sie sind jedoch schon vor diesem Zeitpunkt erstmals bei der Erstellung und Beschlussfassung des 
Landesfinanzrahmens und des Strategieberichts für das Finanzjahr 2027 und die drei nächstfolgenden Finanzjahre 
sowie bei der Erstellung und Beschlussfassung des Landesvoranschlages und des Landesrechnungsabschlusses für das 
Finanzjahr 2027 anzuwenden. Der Landesrechnungsabschluss für das Finanzjahr 2026 ist auf Grund des Art. 62 in der 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 geltenden Fassung zu erstellen. Art. 61 Abs. 3 und 4, Art. 62 Abs. 4 und 5 und 
Art. 63 Abs. 4, 7 und 8 treten mit 1. Jänner 2027 außer Kraft." 

Artikel II 
Gesetz über die Haushaltsführung des Landes 
(Kärntner Landeshaushaltsgesetz - K-LHG) 
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I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

Geltungsbereich 
Ziele und Grundsätze der Haushaltsführung 
Haushaltszeitraum 

2. Hauptstück 
Organisation der Haushaltsführung 

Organe der Haushaltsführung 
Haushaltsleitende Organe 
Haushaltsführende Stellen 
Übergeordnete und nachgeordnete haushaltsführende Stellen 
Buchhaltung 
Zahlstellen 

3. Hauptstück 
Haushaltsplanung 

I. Abschnitt 
Mittelfristige Haushaltsplanung 

Landesfinanzrahmen 
Strategiebericht 
Vorlagepflichten für den Landesfinanzrahmen und den Strategiebericht 

2. Abschnitt 
Landesvoranschlag, Zustimmungen und Ermächtigungen 

Grundsätze der Veranschlagung 
Beschlüsse über den Landesvoranschlag 
Angaben zur Wirkungsorientierung 
Stellenplan 
Nachträge zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag 
Bindungswirkung des Landesvoranschlages 
Bericht über den Vollzug des Landesvoranschlages 
Zustimmungen und Ermächtigungen 

4. Hauptstück 
Haushaltsvollzug 

I. Abschnitt 
Grundsätze und Organisation des Haushaltsvollzugs 

Grundsätze des Haushaltsvollzuges 
Wirtschaftliche Unternehmungen 

2. Abschnitt 
Mittelaufbringung und Mittelverwendung 

Mittelaufbringungen 
Mittelverwendungen 
Geldmittelbereitstellung und Liquiditätssteuerung 
Budgetsperren und verwaltungsinterne Mittelreservierungen 
Mittelumschichtungen 
Mittelverwendungsüberschreitungen 
Bildung, Entnahme und Auflösung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven 
Vorhaben 
Konten 
Leistungen für Drille 
Haushaltsinterne Vergütungen 
Deckungsgruppen im Finanzierungshaushalt 

3. Abschnitt 
Zahlungsvollzug 

Grundsätze des Zahlungsvollzuges 
Anordnung 
Prüfung und Durchführung der Anordnung 
Verrechnung 
Revision des Rechnungswesens 



§ 40 
§ 41 
§ 42 
§ 43 

§ 44 
§ 45 

§ 46 
§ 47 

§ 48 

§ 49 

§ 50 

§ 51 

§ 52 
§ 53 
§ 54 

4. Abschnitt 
Controlling 
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Controlling für den Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets 
Wirkungscontrolling 
Personalcontrolling 
Beteiligungscontrolling 

5. Abschnitt 
Verfügungsrechte über Vermögen 

Erwerb von Sachen für das Land und Zuständigkeit für deren Verwaltung 
Grundsätze für die Verwaltung des Landesvermögens und der im Gewahrsam des 
Landes befindlichen fremden Sachen 
Rückforderung nicht geschuldeter Leistungen des Landes 
Stundung, Ratenvereinbarung, Aussetzung und Einstellung der Einziehung bei 
privatrechtlichen Forderungen des Landes 
Verzicht auf privatrechtliche Forderungen des Landes 

Finanzierung 

6. Abschnitt 
Finanzierung 

5. Hauptstück 
Inventar 

Anlagenbuchführung, Inventarverwaltung und Inventur 
6. Hauptstück 

Rechnungsabschluss 
Landesrechnungsabschluss 

7. Hauptstück 
Schlussbestimmungen 

Automationsunterstützte Haushaltsführung 
Verweisungen 
Jnkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 

1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

(!) Dieses Gesetz regelt die Haushaltsführung des Landes. 
(2) Die Haushaltsführung umfasst insbesondere: 

1. die Vorbereitung und Erstellung der Entwürfe für den Landesfinanzrahmen, den Strategiebericht, den 
Landesvoranschlag und den Landesrechnungsabschluss sowie deren Beschlussfassung; 

2. das Führen des Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögenshaushalts; 
3. das Controlling einschließlich des Berichtswesens; 
4. den Zahlungsvollzug bestehend aus 

a) der Erteilung von Zahlungs- und Verrechnungsanordnungen an die Buchhaltung, 
b) der Verrechnung, 
c) dem Zahlungsverkehr (bar und bargeldlos), 
d) der Prüfung der sachlichen, rechnerischen und formalen Richtigkeit im Zahlungsvollzug und 
e) der Revision des Rechnungswesens durch die Buchhaltung. 

§2 
Ziele und Grundsätze der Haushaltsführung 

(1) Der Haushalt hat der Erfüllung der Aufgaben des Landes durch die Ermittlung und Bereitstellung der hiefür 
benötigten finanziellen und personellen Ressourcen zu dienen. 

(2) Das Land hat insbesondere unter Berücksichtigung der unionsrechtlichen Vorschriften und der Koordinierung 
der Haushaltsführung mit den anderen Gebietskörperschaften einen nachhaltig geordneten Haushalt anzustreben. 

(3) Der Wirkungsorientierung ist als integraler Bestandteil der Haushaltsführung Rechnung zu tragen. Vom 
Grundsatz der Wirkungsorientierung umfasst sind die jährliche Haushaltsplanung, das Wirkungscontrolling sowie die 
Steuerung der haushaltsführenden Stellen mit Hilfe des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplanes. 
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(4) Besondere gesetzliche Bestimmungen zur Haushaltsführung bleiben unberührt. 
§3 

Haushaltszeitraum 
Der Landeshaushalt ist für jedes Finanzjahr gesondert zu führen. Finanzjahr ist das Kalenderjahr. 

2. Hauptstück 
Organisation der Haushaltsführung 

§4 
Organe der Haushaltsführung 

(1) Organe der Haushaltsführung sind anordnende und ausführende Organe. 
(2) Anordnende Organe sind die haushaltsleitenden Organe und die Leiter der haushaltsführenden Stellen. 
(3) Ausführende Organe sind die Buchhaltung und die Zahlstellen. 
(4) Mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Haushaltsführung dürfen nur unbefangene und fachlich sowie 

persönlich geeignete Bedienstete betraut werden. 

(1) Haushaltsleitende Organe sind: 
I. der Präsident des Landtages; 

§5 
Haushaltsleitende Organe 

2. die Landesregierung oder ihre Mitglieder nach Maßgabe der Verordnung nach Art. 56 Abs. 2 K-LVG; 
4. der Präsident des Landesverwaltungsgerichts; 
3. der Leiter des Landesrechnungshofs. 

(2) Die haushaltsleitenden Organe haben im jeweiligen Zuständigkeitsbereich folgende Aufgaben: 
I. Ermittlung der ihren Zuständigkeitsbereich betreffenden voraussichtlichen Mittelverwendungen und 

Mittelaufbringungen, mindestens für den Zeitraum des laufenden Finanzjahres und der folgenden vier 
Finanzjahre, einschließlich der finanziellen Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und sonstigen 
Vorhaben, die finanzielle Auswirkungen auf den Landeshaushalt haben, sowie deren interne Evaluierung; 

2. Aufteilung von Budgetsperren auf Global- und Detailbudgets; 
3. Festlegung der Ressourcen-, Ziel- und Leistungspläne; 
4. Steuerung der Inanspruchnahme und die Überwachung der Einhaltung der Voranschlagswerte sowie der 

Ressourcen-, Ziel- und Leistungspläne unter Zuhilfenalnne des bereichsbudgetinternen Controllings und 
Wirkungscontrollings; 

5. Einrichtung von Detailbudgets erster Ebene; 
6. Einhaltung der Grundsätze des § 2a BfinG; 
7. Beteiligungscontrolling im jeweiligen Zuständigkeitsbereich; 
8. Festsetzung und Aufhebung von verwaltungsinternen Mittelreservierungen; 
9. Erstellung der Erläuterungen für das jeweilige Bereichsbudget; 

10. Mittelumschichtungen gemäß § 27 Abs. I Z 2; 
I 1. Mitwirkung 

a) an der Erstellung des Entwurfs des Landesfinanzralnnens und des Strategieberichtes; 
b) an der Erstellung des Entwurfes des Landesvoranschlages und der Erstellung der Entwürfe der Nachträge 

zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag; 
c) beim Voranschlagsprovisorium; 
d) an der Erstellung des Berichts an den Landtag über den Vollzug des Landesvoranschlags; 
e) an der Erstellung des Berichts über die Erreichung der im Landesvoranschlag festgelegten Wirkungsziele für 

das vorangegangene Finanzjahr; 
f) am bereichsbudgetübergreifenden und -internen Budget- und Wirkungscontrolling; 
g) im Zahlungsvollzug; 
h) an den Abschlussrechnungen (Rechnungslegung); 
i) an der Erstellung des Berichts über das Beteiligungscontrolling; 

12. Aufgaben der Leiter der haushaltsführenden Stellen, wenn sich das haushaltsleitende Organ diese Aufgaben 
schriftlich vorbehalten hat oder das haushaltsleitende Organ auch haushaltsführende Stelle ist. 

(3) Die haushaltsleitenden Organe haben bei der Wahmehnmng ihrer Aufgaben auf eine den Haushaltsgrundsätzen 
entsprechende Bewirtschaftung der ihrem Zuständigkeitsbereich zugehörigen Global- und Detailbudgets hinzuwirken. 

(4) Die haushaltsleitenden Organe dürfen die Aufgaben gemäß Abs. 2 Z I 1 lit. c, d, f hinsichtlich des -internen 
Budget- und Wirkungscontrollings und g an den Leiter der haushaltsführenden Stelle schriftlich delegieren. Dies ist der 
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für die Angelegenheiten der Landesfinanzen zuständigen Abteilung des Amtes der Landesregierung schriftlich bekannt 
zu geben. 

§6 
Haushaltsführende Stellen 

(!) Leiter haushaltsführender Stellen sind: 
1. der Präsident des Landesverwaltungsgerichts; 
2. der Leiter des Landesrechnungshofs; 
3. der Direktor des Landtagsamtes; 
4. die Leiter einer Abteilung des Amtes der Landesregierung, soweit sich die haushaltsleitenden Organe die 

Angelegenheiten nicht schriftlich vorbehalten haben; 
5. die Leiter von nachgeordneten haushaltsführenden Stellen, soweit Aufgaben gemäß Abs. 3 delegiert wurden. 

(2) Der Leiter einer haushaltsführenden Stelle hat, soweit sich ein haushaltsleitendes Organ diese Aufgabe nicht 
schriftlich vorbehalten hat, folgende Aufgaben: 

1. Erstellung des Entwurfes des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplanes und die Umsetzung des vom 
haushaltsleitenden Organ festgelegten Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans; 

2. Bewirtschaftung der Mittel, einschließlich der Planung und der Verrechnung; 
3. Aufteilung von Detailbudgets erster Ebene in mehrere Detailbudgets zweiter Ebene; 
4. Erteilung von Buchungs- und Zahlungsanordnungen an die Buchhaltung; 
5. Mittelumschichtungen gemäß§ 27 Abs. 1 Z !; 
6. Bildung und Verwendung von Mittelreservierungen auf Ebene der Detailbudgets; 
7. Rechnungs- und Berichtslegung an das haushaltsleitende Organ; 
8. Überwachung der Inanspruchnahme von Voranschlagsbeträgen und der noch verfügbaren 

Mittelverwendungen; 
9. Vermögensverwaltung; 

10. Anlagenbuchführung, Buchführung über die Vorräte, Inventar und Inventur; 
11. Mitwirkung 

a) bei Aufgaben des haushaltsleitenden Organs gemäß § 5 Abs. 2 Z l, 4, 6, 7, 9 und 10 und 11; 
b) bei der Liquiditätsplanung. 

(3) folgende Aufgaben können über Vorschlag der haushaltsführenden Stelle vom haushaltsleitenden Organ auf 
die Leiter einer nachgeordneten Organisationseinheit schriftlich delegiert werden, für die ein Detailbudget zweiter 
Ebene gemäß Abs. 2 Z 3 eingerichtet wurde: 

1. die Aufgaben gemäß Abs. 2 Z l, 2, 4, 5 und 11 lit. a; 
2. die Rechnungs- und Berichtslegung an die haushaltsführende Stelle; 
3. die Vorlage von Abschlussrechnungen im Wege der Vorarbeiten zum Rechnungsabschluss an die 

haushaltsführende Stelle. 
§7 

Übergeordnete und nachgeordnete haushaltsführende Stellen 
(1) Das haushaltsleitende Organ hat die seinem Zuständigkeitsbereich zugehörenden haushaltsführenden Stellen, 

sofern Detailbudgets zweiter Ebene eingerichtet werden, als übergeordnete und als nachgeordnete haushaltsführende 
Stellen einzurichten. Leiter übergeordneter haushaltsführender Stellen sind jene, die ein Detailbudget erster Ebene 
bewirtschaften, und die Leiter nachgeordneter haushaltsführender Stellen jene, die ein Detailbudget zweiter Ebene 
bewirtschaften. 

(2) Werden über- und nachgeordnete haushaltsführende Stellen eingerichtet, so sind die Leiter nachgeordneter 
haushaltsführender Stellen den Leitern übergeordneter haushaltsführender Stellen nachgeordnet. Werden keine über-
und nachgeordneten haushaltsführenden Stellen eingerichtet, so sind die Leiter haushaltsführender Stellen dem 
haushaltsleitenden Organ nachgeordnet. 

§8 
Buchhaltung 

(1) Haushaltsführende Stellen haben sich bei der Besorgung der Buchhaltungsaufgaben der Buchhaltung zu 
bedienen. 

(2) Die Buchhaltung ist bei der Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben an die Anordnungen der dazu 
anordnenden Organe gemäß § 4 Abs. 2 gebunden, deren Aufgaben sie ausführt und mit denen sie urnnittelbar verkehrt. 

(3) Die Aufgaben der Buchhaltung sind: 
1. die Ordnung, Erfassung und Aufzeichnung der Verrechnungsdaten; 
2. die Prüfung im Zahlungsvollzug; 
3. die Überwachung der Einhaltung der Voranschlagswerte; 
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4. die Vorbereitung des Landesrechnungsabschlusses; 
5. die Abwicklung des Zahlungsverkehrs mit Ausnahme des Barzahlungsverkehrs; 
6. die Revision des Rechnungswesens; 
7. die Überwachung der Erfüllung der Forderungen und Verbindlichkeiten des Landes nach Maßgabe ihrer 

Fälligkeit; 
8. Prüfung der Zahlstellen; 
9. die notwendigen Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Delegieren von Aufgaben gemäß§ 6 Abs. 3; 

10. die Organisation des zentralen Rechnungseinganges; 
11. notwendige Maßnahmen in Zusammenhang mit Kontoeröffnungen, Kontoschließungen, Kontoführung; 
12. die Aufbewahrung von Belegen. 
(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung nähere 

Bestimmungen über die Aufgaben der Buchhaltung zu erlassen, insbesondere Maßnahmen zur 
Verwaltungsvereinfachung durch die Festlegung von Wertgrenzen im Rahmen der Buchungsabläufe. Die 
Landesregierung darf der Buchhaltung durch Verordnung weitere Aufgaben übertragen. Voraussetzung der 
Übertragung ist, dass 

1. dies den Zielen der Haushaltsführung entspricht, 
2. diese Aufgaben ihrer Art nach mit der Haushaltsverrechnung des Landes im Zusammenhang stehen und 
3. dadurch die zeit- und ordnungsgemäße Ausführung der in Abs. 3 genannten Aufgaben nicht beeinträchtig wird. 

(5) Die Landesregierung darf durch Verordnung bestimmen, in welchen Fällen und unter welchen Bedingungen 
haushaltsführende Stellen oder wirtschaftliche Untemelnnungen ohne Rechtspersönlichkeit Aufgaben der Buchhaltung 
selbst besorgen dürfen. Voraussetzung ist, dass 

1. dies der Verwaltungsvereinfachung dient, 
2. die Gebarungssicherheit gewährleistet ist, 
3. die Überwachung der ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben mittels eines internen Kontrollsystems 

gewährleistet ist und 
4. die Kontrollfunktion der Buchhaltung gewährleistet ist. 

§9 
Zahlstellen 

(1) Für die Abwicklung des Barzahlungsverkehrs sind bei den Bezirkshauptmannschaften Zahlstellen einzurichten. 
Die Landesregierung darf erforderlichenfalls weitere Zahlstellen durch Verordnung einrichten. Die Landesregierung hat 
für die Zahlstellen nähere Bestimmungen, insbesondere zu Aufgaben, Öffnungszeiten sowie Zahlungsmitteln 
einschließlich deren Verwahrung durch Verordnung, zu erlassen. 

(2) Die Zahlstellen sind organisatorisch den haushaltsführenden Stellen zugehörig, bei denen sie eingerichtet sind. 
Die Zahlstelle ist bei der Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben nur an die Anordnungen der haushaltsführenden 
Stelle gebunden, deren Aufgaben sie ausführt und mit der sie unmittelbar verkehrt. 

3. Hauptstück 
Haushaltsplanung 

1. Abschnitt 
Mittelfristige Haushaltsplanung 

§ 10 
Landesfinanzrahmen 

(1) Der Landesfinanzrahmen {Art. 60 Abs. 1 bis 3 K-LVG) ist in Bereiche zu unterteilen, die Anzahl der Bereiche 
richtet sich nach der Anzahl der haushaltsleitenden Organe. 

(2) Der Landesfinanzrahmen ist eine Grundlage für die Berichterstattung an das Österreichische 
Koordinationskomitee gemäß dem ÖStP 2012. 

(3) Die Grundzüge des Stellenplanes haben die jährliche Gesamtsumme der höchstzulässigen 
auszahlungswirksamen Personalkapazität des Landes auszuweisen. 

§ 11 
Strategiebericht 

(1) Der Strategiebericht (Art. 60 Abs. 4 K-LVG) hat insbesondere folgende Inhalte zu enthalten: 
1. einen Überblick über die wirtschaftliche Lage des Landes und deren voraussichtliche Entwicklung; 
2. die haushalts- und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und die daraus folgende haushaltspolitische Strategie 

des Landes; 
3. die wirtschaftspolitische Strategie des Landes unter Beilage eines Investitionsplans; 
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4. die Ergebnisse des Landes, insbesondere das Maastrichtsaldo, das strukturelle Saldo des Landes nach Art. 4 
ÖStP 2012, die Kontrollkontoentwicklung, die Ausgabenbremse und das Primärsaldo; 

5. die Entwicklung der Finanzschulden des Landes und der außerbudgetären Rechtsträger; 
6. den Haftungsnachweis gemäß Anlage 6r der VRV 2015 für die vier Finanzjahre, in denen der 

Landesfinanzrahmen gültig ist; 
7. Erläuterungen zum Gesamthaushalt und auf jeweiliger Bereichsebene; 
8. Erläuterungen zu den Grundzügen des Stellenplans; 
9. Erfüllung des letztgültigen Landesfinanzrahmens und die Gründe für allfällige Abweichungen davon. 

(2) In den Erläuterungen auf jeweiliger Bereichsebene sind die wesentlichen Herausforderungen, mittelfristigen 
Bereichsziele und wesentlichen Maßnahmen zu beschreiben. 

§ 12 
Vorlagepflichten für den Landesfinanzrahmen und den Strategiebericht 

(!) Die Landesregierung hat die Planung und Erstellung des Entwurfes des Landesfinanzrahmens und des 
Strategieberichts unter Mitwirknng der haushaltsführenden Stellen und der haushaltsleitenden Organe vorzunehmen. 

(2) Das für Landesfinanzen zuständige Mitglied der Landesregierung hat die für die Erstellung des Entwnrfes des 
Landesfinanzrahmens und des Strategieberichtes erforderlichen Unterlagen so rechtzeitig von den haushaltsleitenden 
Organen einzufordern, dass der von der Landesregierung vorgelegte Entwnrf des Landesfinanzrahmens zusammen mit 
dem Strategiebericht spätestens gemeinsam mit dem Entwnrf des Landesvoranschlages dem Landtag vorgelegt werden 
kann. 

2. Abschnitt 
Landesvoranschlag, Zustimmungen und Ermächtigungen 

§ 13 
Grundsätze der Veranschlagung 

(1) Die Gliederung des Landesvoranschlages (Art. 61 Abs. 1 und 2 K-LVG) richtet sich nach§ 6 Abs. 2 VRV 
2015. 

(2) Der Landesvoranschlag hat innerhalb der Grenzen des Landesfinanzrahmens die vom Landtag zu 
genehmigenden Obergrenzen für Mittelverwendungen (das sind im Finanzierungshaushalt die Auszahlungen und im 
Ergebnishaushalt die Aufwendungen) und die Untergrenzen für die Mittelaufbringungen ( das sind im 
Finanzierungshaushalt die Einzahlungen und im Ergebnishaushalt die Erträge) auf Ebene der Bereichs- und 
Globalbudgets sowie die höchstzulässigen Stellen in quantitativer Hinsicht (Stellenplan) festzulegen. 

(3) Im Landesvoranschlag sind Wirknngsziele mit Indikatoren auf Ebene der Globalbudgets und Kennzahlen 
anzuführen, die mit den veranschlagten Mittelverwendungen zu erreichen sind. 

(4) Im Landesvoranschlag sind jedenfalls die voraussichtlich für die Finanzierungsbeteiligung des Landes an 
Förderungsmaßnahmen, die von der Europäischen Union nach Maßgabe der vertraglich vereinbarten oder genehmigten 
Förderungsprogramme mitfinanziert werden, zu leistenden Ausgaben aufzunehmen. Die Finanzierungsbeteiligung des 
Landes umfasst auch die Vorfinanzierung der Mittel der Europäischen Union für die vereinbarten und genehmigten 
Förderungsmaßnahmen. 

(5) Bei der Veranschlagung von Mittelverwendungen, die durch zweckbestimmte Mittelaufbringungen zu 
bedecken sind, haben sich die Mittelverwendungen an der Höhe der zweckbestimmten Mittelaufbringungen zu 
orientieren. 

(6) Im Landesvoranschlag dürfen bei der Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets 
Finanzpositionen eines Haushaltsansatzes oder mehrerer Haushaltsansätze eines oder verschiedener Detailbudgets als 
Decknngsgruppe eingerichtet werden. 

(7) Dem Landesvoranschlag sind textliche Erläuterungen zum Gesamthaushalt sowie zu den einzelnen 
Bereichsbudgets anzuschließen. Die textlichen Erläuterungen haben insbesondere den Entwurf der Aufteilung der 
Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets durch die Landesregierung zu enthalten. 

(8) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Berücksichtigung von Art. 61 und Art. 63 Abs. 1 und 2 K-
L V G nähere Bestimmungen zum Landesvoranschlag zu erlassen, insbesondere 

1. zur Vorbereitung des Entwnrfes des Landevoranschlages einschließlich der Aufgaben der haushaltsführenden 
Stellen und eines Zeitplanes sowie 

2. zum Inhalt der Erläuterungen. 
§ 14 

Beschlüsse über den Landesvoranschlag 
(!) Der Entwurf des Landesvoranschlages ist durch Antrag jährlich spätestens bis zum 31. Oktober der Beratung 

und Beschlussfassung durch die Landesregierung zuzuführen. Nach Beschlussfassung ist der Entwnrf des 
Landesvoranschlages unverzüglich dem Landtag vorzulegen. 

(2) Der Antrag hat 



9 

1. den Entwurf des Landesvoranschlages, ausgenommen die Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die 
Detailbudgets, zur Vorlage und Beschlussfassung an den Landtag und 

2. den Entwurf der Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets zu enthalten. 
§ 15 

Angaben zur Wirkungsorientierung 
(1) Der Landesvoranschlag hat für jedes Globalbudget folgende Angaben zur Wirkungsorientierung zu enthalten: 

1. Wirkungsziele, unter besonderer Berücksichtigung der Gleichstellungsziele, die mit den budgetierten 
Mittelverwendungen umzusetzen sind; 

2. Indikatoren und Kennzahlen zur Messung der Erreichung der Wirkungsziele. 
(2) Die Erläuterungen zum Entwurf des Landesvoranschlages haben eine nähere Begründung zur Definition der 

Angaben zu den Wirkungszielen und Maßnahmen zur Erreichung der Wirkungsziele zu entllalten. 
(3) Die Angaben zur Wirkungsorientierung sind so zu wählen, dass ihre Relevanz, inhaltliche Konsistenz, 

Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit, Vergleichbarkeit sowie Überprüfbarkeit gewährleistet sind. Bei der Festlegung 
von Wirkungszielen sind andere Wirkungsziele zu berücksichtigen. Die Wirkungsziele müssen im Hinblick auf ihren 
Zielerreichungsgrad überprüfbar und mehrjährig vergleichbar sein. 

(4) Die Landesregierung darf unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 
Bestimmungen zur Wirkungsorientierung, zur Koordination und Vorbereitung derselben, zur Qualitätssicherung, 
einschließlich der internen Evaluierung, Plausibilitätsprüfung und Messbarkeit der Wirkungsziele erlassen. 

§ 16 
Stellenplan 

(!) Der Stellenplan des Landesvoranschlags setzt sich aus dem Stellenplan über die Planstellen der 
Landesverwaltung, einschließlich jener des Landesrechnungshofs, des Landtagsamtes und des 
Landesverwaltungsgerichtes, sowie dem Stellenplan über die Planstellen für Lehrer an allgemein bildenden 
Pflichtschulen, dem Stellenplan über die Planstellen für Lehrer an Fachberufsschulen und dem Stellenplan über die 
Planstellen für Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen zusammen. Er legt die 
höchstzulässigen Planstellen des Landes für den Gesamthaushalt fest, wobei eine Planstelle dem Arbeitsumfang einer 
ganzjährig vollbeschäftigten Person entspricht. 

(2) Im Stellenplan dürfen Planstellen nur in der Art und Anzahl festgelegt werden, die zur Bewältigung der 
Aufgaben des Landes zwingend notwendig sind. Es dürfen höchstens 70 Planstellen für die Sekretariate der Mitglieder 
der Landesregierung festgelegt werden. 

(3) Im Stellenplan sind die Planstellen für jedes Globalbudbget getrennt nach dienstrechtlichen Merkmalen, und 
zwar gesamthaft nach Beamten und Vertragsbediensteten, auszuweisen. Die Planstellen für Beamte der Dienstklassen 
VIII und IX und für die Planstellen für die Sekretariate der Mitglieder der Landesregierung sind jeweils gesondert 
auszuweisen. 

( 4) Die im Landesfinanzrahmen festgelegte jährliche Gesamtsumme der Planstellen darf an keinem Tag des 
jeweiligen Finanzjahres überschritten werden. 

§ 17 
Nachträge zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag 

Soweit bundesrechtlich hinsichtlich Fonn und Gliederung der Nachträge zum vom Landtag beschlossenen 
Landesvoranschlag nichts anderes angeordnet ist, bestehen die Nachträge zumindest aus dem Finanzierungsvoranschlag 
und dem Ergebnisvoranschlag. 

§ 18 
Bindungswirkung des Landesvoranschlages 

(!) Folgende im Landesvoranschlag festgelegten Mittelverwendungsobergrenzen dürfen beim Vollzug des 
Landesvoranschlages - außer in den Fällen des Art. 64 Abs. 1 Z 5 K-LVG und des § 28 oder auf Basis von 
Zustimmungen und Ermächtigungen des Landtages - nicht überschritten werden: 

1. jeweils auf Ebene des Gesamthaushaltes, der Bereichsbudgets und der Globalbudgets dürfen im 
Finanzierungsvoranschlag die Obergrenzen für Auszahlungen nicht überschritten werden. Einzahlungen haben 
ohne Rücksicht auf die Höhe der Beträge, mit denen sie veranschlagt wurden, rechtzeitig in dem durch Gesetz, 
Verordnung, Vertrag oder sonstige Rechtsgrundlage vorgesehenen Umfang zu erfolgen. 

2. jeweils auf Ebene des Gesamtllaushaltes, der Bereichsbudgets und der Globalbudgets dürfen im 
Ergebnisvoranschlag die Obergrenzen für Aufwendungen der finanzierungswirksamen 
Mittelverwendungsgruppen nicht überschritten werden. Finanzierungswirksame Erträge haben ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Beträge, mit denen sie veranschlagt wurden, rechtzeitig in dem durch Gesetz, Verordnung, 
Vertrag oder sonstige Rechtsgrundlage vorgesehenen Umfang zu erfolgen. 

(2) Auf Ebene der Detailbudgets erster und zweiter Ebene dürfen 
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1. im Finanzierungsvoranschlag die Obergrenzen für Auszahlungen nicht überschritten werden. Einzahlungen 
haben ohne Rücksicht auf die Höhe der Beträge, mit denen sie veranschlagt wurden, rechtzeitig in dem durch 
Gesetz, Verordnung, Vertrag oder sonstige Rechtsgrundlage vorgesehenen Umfang zu erfolgen. 

2. im Ergebnisvoranschlag die Obergrenzen für Aufwendungen der finanzierungswirksamen 
Mittelverwendungsgruppen nicht überschritten werden. Finanzierungswirksame Erträge haben ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Beträge, mit denen sie veranschlagt wurden, rechtzeitig in dem durch Gesetz, Verordnung, 
Vertrag oder sonstige Rechtsgrundlage vorgesehenen Umfang zu erfolgen. 

§ 19 
Bericht über den Vollzug des Landesvoranschlages 

Der Bericht über den Vollzug des Landesvoranschlages gemäß Art. 61 Abs. 9 Z 1 K-LVG hat Aussagen zu den 
Bereichs- und Globalbudgets zumindest auf Ebene des Finanzierungshaushaltes zu enthalten. Darüber hinaus hat er 
Aussagen zum Gesamthaushalt, zur voraussichtlichen Entwicklung der Finanzschulden, zur Planstellenbesetzung, zu 
den Abweichungen gegenüber dem Vorjahr und eine Prognose für das erwartete Ergebnis des Finanzjahres zu 
enthalten. 

§ 20 
Zustimmungen und Ermächtigungen 

(!) Mit dem Entwurf des Landesvoranschlages hat die Landesregierung alle für die Vollziehung des 
Landeshaushalts notwendigen Anträge für die Erteilung von Zustimmungen und Ermächtigungen für die 
Haushaltsführung dem Landtag vorzulegen. 

(2) Die Landesregierung darf dem Landtag Anträge für die Erteilung von Zustimmungen und Ermächtigungen für 
die Haushaltsführung (Art. 61 Abs. 1 und Art. 64 K-LVG) vorlegen. 

4. Hauptstück 
Haushaltsvollzug 

1. Abschnitt 
Grundsätze und Organisation des Haushaltsvollzugs 

§ 21 
Grundsätze des Haushaltsvollzuges 

(!) Alle Mittelaufbringungen des Landesvoranschlages dienen zur Bedeckung der gesamten Mittelverwendungen, 
soweit nicht eine besondere Zweckwidmung für eine einzelne Mittelverwendung besteht. 

(2) Sowohl das Eingehen einer Auszahlungsverpflichtung als auch der Vollzug einer im Landeshaushalt 
veranschlagten Auszahlung ist unter Bedachtnahme auf die Haushaltsgrundsätze nur nach Maßgabe des unabweislichen 
Bedarfs und nur insoweit zulässig, als der Zweck, zu dessen Erreichung die Auszahlung veranschlagt worden ist, sowie 
die Voraussetzungen, die der Veranschlagung zugrunde gelegen sind, im Zeitpunkt des Vollzuges der Auszahlung noch 
bestehen. 

(3) Die auch nur teilweise Verfügung über veranschlagte Auszahlungen vor ihrer endgültigen Verwendung ist 
unzulässig. 

(4) Beim Haushaltsvollzug ist zu gewährleisten, dass jeder gebarungsrelevante Vorgang, also auch ein solcher, der 
nicht zu veranschlagen gewesen ist, im Rechenwerk des Landes dargestellt wird. 

(5) Der Haushaltsvollzug hat unter Einhaltung eines internen Kontrollsystems zu erfolgen. 
(6) Der Haushaltsvollzug hat nach dem Vier-Augen-Prinzip zu erfolgen. 
(7) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung 
1. nähere Bestimmungen über den Haushaltsvollzug, insbesondere über dessen Umfang, formale 

Voraussetzungen und das jeweils einzuhaltende Verfahren, sowie 
2. einheitliche Bestimmungen über die Gewährung von Förderungen 

zu erlassen. 
§ 22 

Wirtschaftliche Unternehmungen 
(1) Wirtschaftliche Unternehmungen ohne Rechtspersönlichkeit dürfen nur betrieben werden, wenn dies den 

Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht. 
(2) Abs. 1 gilt in gleicher Weise für wirtschaftliche Unternehmungen mit eigener Rechtspersönlichkeit oder für 

Beteiligungen an solchen Unternehmungen sowie für Beteiligungen an wirtschaftlichen Unternehmungen in der 
Rechtsfonn einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer stillen Gesellschaft. 
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2. Abschnitt 
Mittelaufbringung und Mittelverwendung 

§ 23 
Mittelaufbringungen 

(1) Die haushaltsführenden Stellen haben zu prüfen, ob 
1. fällige Mittelaufbringungen zum Fälligkeitszeitpunkt und 
2. nichtfällige Mittelaufbringungen bis 31. Dezember eines jeden Finanzjahres 

eingelangt sind. 
(2) Mittelaufbringungen sind bei jenem Haushaltsansatz des Landesvoranschlages zu verrechnen, dem sie nach 

dem ihnen zugrundeliegenden Rechtstitel oder ihrer Natur zugehören. Die Landesregierung wird ermächtigt, für 
Mittelaufbringungen, für die im Landesvoranschlag kein Haushaltsansatz vorgesehen ist, einen Haushaltsansatz zu 
bestimmen, unter dem derartige Mittelaufbringungen zu verbuchen sind. 

(3) Eine Vorwegnahme von zweckbestimmten Mittelverwendungen aus erst eingehenden Mittelaufbringungen ist 
nur zulässig, wenn die Mittelaufbringung sichergestellt ist. 

(4) Sofern gesetzlich nicht etwas Anderes gilt, ist für Forderungen des Landes die Fälligkeit spätestens einen 
Monat nach ihrem Entstehen und die Entrichtung von Verzugszinsen in Höhe von 4% über dem jeweils geltenden und 
von der Österreichischen Nationalbank verlautbarten Basiszinssatz pro Jahr vorzusehen. Von diesem Grundsatz kann 
abgewichen werden, sofern die Festlegung anderer Zahlungsbedingungen wegen der Eigenart der betreffenden 
Forderung und der demgemäß geltenden Regeln des wirtschaftlichen Verkehrs erforderlich ist. 

§ 24 
Mittelverwendungen 

(1) Die im Landesvoranschlag veranschlagten Mittelverwendungen sind grundsätzlich unüberschreitbare 
Höchstbeträge. Sie dürfen vorbehaltlich der Bestimmungen des § 27 und § 28 nur in der festgelegten Höhe und für die 
festgelegten Zwecke getätigt werden. 

(2) Die Mittelverwendungen sind zu Lasten des Haushaltsansatzes anzuweisen und zu verrechnen, dem sie nach 
dem ihnen zugrundeliegenden Rechtstitel oder in Ern1angelung eines solchen nach ihrer Natur nach zugehören. 

(3) Mittelverwendungen für ein und denselben Zweck dürfen grundsätzlich innerhalb eines Bereichs-, Global- und 
Detailbudgets nur unter einem Haushaltsansatz verrechnet werden, soweit die Zustimmungen und Ermächtigungen für 
die Haushaltsführung nicht anderes vorsehen. 

( 4) Für die Anordnung und Verrechnung einer im Landesvoranschlag im Einzelnen nicht veranschlagten 
Mittelverwendung zu Lasten eines bestimmten Haushaltsansatzes ist maßgebend, dass die Zweckbestimmung der 
Mittelverwendung mit dem im Landesvoranschlag festgelegten Verwendungszweck der dafür veranschlagten Mittel 
übereinstimmt. 

§ 25 
Geldmittelbereitstellung und Liquiditätssteuerung 

(1) Mit dem Wirksamkeitsbeginn der bindenden Grundlage der Mittelverwendung hat die Landesregierung dafür 
zu sorgen, dass den haushaltsführenden Stellen die zur Leistung der Auszahlungen des Landes notwendigen Geldmittel 
in dem Ausmaße bereitgestellt werden, in welchem dies zur Erfüllung fälliger Verpflichtungen erforderlich ist. 

(2) Für die Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen des Landes ist die Fälligkeit nach Maßgabe der jeweils 
verfügbaren Geldmittel sowie unter Beachtung der Regeln des wirtschaftlichen Verkehrs zu vereinbaren, soweit nicht 
gesetzliche Verpflichtungen bestehen. 

(3) Die Landesregierung hat zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit gemäß Abs. 1 eine Liquiditätsplanung 
durchzuführen und eine ausreichende Liquidität zu halten. 

(4) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über die Liquiditätssteuerung zu treffen. 

§ 26 
Budgetsperren und verwaltungsinterne Mittelreservierungen 

( 1) Budgetsperren sind auf Ebene der Bereichsbudgets vorzunehmen. Die Aufteilung der Budgetsperren innerhalb 
des Bereichsbudgets obliegt dem haushaltsleitenden Organ in seinem Zuständigkeitsbereich, wobei die Festlegung so zu 
erfolgen hat, dass diese nicht auf Pflichtausgaben bzw. auf Voranschlagswerte, denen im Finanzjahr fällige gesetzliche 
oder vertragliche Verpflichtungen zu Grunde liegen, gesetzt werden. 

(2) Verschiebungen von Budgetsperren innerhalb des Bereichsbudgets sind im Rahmen des Abs. 1 letzter Satz 
zulässig. 

(3) Budgetsperren 
1. dürfen nicht zu Mittelumschichtungen sowie Zahlungsmittelreserven herangezogen werden und 
2. sind nicht übertragungsfähig. 
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(4) Die Budgetsperren des Bereichsbudgets können im jeweiligen Finanzjahr bzw. im Zuge der 
Rechnungsabschlussarbeiten zum jeweiligen Finanzjahr von der Landesregierung ganz oder teilweise wieder 
aufgehoben werden. Im Falle einer Teilaufhebung gilt Abs. 1 letzter Satz sinngemäß. 

(5) Das haushaltsleitende Organ oder der Leiter einer übergeordneten haushaltsführenden Stelle können für 
Detailbudgets verwaltungsinterne Mittelreservierungen festsetzen und aufheben, auch wenn kein Fall einer 
Mittelverwendungsüberschreitung vorliegt. 

§ 27 
Mittelumschichtungen 

(1) Mittelumschichtungen zwischen Bereichsbudgets oder zwischen Globalbudgets bedürfen gemäß Art. 64 Abs. 1 
Z 5 K-LVG der Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages. 

(2) Mittelumschichtungen mit Ausnahme der Bereichsbudgets des Landtages, des Landesrechnungshofes und des 
Landesverwaltungsgerichts können bis zu den Betragshöhen gemäß Abs. 4 erfolgen 

1. innerhalb eines Detailbudgets erster bzw. zweiter Ordnung durch den Leiter einer haushaltsführenden Stelle; 
2. zwischen den Detailbudgets desselben Globalbudgets durch das haushaltsleitende Organ. 

(3) Mittelumschichtungen gemäß Abs. 2, die die Betragshöhen gemäß Abs. 4 überschreiten, können durch die 
Landesregierung erfolgen. 

(4) Die Landesregierung hat unter Bedachtualune auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 
Bestimmungen zu Mittelumschichtungen, insbesondere zu den Betragshöhen gemäß Abs. 2, zu erlassen. 

(5) Mittelumschichtungen innerhalb eines Globalbudgets im Bereichsbudget des Landtages, des 
Landesrechnungshofes und des Landesverwaltungsgerichts erfolgen durch das haushaltsleitende Organ. 

§ 28 
Mittelverwendungsüberschreitungen 

Mittelverwendungen, die die vom Landtag beschlossenen Obergrenzen des Landesfinanzrahmens im Sinne des 
Art. 60 Abs. 2 oder des Landesvoranschlages im Sinne des Art. 61 Abs. 2 überschreiten 
(Mittelverwendungsüberschreitungen), sind nur in folgenden Fällen zulässig: 

1. Ein Überschreiten der Obergrenzen der Auszahlungen des Landesfinanzrahmens mittels Nachträgen zum vom 
Landtag beschlossenen Landesvoranschlag ist zulässig, sofern der Finanzierungssaldo des beschlossenen 
Landesfinanzrahmens, definiert als Differenz der Obergrenze an Auszahlungen und der Untergrenze an 
Einzahlungen des Gesamtfinanzrahmens, durch den Zufluss von Mittelaufbringungen gleich bleibt oder sich 
nicht negativ verändert. 

2. Bei Gefahr im Verzug kann die Landesregierung Mittelverwendungsüberschreitungen im Ausmaß von 
höchstens drei Prozent der Gesamtauszahlungen des Finanzierungshaushaltes beschließen, wenn deren 
Bedeckung gesichert ist. Diese bedürfen der Zustimmung des mit der Vorberatung des Landesvoranschlages 
betrauten Ausschusses des Landtages. 

3. Mit Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages: 
a) Zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen kann die Landesregierung Mittelverwendungsüberschreitungen, 

die nur auf Ebene der Bereichs- und Globalbudgets ausgeglichen oder abgedeckt werden können, 
beschließen. 

b) Bei Naturkatastrophen, Wirtschaftskrisen oder humanitären Krisen kann die Landesregierung 
Mittelverwendungsüberschreitungen beschließen. 

c) Bis zu einer jährlich zu bestimmenden Wertgrenze getrennt nach Pflichtausgaben und Ermessenausgaben, 
wenn die beschlossenen Wirkungsziele nachweislich weiterhin erreichbar sind. 

d) Zur Erfüllung nachweislicher gesetzlicher Verpflichtungen, die nicht mehr vor Ablauf des jeweiligen 
Finanzjahres im Landtag behandelt werden können. 

§ 29 
Bildung, Entnahme nnd Auflösung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven 

(!) Die Bildung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven kann nur bei entsprechender budgetärer Bedeckung 
für bestimmte definierte Zwecke erfolgen. Die Bildung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven setzt voraus, 
dass in derselben Höhe Zahlungsmittel vorhanden sind. 

(2) Entnahmen von im Vermögenshaushalt des Vorjahres ausgewiesenen zweckbestimmten 
Zahlungsmittelreserven sind in dem Finanzjahr, in dem diese entnommen werden sollen, in Höhe ihrer Verwendung im 
Landesvoranschlag einzustellen. 

(3) Zweckbestimmte Zahlungsmittelreserven sind aufzulösen, wenn der Zweck wegfällt. 
§ 30 

Vorhaben 
(]) Ein Vorhaben hat einen in wirtschaftlicher, rechtlicher oder finanzieller Hinsicht einheitlichen Vorgang zum 

Gegenstand. 
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(2) Soweit ein Vorhaben die Investition in immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagevermögen oder die 
Erbringung sonstiger Leistungen zum Gegenstand hat, umfasst das Vorhaben alle sich hierauf beziehenden sachlich 
abgrenzbaren und wirtschaftlich zusammengehörigen Leistungen, die in der Regel auf Grund einer einheitlichen 
Planung erbracht werden. 

(3) Ein Vorhaben darf nur durchgeführt werden, wenn es zur Erfüllung von Aufgaben des Landes erforderlich ist, 
mit den Zielen der Haushaltsführung im Einklang steht und die Bedeckung im Landesvoranschlag sichergestellt ist. 

§ 31 
Konten 

Die Landesregierung darf, wenn dies im Sinne der Transparenz und Übersichtlichkeit zweckmäßig ist, durch 
Verordnung zusätzliche Untergliederungen in Fonn von Unterkonten zum nach bundesrechtlichen Vorschriften 
definierten Kontenplan vornehmen. 

§ 32 
Leistungen für Dritte 

Wenn gesetzlich nicht etwas Anderes gilt, ist für vertragliche Leistungen für Dritte ein Entgelt unter 
Zugrundelegung eines zumindest kostendeckenden Preises zu vereinbaren. Für wirtschaftliche Unternehmungen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit darf die Landesregierung unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit 
und Sparsamkeit durch Verordnung abweichende Regelungen treffen. 

§33 
Haushaltsinterne Vergütungen 

Vergütungen für Leistungen, die haushaltsführende Stellen des Landes von einer anderen haushaltsführenden 
Stelle des Landes empfangen, sind im Rechnungsabschluss darzustellen aber nicht zu entrichten. 

§ 34 
Deckungsgruppen im Finanzierungshaushalt 

(1) Die im Landesvoranschlag veranschlagten Finanzpositionen einer Deckungsgruppe sind untereinander 
deckungsfähig. 

(2) Die Summe der veranschlagten oder verfügbaren Werte dieser Finanzpositionen eines Haushaltsansatzes stellt 
die Auszahlungsobergrenze innerhalb einer Deckungsgruppe dar. 

3. Abschnitt 
Zahlungsvollzug 

§ 35 
Grundsätze des Zahlungsvollzuges 

(!) Die anerkannten Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung sind zu beachten. 
(2) Die Zuständigkeit für den Vollzug des Zahlungsverkehrs ist von der Zuständigkeit für die Anordnung zur 

Zahlung oder zur Entgegennahme von Zahlungsmitteln organisatorisch zu trennen. Dies gilt auch für Ein- und 
Auszahlungen von nicht endgültig dem Land Kärnten zuzuordnenden Mitteln (nicht voranschlagswirksame Gebarung). 
Ausnahmen sind nur zulässig, soweit die Abwicklung des Barzahlungsverkehrs eine Ausnahme erfordert und diese auf 
das unbedingt notwendige Mindestmaß beschränkt ist. 

(3) Der Zahlungsverkehr ist grundsätzlich bargeldlos über das Hauptkonto des Landes abzuwickeln, weitere 
Konten und Barkassen sind von der Buchhaltung mit Höchstständen zu begrenzen. 

(4) Forderungen und Verbindlichkeiten des Landes sind unverzüglich nach ihrer Entstehung oder nach ihrem 
Bekanntwerden durch Buchung zu erfassen. 

(5) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über den Zahlungsvollzug, insbesondere über forn1ale Voraussetzungen, das jeweils einzuhaltende 
Verfahren und die Revision, zu erlassen. 

§36 
Anordnung 

(1) Anordnungen sind als Zahlungs- und Verrechnungsanordnungen sowie Budgetumbuchungen zu erteilen. 
(2) Die Zahlungs- und Verrechnungsanordnung hat insbesondere zu enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift des Zahlungspflichtigen oder des Empfangsberechtigten; 
2. den anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag; 
3. die Zahlungsfrist; 
4. die Bankverbindung des Zahlungsempfängers; 
5. die Nummer oder Bezeichnung des Sachkontos (Erfolgs- oder Bestandskonto), die Voranschlagsstelle sowie 

die Kostenstelle oder den Kostenträger; 
6. den Grund der Zahlung oder der Verrechnung; 
7. den Prüfungsvermerk gemäß Abs. 4 und § 3 7 Abs. 1; 
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8. das Datum der Anordnung mit Unterschrift des Anordnungsbefugten. 
(3) Den Anordnungen sind die zahlungs- oder buchungsbegriindeten Unterlagen, wie insbesondere Rechnungen, 

anzuschließen. 
(4) Das anordnende Organ hat die sachliche, rechnerische und fom1ale Richtigkeit der Unterlagen zu priifen und 

die erfolgte Durchführung auf der Anordnung zu vermerken (Priifungsvermerk). 
§ 37 

Prüfung und Durchführung der Anordnung 
(!) Das ausführende Organ hat den Zahlungsvollzug auf Einhaltung des Haushaltsrechts zu priifen und die erfolgte 

Durchführung auf der Anordnung zu vermerken (Priifungsvermerk). 
(2) Die Buchhaltung hat bei jeder Anordnung zu priifen: 

1. Richtigkeit der Kreditorenangaben und der Debitorenangaben (Name und Anschrift, Firmenbuchnummer, UID-
Nummer, Bankverbindung, Rechnungsmerkmalen gemäß § 11 UStG), 

2. Richtigkeit der angeordneten Zahlungs- und Verrechnungsbeträge sowie der Referenzbelegnummer, 
3. Richtigkeit der Verrechnungskontierung hinsichtlich der Konten einschließlich der Rechnungskreise, 
4. Zahlungsbedingungen (Fälligkeitstermine, Zahlungsfristen, Skonto), 
5. Aufrechnungsmöglichkeit gegen eine Forderung des Landes, 
6. Einhaltung der Jahres- und Monatsvoranschlagswerte, 
7. Vorhandensein der Bestätigung der sachlichen, rechnerischen und formalen Richtigkeit nach§ 36 Abs. 4 sowie 

die Priifung der Einhaltung der Unvereinbarkeit bei Bediensteten von anordnenden Organen, 
8. Vorhandensein der erforderlichen Eintragungen in die Liegenschafts-, Inventar- oder Vorratsaufschreibungen, 
9. Bezugnahme auf eine Mittelvorrnerkung, 

10. Anordnungsbefugnis unter Beachtung des finanziellen Zuständigkeitsbereichs der haushaltsführenden Stelle, 
sowie 

11. Priifung auf Vorhandensein von Datum und Unterschrift sowie des tatsächlichen Bestehens der 
Anordnungsbefugnis der jeweiligen Anordnungsbefugten oder des jeweiligen Anordnungsbefugten. 

Die Priifung der Z 9 bis 11 darf stichprobenartig erfolgen. 
(3) Anordnungen, die nicht den Vorschriften entsprechen, dürfen erst ausgeführt werden, wenn das anordnende 

Organ die Anordnung berichtigt hat oder sie aufrechterhält. Trägt das anordnende Organ den Einwendungen des 
ausführenden Organs nicht oder nicht zur Gänze Rechnung, so ist dies auf der Anordnung festzuhalten. Derartige Fälle 
sind von den ausführenden Organen dem zuständigen haushaltsleitenden Organ zur Kenntnis zu bringen. 

§ 38 
Verrechnung 

Verrechnung ist die laufende Erfassung und fortlaufende Dokumentation des Zahlungsvollzuges. Die Verrechnung 
hat getrennt nach Finanzjahren in der Ergebnis-, Vermögens- und Finanzierungsrechnung in den Haupt- und sonstigen 
Verrechnungskreisen zu erfolgen. 

§ 39 
Revision des Rechnungswesens 

Ziel der Revision des Rechnungswesens ist die Gewährleistung der Gebarungssicherheit und der Einhaltung des 
Haushaltsrechts. Die Revision erfolgt nach einem Priifungsplan sowie fallweise durch Sonderpriifung. Bei der Revision 
darf sich der Revisionsverantwortliche auch Dritter bedienen. Über jede durchgeführte Revision ist ein Revisionsbericht 
zu erstellen. Der Revisionsbericht hat allfällige Feststellungen des Revisionsverantwortlichen und etwaige 
Gegenäußerungen der haushaltsführenden Stellen zu enthalten. 

4. Abschnitt 
Controlling 

§40 
Controlling für den Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets 

(!) Das bereichsbudgetübergreifende Controlling für den Gesamthaushalt und das bereichsbudgetinteme 
Controlling für die Bereichsbudgets umfassen alle Maßnahmen, die der Unterstützung der Planung, Steuerung und 
Kontrolle des Landeshaushaltes dienen. 

(2) Zur Erreichung der Ziele der Haushaltsführung, der Einhaltung des Landesfinanzrahmens und des jeweiligen 
Landesvoranschlages ist ein Controlling auf Basis des externen Rechnungswesens (Budgetcontrolling) einzurichten und 
durchzuführen, das die Steuerung der Mittelaufbringungen und Mittelverwendungen unterstützt. Durch das 
Budgetcontrolling sollen möglichst friihzeitig die finanziellen Auswirkungen von Planungs-, Entscheidungs- und 
Vollzugsprozessen sowie wesentliche Änderungen der Entwicklung der veranschlagten Erträge, Aufwendungen, 
Einzahlungen und Auszahlungen erkennbar und Vorschläge für die erforderlichen Steuerungsmaßnahmen ausgearbeitet 
werden. 



15 

(3) Die Mitglieder der Landesregierung haben im Ralnnen des Controllings eine Kosten- und Leistungsrechnung 
(internes Rechnungswesen) mit folgenden Bestandteilen zu führen: 

1. der Kostenartenrechnung; 
2. der Kostenstellenrechnung; 
3. der Kostenträgerrechnung. 

Die Kostenzuordnung hat möglichst verursachungsgerecht auf die entsprechenden Kostenträger zu erfolgen. 
(4) Die Landesregierung hat unter Bedachtnalnne auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 

Regelungen über das bereichsbudgetübergreifende Controlling für den Gesamthaushalt und das bereichsbudgetinteme 
Controlling für die Bereichsbudgets und die Kosten- und Leistungsrechnung zu erlassen. Diese Verordnung hat 
insbesondere zu regeln: 

1. Ziele und Aufgaben des bereichsbudgetübergreifenden Controllings für den Gesamthaushalt und 
bereichsbudgetintemen Controllings für die Bereichsbudgets; 

2. Organisation und Durchführung des bereichsbudgetübergreifenden Controllings für den Gesamthaushalt und 
bereichsbudgetintemen Controllings für die Bereichsbudgets; 

3. Rahmenbedingungen für das Berichtswesen; 
4. Mindestanforderungen für die Erstellung von Controllingkonzepten für den gesamten Haushalt oder Teile 

davon; 
5. Grundsätze bei der Führung der Kosten- und Leistungsrechnung, Bestandteile der Kosten- und 

Leistungsrechnung und deren Inhalt, Organisation und Durchführung der Kosten- und Leistungsrechnung, 
Berichtswesen und Berichtspflichten im Rahmen der Kosten- und Leistungsrechnung. 

§ 41 
Wirkungscontrolling 

(1) Wirkungscontrolling ist die Planung, Bewertung und Analyse der Effektivität von Maßnalnnen zum Erreichen 
von Wirkungszielen sowie die Berichterstattung darüber. 

(2) Zur Erreichung des Ziels der Wirkungsorientierung (Wirkungsziele und Maßnalnnen) hat jedes 
haushaltsleitende Organ ein bereichsbudgetintemes Wirkungscontrolling einzurichten. Das 
bereichbsbudgetübergreifende Wirkungscontrolling hat das bereichsbudgetinteme Wirkungscontrolling zu unterstützen 
und zu überprüfen. 

(3) Zur Umsetzung der wirkungsorientierten Verwaltung ist für jede haushaltsführende Stelle ein Ressourcen-, 
Ziel- und Leistungsplan zu erstellen. Er hat sich auf den Zeitraum des geltenden Landesfinanzrahmens zu beziehen und 
den Umfang des Landesfinanzrahmens und die Grundzüge des Stellenplans zu berücksichtigen. 

( 4) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahn1e auf die Ziele der Haushaltsführung nähere Regelungen durch 
Verordnung zu erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu regeln: 

1. die Aufgaben und Pflichten in Zusammenhang mit dem bereichsbudgetübergreifenden und 
bereichsbudgetintemen Wirkungscontrolling im Rahmen der Haushaltsplanung und -vollziehung, 

2. die Organisation und Durchführung des bereichsbudgetübergreifenden und bereichsbudgetintemen 
Wirkungscontrollings, 

3. das Berichtswesen und Berichtspflichten im Rahmen des bereichsbudgetübergreifenden und 
bereichsbudgetintemen Wirkungscontrollings; 

4. die Instrumente des bereichsbudgetübergreifenden und bereichsbudgetintemen Wirkungscontrollings; 
5. Inhalt und organisatorische Regelungen betreffend den Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan. 

§42 
Personalcontrolling 

(!) Das Personalcontrolling unterstützt die Planung, Steuerung und Kontrolle der aufwands- und 
auszahlungswirksamen Personalkapazität. 

(2) Im Personalwesen ist ein stellenplanbezogenes Personalcontrolling einzurichten. Für das stellenplanbezogene 
Personalcontrolling ist jene Organisationseinheit zuständig, die den Stellenplan für die jeweiligen Planstellen erstellt. 

(3) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung durch Verordnung nähere 
Regelungen zum Personalcontrolling erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu regeln: 

1. die Aufgaben in Zusammenhang mit dem stellenplanbezogenen Personalcontrolling; 
2. die Organisation und Durchführung des stellenplanbezogenen Personalcontrollings; 
3. das Berichtswesen und Berichtspflichten im Rahn1en des stellenplanbezogenen Personalcontrollings; 
4. die Instrumente des stellenplanbezogenen Personalcontrollings. 

Ist ein stellenplanbezogenes Personalcontrolling nach bundesrechtlichen Vorschriften durchzuführen so sind in der 
Verordnung nur Regelungen zur Sicherstellung eines einheitlichen Berichtswesens für diese Organisationseinheit zu 
treffen. 
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§ 43 
Beteiligungscontrolling 

(]) Unbeschadet bereits bestehender gesetzlicher Informations-, Berichts- und Controllingpflichten ist ein 
Beteiligungscontrolling für folgende Gesellschaften und Rechtsträger durchzuführen: 

1. Gesellschaften, an denen das Land direkt oder indirekt mehrheitlich beteiligt ist, von den mit der Verwaltung 
der Anteilsrechte betrauten haushaltsleitenden Organen; 

2. der Aufsicht des Landes unterliegende landesgesetzlich eingerichtete Rechtsträger öffentlichen Rechts, wenn 
das Land die Kontrolle oder die Beherrschung ausübt, von den mit der Aufsicht betrauten haushaltsleitenden 
Organen. 

(2) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahrne auf die Ziele der Haushaltsführung eine Verordnung für die 
einheitliche Einrichtung eines Planungs-, Informations- und Berichterstattungssystems zu erlassen, das die 
Durchführung des Beteiligungscontrolling sicherstellt. 

(3) Die haushaltsleitenden Organe haben darauf hinzuwirken, dass, soweit nicht besondere Vorschriften bestehen 
oder die Zuständigkeit der Landesregierung oder ihren Mitgliedern vorbehalten ist, die Geschäftsleitung der 
Rechtsträger gemäß Abs. 1 für die Einrichtung eines Planungs- und Berichterstattungssystems sorgen, dass die 
Erfüllung der Berichterstattungspflichten nach den gesetzlichen Vorschriften und der Verordnung gemäß Abs. 2 
sicherstellt. 

5. Abschnitt 
Verfügungsrechte über Vermögen 

§ 44 
Erwerb von Sachen für das Land und Zuständigkeit für deren Verwaltung 

(!) Der Erwerb von Sachen(§ 285 ff. ABGB) für das Land und deren Verwaltung sowie die Verwaltung der im 
Gewahrsam des Landes befindlichen fremden Sachen obliegen der zuständigen haushaltsführenden Stelle, soweit nicht 
besondere Vorschriften bestehen oder die Zuständigkeit der Landesregierung oder ihren Mitgliedern vorbehalten ist. 

(2) Sachen dürfen für das Land nur in dem Ausmaß entgeltlich erworben werden, als sie zur Erfüllung seiner 
Aufgaben ohne unnötige Vorratshaltung benötigt werden und der Erwerb im Rahmen des jeweiligen 
Landesvoranschlages und der im Landesfinanzrahmen festgelegten Auszahlungsobergrenzen erfolgen kann. 

§ 45 
Grundsätze für die Verwaltung des Landesvermögens und der im Gewahrsam des Landes befindlichen fremden 

Sachen 
(1) Jede haushaltsführende Stelle ist verpflichtet, die ihr anvertrauten Vem1ögensbestandteile sorgfältig zu 

verwalten und ordnungsgemäß nachzuweisen. 
(2) Vor dem Abschluss von Versicherungsverträgen ist zu prüfen, ob 
1. der Abschluss einer Versicherung gesetzlich angeordnet ist oder 
2. die Versicherungsprämie überwälzt werden kann oder 
3. ein besonders wertvoller Bestandteil des Landesvermögens vorübergehend in seinem Bestand gefährdet 

erscheint oder 
4. durch den Abschluss einer Versicherung die Ziele der Haushaltsführung in höherem Maße als bei 

Nichtversicherung erfüllt werden. 
Dies gilt sinngemäß für den Abschluss von Versicherungen zu Gunsten Dritter und für im Gewahrsam des Landes 
befindliche fremde Sachen. 

(3) Nähere Regelungen zu den Abs. 1 und 2 sowie über die Vorgangsweise bei eingetretenen Schäden an 
Bestandteilen des beweglichen und unbeweglichen Vermögens, die im Eigentum oder in Verwahrung des Landes 
stehen, darf die Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung mit Verordnung erlassen. 

§ 46 
Rückforderung nicht geschuldeter Leistungen des Landes 

Sofern gesetzlich nicht etwas anderes gilt, hat das Land eine Leistung des Landes, die irrtümlich erbracht worden 
ist (§ 1431 ABGB) oder für die der Rechtsgrund nachträglich weggefallen ist, sobald es davon Kenntnis erlangt, 
zurückzufordern oder dafür, sofern eine Rückerstattung nicht mehr möglich ist, eine dem gemeinen Wert (§ 305 
ABGB) entsprechende Ersatzleistung von dem Empfänger zu verlangen. Von der Geltendmachung solcher Ansprüche, 
soweit sie sich nicht auf Dauerschuldverhältnisse beziehen, kann Abstand genommen werden, wenn der Wert der nicht 
geschuldeten Leistung unter 100 Euro liegt. 

§ 47 
Stundung, Ratenvereinbarung, Aussetzung und Einstellung der Einziehung bei privatrechtlichen Forderungen 

des Landes 
(]) Die Landesregierung darf unter Beachtung der Ziele und Grundsätze der Haushaltsführung privatrechtliche 

Forderungen aufgrund eines Ansuchens des Schuldners stunden und Zahlungen in Raten vereinbaren sowie die 
Einziehung aussetzen oder einstellen. 
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(2) Die Landesregierung datf unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung mit Verordnung nähere 
Bestimmungen zur Befugnis zu Stundungen, Ratenbewilligungen, zur Aussetzung und Einstellung der Einziehung bei 
privatrechtlichen Forderungen erlassen. 

§ 48 
Verzicht auf privatrechtliche Forderungen des Landes 

(1) Die Landesregierung datf im Rahmen einer Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages gemäß Art. 64 Abs. 
1 Z 9 K-LVG auf eine privatrechtliche Forderung aufgrund eines Ansuchens des Schuldners oder von Amtswegen ganz 
oder teilweise verzichten, wenn die Einziehung der Forderung für den Schuldner nach der Lage des Falles, insbesondere 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und des Ausmaßes des allfälligen Verschuldens des 
Schuldners an der Entstehung der privatrechtlichen Forderung, unbillig wäre. 

(2) Bei einem Verzicht auf eine privatrechtliche Forderung des Landes ist jedenfalls auszubedingen, dass ein 
Widerruf zulässig ist, wenn der Verzicht durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich 
strafbare Handlung oder sonstwie erschlichen worden ist. 

6. Abschnitt 
Finanzierung 

§ 49 
Finanzierung 

(!) Das Land darf Kreditoperationen in Ausübung der Zustimmungen und Ermächtigungen gemäß Art. 64 Abs. 1 
Z 4 K-LVG für Gemeinden und sonstige Rechtsträger der Teilsektoren S. 1312 (Länder) und S. 1313 (Gemeinden) des 
Landes Kärnten gemäß Europäischem System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) durchführen und 
abschließen. Aus diesen Mitteln hat das Land sodann in Ausübung der Zustimmungen und Ermächtigungen gemäß Art. 
64 Abs. 1 Z 4 K-LVG den jeweiligen Gemeinden oder den betreffenden Rechtsträgern auf Grund schriftlicher 
Vereinbarungen Finanzierungen zu gewähren. 

(2) Einzahlungen aus Kreditoperationen mit der Republik Österreich und Auszahlungen in Form der Weitergabe 
im Sinne des Abs. 1 sind nicht voranschlagswirksam zu verrechnen. Sämtliche Kreditoperationen zur Finanzierung von 
sonstigen Rechtsträgern sind nach den für die Länder geltenden bundesrechtlichen Vorschriften im Landesvoranschlag 
und Landesrechnungsabschluss auszuweisen. 

5. Hauptstück 
Inventar 

§ 50 
Anlagenbuchführung, Inventarverwaltung und Inventur 

(]) Alle Anlagegüter, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten Euro 400.- übersteigen, sind als 
Inventargegenstände in ein Inventarverzeichnis aufzunehmen. 

(2) Es ist zumindest einmal innerhalb von fünf Finanzjahren über das gesamte Inventar eine Inventur 
durchzuführen. Dies datf auch durch Teilinventuren etfolgen. 

(3) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die Ziele der Haushaltsführung mit Verordnung nähere 
Bestimmungen über die Grundsätze der Anlagenbuchführung, Inventarverwaltung und die Inventur zu erlassen. 

6. Hauptstück 
Rechnungsabschluss 

§ 51 
Landesrechnungsabschluss 

(1) Der vorläufige Reclumngsabschluss gemäß § 18 K-LRHG hat jedenfalls die Finanzierungsrechnung, 
Ergebnisrechnung und Vermögensrechnung zu enthalten. 

(2) Dem Landesreclumngsabschluss (Art. 62 K-LVG) sind anzuschließen: 
1. ein Subventionsbericht für das vorangegangene Finanzjahr, der die Förderungen des Landes gegliedert nach 

Referaten (Art. 56 Abs. 2 K-LVG) sowie die ihnen zugrundeliegenden Förderungsrichtlinien beinhaltet; 
2. ein Bericht über die Erreichung der im Landesvoranschlag festgelegten Wirkungsziele für das vorangegangene 

Finanzjahr; 
3. ein Nachweis gemäß§ 2 Abs. 4a BfinG; 
4. textliche Erläuterungen zum Gesamthaushalt sowie zu den einzelnen Bereichsbudgets. 

(3) Die Berichte gemäß Abs. 2 Z 1 und 2 sowie die textlichen Erläuterungen gemäß Abs. 2 Z 4 sind gemeinsam 
mit dem Landesrechnungsabschluss zu veröffentlichen. 

(4) Die Landesregierung hat unter Bedachtnalune auf die Ziele der Haushaltsführung mit Verordnung nähere 
Bestimmungen zum Inhalt der textlichen Erläuterungen zu erlassen, 
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7. Hauptstück 
Schlussbestimmungen 

§ 52 
Automationsunterstützte Haushaltsführung 

Bei der Anwendung eines elektronischen Datenverarbeitungsverfahrens im Rahmen der Haushaltsführung ist 
sicherzustellen, d.ass 

J. dokumentierte, freigegebene, zur Haushaltsführung geeignete und gültige Programme verwendet werden, 
2. die Richtigkeit und Vollständigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe, Datenspeicherung und Datenausgabe 

durch Kontrollen gewährleistet sind, 
3. in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann, 
4. Vorkehrungen gegen einen Verlust oder eine unkontrollierte Veränderung der gespeicherten Daten getroffen 

sind, 
5. die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziehung Beteiligten festgelegt und gegeneinander 

abgegrenzt sind, 
6. bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur Fortführung der Aufgaben der 

Haushaltsführung im unbedingt notwendigen Ausmaß getroffen werden, 
7. nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten während der Aufbewahrungsfrist so sichergestellt sind, 

dass diese Daten innerhalb einer angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollständigen Wiedergabe 
visuell lesbar gemacht werden können, 

8. bei elektronischer Fertigung an die Stelle einer Unterschrift ein Verfahren zum Nachweis der Identität im Sinne 
von § 2 Z I E-GovG des Anweisungsberechtigten oder des Bestätigenden und der Authentizität im Sinne von § 
2 Z 5 E-GovG tritt und 

9. im Falle von Einzahlungsbestätigungen für die Übergabe von Zahlungsmitteln in Form von elektronischen 
Dokumenten diese mit einer An1tssignatur im Sinne von § 19 E-GovG versehen sind; Ausfertigungen dieser 
Einzahlungsbestätigungen in Form von Ausdrucken oder von Kopien solcher Ausdrucke brauchen keine 
Unterschrift des Bediensteten. 

§ 53 
Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden. 

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend angeführten Bundesgesetze ist als Verweisung 
auf die nachstehend angeführte Fassung zu verstehen: 

1. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch - ABGB, JGS Nr. 946/1811, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGB!. I 
Nr. 25/2025; 

2. Bundesfinanzierungsgesetz - BfinG, BGB!. Nr. 763/1992, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGB!. I Nr. 
2512025; 

3. E-Governn,ent-Gesetz- E-GovG, BGB!. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. 
117/2024; 

4. Umsatzsteuergesetz 1994 - UStG 1994, BGB!. Nr. 663/1994, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. 
I Nr. 25/2025. 

(3) Verweisungen auf den ÖStP 2012 sind als Verweisung auf die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden über einen Österreichischen Stabilitätspakt 2012 - ÖStP 2012, LGBl. Nr. 16/2013, zu verstehen. 

(4) Die Verweisung auf die VRV 2015 in § 11 Abs. 1 Z 6 ist als Verweisung auf die Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 - VRV 2015, BGB!. II Nr. 313/2015, zuletzt in der Fassung der Verordnung 
BGB!. II Nr. 316/2023, zu verstehen. 

§ 54 
Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 

(]) Dieses Gesetz tritt, sofern in Abs. 2 und 3 nicht anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 2027 in Kraft. Zugleich 
tritt das Kärntner Budgetkonsolidierungsgesetz- K-BKG, LGBl. Nr. 7/2012, zuletzt in der Fassung des Landesgesetzes 
LGBL Nr. 78/2023, außer Kraft. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Erstellung und Beschlussfassung des Landesfinanzralrmens und 
des Strategieberichts sind vor dem Zeitpunkt gemäß Abs. 1 erstmals für das Finanzjahr 2027 und die drei 
nächstfolgenden Finanzjahre anzuwenden. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Erstellung und 
Beschlussfassung des Landesvoranschlages und des Landesrechnungsabschlusses sind vor dem Zeitpunkt gemäß Abs. 1 
erstmals für das Finanzjahr 2027 anzuwenden. 

(3) Der Landesrechnungsabschluss für das Finanzjahr 2026 ist auf Grundlage des Art. 62 K-LVG in der bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2026 geltenden Fassung zu erstellen. 
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(4) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes dürfen bereits ab dem der Kundmachung dieses Gesetzes folgenden 
Tag erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Kraft gesetzt 
werden. 

Der Schriftführer: 

(SCHERWITZL) 



Erläuterungen 
zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem 

die Kärntner Landesverfassnng geändert und 
das Gesetz über die Haushaltsführung des Landes 

(Kärntner Landeshaushaltsgesetz - K-LHG) 
erlassen wird 

Allgemeiner Teil 
Durch den Bundesminister für Finanzen wurde auf Grundlage von § 16 Abs. des 
Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 -F-VG 1948, BGB!. Nr. 45/1948 idF BGB!. I Nr. 51/2012, im Einvernehmen 
mit dem Rechnungshof die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 - VRV 2015, BGB!. II Nr. 
313/2015 idF BGB!. II Nr. 316/2023, erlassen. Zu den Gründen wird in der Wirkungsorientierten 
Folgenabschätzung vom 21. April 2015, Seite 3, ausgeführt: ,,Eine nachhaltig positive Entwicklung öffentlicher 
Finanzen e,fordert eine möglichst ausgeprägte Klarheit über die finanziellen Konsequenzen von Entscheidungen 
auf politischer Ebene und auf Verwaltungsebene. Die derzeitigen Regelungen fiir Länder und Gemeinden sind 
nicht mehr ausreichend geeignet, um eine volle Transparenz und Vergleichbarkeit zu gewährleisten. Eine 
einheitliche Weiterentwicklung von Haushalts- und Rechnungswesensystemenfiir alle staatlichen Ebenen ist daher 
dringend geboten und kann, bezogen auf die Rechnungsziele eines öffentlichen Haushalts- und Rechnungsivesens, 
als zentrales E,folgs/..Titerium gesehen werden. Aus inhaltlicher Sicht ist dies durch eine wnfassende 
Neugestaltung der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV 1997) zu erreichen. Letztere stellt in 
Österreich den verbindlichen Mindeststandard fiir die einheitliche Gestaltung von Voranschlägen und 
Rechnungsabschlüssen der Bundesländer, Gemeinden und Gemeindeverbände dar und weist trotz wichtiger 
Harmonisierungselemente mittlerweile - nicht nur angesichts steigender Anforderungen an die Leistungsfähigkeit 
öffentliche Haushalts- und Rechnungswesensysteme - zahlreiche und offenkundige Schwachpunkte auf. Die Kritik 
bezieht sich unter anderem auf die unklare Struktur und mangelnde Vollständigkeit der Regelungen, die 
unzureichende Definition von Rechnungsbegriffen (z.B. § 2 Abs. 1, 
§ 5), die bestehenden Wahlrechte und Ausnahmeregelungen (z.B. § 9 Abs. I Z 2, § 16 Abs. 3), und aufgrund 
teilweise unzureichender konkreter gliederungs- und formbeeinjlussender Regelungen (z. B. 
§ I 6) vor allem auf die mangelnde Vergleichbarkeit, Aussagekraft und Transparenz von Voranschlägen und 
Rechnungsabschlüssen, soivie das Fehlen von Gliederungsla-iterien fiir einheitliche rnelnjährige Planungen. 
Besonders problematisch ist das Fehlen von einheitlichen und verbindlichen Regelungen im Kontext der 
E,fassung, Bewertung und des Ausweises von Vermögen und Schulden. Gleichzeitig steigt international der Druck 
in Richtung einer vergleichbaren, den aktuellen Steuerungs- und Rechenschaftslegungse,fordernissen 
angepassten Haushaltsfiihrung auf allen staatlichen Ebenen. In der VRV 2015 wurde die 
Bundeshaushaltsrechtsreform als Referenzmodell unifassend beriicksichtig und gleichzeitig auf die Bedii1fnisse 
der Länder und Gemeinden auf Grund deren langjährigen konzeptionellen Entwicklung Bedacht genommen." 
Ziel der VRV 2015 ist somit eine möglichst getreue, vollständige und einheitliche Darstellung der finanziellen 
Lage unter Berücksichtigung der Haushaltsregelungen nach den Grundsätzen der Transparenz, Effizienz und 
Vergleichbarkeit (so die Wirkungsorientierte Folgenabschätzung vom 21. April 2015, Seite 1). In diesem Sinne 
umfasst die VRV 2015 hauptsächlich folgende Maßnahmen: 

Verankerung der Grundsätze der Transparenz, Effizienz und Vergleichbarkeit 
Einführung eines integrierten Voranschlags- und Rechnungssystems, welches aus den Komponenten 
Finanzierungs-, Ergebnis- und Vem1ögenshaushalt besteht 
Option einer umfassenden Haushaltsrechtsreform mit Globalbudgetierung und Wirkungsorientierung sowie 
anderen fakultativen Anwendungsmöglichkeiten. 
Integration der mittelfristigen Finanzplanung gemäß dem letztgültigen Österreichischen Stabilitätspakt 
Ausweisung von Haftungen und Derivaten 

Gemäß§ 16 Abs. 1 F-VG 1948 kann der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof 
Form und Gliederung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse der Gebietskörperschaften insoweit regeln, als 
dies zur Vereinheitlichung erforderlich ist. Daraus folgt kompetenzrechtlich, dass soweit die Form und Gliederung 
des Voranschlages und des Rechnungsabschlusses des Landes hiedurch vorgegeben sind, diese nicht durch 
Landesrecht geregelt werden können. Die VRV 2015 enthält weitreichende haushaltsrechtliche Vorgaben. Die 
Verwaltungsorgane des Landes haben somit nicht nur das K-LHG zu beachten, sondem sind auch an die Vorgaben 
der verfassungsumnittelbaren VRV 2015 gebunden. Die VRV 2015 ermöglicht indes sehr wohl (siehe zB § 6 Abs. 
2 VRV 2015), dass zusätzliche Bestimmungen über die Form und Gliederung landesrechtlich geschaffen werden, 
sofern diese die VRV 2015 nicht konterkarieren. Gemäß Art. 63 Abs. 10 K-LVG erfolgen die näheren Regelungen 
über die Erstellung des Landesfinanzrahmens, des Landesvoranschlages, des Landesrechnungsabschlusses und die 
Haushaltsführung des Landes, soweit nicht bundesrechtliche Vorschriften bestehen, durch Landesgesetz. 
Auf Grund dieser Neugestaltung der grundlegenden Rahmenbedingungen besteht die Notwendigkeit, ein Kärntner 
Landeshaushaltsgesetz - K-LHG zu schaffen. Dazu wird auch auf Erfahrungen des Bundesgesetzgebers und 
anderer Landesgesetzgeber zurückgegriffen. In diesem Sinne sind Normen anderer Rechtsordnungen vielfach 



Vorbild für Bestimmungen des K-LHG. Dies spiegelt sich insbesondere in den vorliegenden Erläuterungen wider. 
So werden jeweils die der Regelung des K-LHG entsprechenden Bestimmungen angeführt und die für die 
Auslegung relevanten Materialien aufgenommen. Dies sind Erläuterungen und Verweise insbesondere zu 
folgenden Rechtsquellen: 

Bundeshaushaltsgesetz - BHG, BGB!.Nr.213/!986 
Bundeshaushaltsgesetz 20 l 3 - BHG 20 l 3, BGB!. I Nr. 139/2009 idF BGB!. I Nr. 60/20 l 8 
Steiermärkisches Landeshaushaltsgesetz 20 l 4 - StLHG, LGBl. Nr. 176/2013 idF LGBl. Nr. 8/2018 
[Salzburger] Allgemeines Landeshaushaltsgesetz 2018 - [Sbg] ALHG 2018, LGBL Nr. 10/2018 idF LGBl. 
Nr. 33/2019 

Um eine bessere Lesbarkeit zu gewälu·Ieisten, wurden diese wortwörtlichen Übernahmen von Erläuterungen kursiv 
gesetzt. Bei der Heranziehung dieser zur Auslegung des K-LHG ist methodisch zu beachten, dass diese 
Erläuterungen im rechtlichen Kontext der jeweiligen Rechtslage zu verstehen sind. 

Besonderer Teil 

Änderung der Kärntner Landesverfassung (Art. I) 
Zu Z 1 (Art. 60 Abs. 2): 
Die Bestimmung soll vereinfacht werden. 
Zu Z 2 (Art. 60 Abs. 4): 
Der Strategiebericht soll unverändert der Erläuterung des Landesfinanzrahmens dienen. Systematisch soll die 
Konkretisierung der Inhalte aber nunmehr im Kärntner Landeshaushaltsgesetz erfolgen (siehe § l 1 
K-LHG). 
Zu Z 3 (Art. 61 Abs. 1 und 2): 
Aus den Bestimmungen soll sich ein „Stufenbau" der haushaltsrechtlichen Instrumente ergeben. So ist der 
Landesvoranschlag auf Grundlage des Landesfinanzrahmens zu erstellen. Zweitens obliegt es dem Landtag den 
Landesvoranschlag zu beschließen, allerdings ohne die Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die 
Detailbudgets. Drittens erfolgt die Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets mittels Beschluss 
der Landesregierung auf Grundlage des Beschlusses des Landtages. Es ergibt sich somit folgender hierarchischer 
Stufenbau und folgende Zuständigkeit: 
l. Landesfinanzrahmen (Beschluss Landtag) 
2. Landesvoranschlag, ohne Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets (Beschluss Landtag) 
3. Landesvoranschlag, Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets (Beschluss 

Landesregierung) 
Der „Landesvoranschlag" besteht somit aus zwei Teilen, erstens aus dem Beschluss des Landtages im Sinne des 
Punkt. 2 und aus dem Beschluss der Landesregierung im Sinne des Punkt. 3 (siehe auch§ 14 K-LHG). 
Art. 61 Abs. 2 zweiter und dritter Satz der geltenden Fassung sollen aus systematischen Überlegungen nunmehr 
in § 13 K-LH G aufgenonunen werden. 
Die Mindestfrist zur Vorlage des Entwurfs eines Landesvoranschlags soll von sechs Wochen auf zwei Monate vor 
dem Beginn des Finanzjahres geändert werden, um den zeitlichen Handlungsspielraum des Landtages zu erweitern 
(siehe auch den vorgeschlagenen§ 14 K-LHG). 
Zu Z 4 (Entfall des Art. 61 Abs. 3 und 4): 
Die bisherigen Bestimmungen des Art. 61 Abs. 3 und 4 K-LVG sollen aus systematischen Gtünden in§ 13 und§ 
16 K-LHG aufgenommen werden oder gänzlich entfallen, wenn sich der Regelungsinhalt bereits aus der VRV 
20 l 5 ergibt. 
Zu Z 5 (Art. 61 Abs. 5): 
Da der bisherige Art. 63 Abs. 8 entfallen und nunmehr im vorgeschlagenen Art. 64 Abs. 1 Z 6 auf die Fälle der 
Mittelverwendungsüberschreitungen eingegangen werden soll, wäre das Zitat entsprechend anzupassen. 
Zu Z 6 (Art. 61 Abs. 6): 
Durch die Einfügung und Anfügung soll die Zweiteilung des Landesvoranschlages betücksichtigt werden (siehe 
Art. 61 Abs. 1 und 2). 
Zu Z 7 (Art. 61 Abs. 7): 
Die Änderung ist durch die „Zweiteilung" des Landesvoranschlages bedingt (siehe Art. 61 Abs. l und 2). 
Zn Z 8 (Art. 61 Abs. 8): 
In die Bestimmung soll auch die Verpflichtung gemäß Art. 12 ÖStP 2012 aufgenommen werden. 



Zu Z 9 (Art. 61 Abs. 9): 
Die Berichtspflicht über den Vollzug des Landesvoranschlages soll gemäß Art. 61 Abs. 9 Z 1 nunmehr einmal im 
Jahr bestehen. Der Bericht ist für den Stichtag 30.6. zu erstellen und bis spätestens 30.9. dem Landtag vorzulegen. 
Nähere Bestimmungen finden sich in§ 19 K-LHG. 
Art. 61 Abs. 9 Z 2 entspricht Art. 61 Abs. 9 zweiter Satz der geltenden Fassung. 
Zusätzlich soll nunmehr gemäß Art. 61 Abs. 9 Z 3 eine Berichtspflicht über das Beteiligungscontrolling jährlich 
bis spätestens 31.l O bestehen. 
Zu Z 10 (Art. 62 Abs. 3): 
In die Bestimmung soll auch die Verpflichtung gemäß Art. 12 ÖStP 2012 aufgenommen werden. 
Zu Z 11 (Entfall des Art. 62 Abs. 4 und 5): 
Die bisherigen Bestimmungen des Art. 62 Abs. 4 und 5 K-LVG sollen aus systematischen Gründen m 
§ 51 K-LHG aufgenommen werden 
Zu Z 12 (Art. 63 Abs. 3): 
Die Aufgaben der Organe der Haushaltsführung sollen nunmehr in § 4 ff K-LHG geregelt werden. Die 
Einschränkung in Abs. 3 erster Satz will insbesondere dem Umstand Rechnung tragen, dass die haushaltsleitenden 
Organen zur Haushaltsführung nicht ausschließlich zuständig sind, sondern auch der Landesregierung 
(insbesondere zur Vorbereitung und Erstellung der Entwürfe für Landesfinanzrahmen und Landesvoranschlag) 
oder dem Landtag (Budgethoheit einschließlich Erteilung von Zustimmungen und Ern1ächtigungen) bzw. dem 
Finanzausschuss Zuständigkeiten zukommen oder (nach Maßgabe der 
K-GOL bzw. Referatseinteilung) Zuständigkeiten im Einvernehmen mit dem für die Landesfinanzen zuständigen 
Mitglied auszuüben sind. 
Die Wortfolge „die Landesregierung oder ihre Mitglieder nach Maßgabe der Verordnung nach Art. 56 Abs. 2" in 
Abs. 3 zweiter Satz stellt klar, dass sich die materienmäßige Aufteilung sowie die Zuweisung von Angelegenheiten 
in das Kollegialsystem oder in das Ressortsystem nach der jeweils geltenden Geschäftsordnung der 
Landesregierung und Referatseinteilung richtet. 
Zu Z 13 (Entfall des Art. 63 Abs. 4): 
Die bisherige Bestimmung des Art. 63 Abs. 4 K-LVG enthält eine Aufzählung jener Angelegenheiten der 
Haushaltsführung, für die Einvernehmen mit dem für die Landesfinanzen zuständigen Mitglied der 
Landesregierung herzustellen ist. Aus§ 3 Abs. 1 BVG ÄmterLReg iVm Art. 103 Abs. 2 B-VG ergibt sich, dass 
die Landesverfassung sowohl unmittelbar die Übertragung von Geschäften auf einzelne Mitglieder der 
Landesregierung vornehmen kann, als auch die Landesregierung ennächtigen kann, in ihrer Geschäftsordnung 
eine solche Aufteilung vorzunehmen (vgl. Koja, Das Verfassungsrecht der österreichischen Bundesländei\ 1988, 
327, mwN; Bußjäger, in: Kneihs/Lienbacher [Hrsg.], Rill-Schäffer-Kommentar Bundesverfassungsrecht, Rz. 24 
zu Art. 101 B-VG; insbesondere VfSlg. 7653/1975). Dies gilt auch für den Fall, dass zwei (oder mehrere) 
Mitglieder der Landesregierung verpflichtet werden, einvernehmlich vorzugehen. Mithin dürfen solche 
Regelungen nicht durch den einfachen Gesetzgeber- also ebenso nicht im geplanten K-LHG - getroffen werden, 
sondern sind der Landesverfassung oder der Geschäftsordnung der Landesregierung vorbehalten. Die noch im Art. 
63 Abs. 4 K-LVG enthaltenen Regelungen sollen künftig in die Geschäftsordnung der Landesregierung transferiert 
werden. 
Zu Z 14 (Art. 63 Abs. 6): 
Es soll nunmehr der Begriff „Budgetsperre" verwendet werden. Sie zu den näheren Bestimmungen§ 26 K-LHG. 
Zu Z 15 (Entfall des Art. 63 Abs. 7 und 8): 
Die bisherigen Bestimmungen des Art. 63 Abs. 7 und 8 K-LVG werden aus systematischen Gründen in Art. 64 
aufgenommen. 
Zu Z 16 (Art. 64): 
In der Bestimmung werden aus systematischen Gründen die Regelungen über die Zustimmungen und 
Ermächtigungen des Landtages zusammengefasst. 
Art. 64 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 entsprechen hinsichtlich der Übernahme von Haftungen grundsätzlich Art. 64 Abs. 
1 und 3 der geltenden Fassung. Wie die Haftungen im Landesvoranschlag und im Landesrechnungsabschluss 
auszuweisen sind, ergibt sich aus der VRV 2015. 
Schon nach Art. 64 Abs. 1 der geltenden Fassung bedarf die Veräußerung und die Belastung von Landesvermögen 
generell der Zustimmung oder Ennächtigung des Landtages. Nunmehr soll in Art. 64 Abs. 1 Z 2 und 3 zwischen 
beweglichen und unbeweglichen Landesvennögen unterschieden werden. Unter „nicht wesentlich" im Sinne von 
Art. 1 Z 3 sind Beeinträchtigungen, die für das jeweilige Grundstück lediglich geringfügig sind, somit unter 
möglichster Schonung der Substanz stattfinden (beispielsweise Leitungen, die am Rand eines Grundstückes verlegt 
werden), zu verstehen. Zu beachten ist, dass Leitungsrechte nach § 76 Abs. 3 des Telekommunikationsgesetzes 



2021, BGB!. I .Nr. 190/2021 idF BGB!. I Nr. 75/2024, keinen Gegenstand grundbücherlicher Eintragung bilden, 
ihre Ausübung begründet keinen Ersitzungs- oder Verjährungstitel. 
Art. 64 Abs. 1 Z 4 entspricht hinsichtlich der Leasingfinanzierung und Kreditoperationen Art. 64 Abs. 1 und 2 der 
geltenden Fassung. 
Art. 64 Abs. 1 Z 5 entspricht grundsätzlich Art. 63 Abs. 7 der geltenden Fassung. Auch Mittelumschichtungen 
zwischen zweckgebundenen Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen und nicht zweckgebundenen 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen sollen der Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages 
bedürfen. 
Art. 64 Abs. 1 Z 6 entspricht (iVm. § 28 K-LHG) grundsätzlich Art. 63 Abs. 8 der geltenden Fassung. Im Gegensatz 
zu den Mittelumschichtungen sind Mittelverwendungsüberschreitungen nicht immer saldoneutral. 
Mittelverwendungsüberschreitungen können sowohl bei Auszahlungen im Finanzierungshaushalt als auch bei 
Aufwendungen im Ergebnishaushalt auftreten. Meist werden beide Haushalte betroffen sein, dh. es werden sowohl 
der Ergebnis- als auch der Finanzierungsvoranschlag überschritten. Es wird ermöglicht, auch im K-LHG Fälle 
aufzunehmen, in denen eine Mittelverwendungsüberschreitung zulässig ist (siehe § 28 K-LHG). 
In Art. 64 Abs. 1 Z 7 und 8 sollen nähere Bestimmungen über die Bildung und Änderung von zweckbestimmten 
Zahlungsmittelreserven auf Grundlage von Ermächtigungen oder Zustimmungen aufgenommen werden. Die 
Zweckbestimmung von Zahlungsmittelreserven lässt sich aus der jeweiligen Bezeichnung ableiten, beispielsweise 
Digitalfunk, Landeswarnzentrale, Finanzierung Reinraum HTC, B 100. Eine Änderung der Zweckbestimmung von 
Zahlungsmittelreserven liegt vor, wenn Mittel anders als für die aufgrund der Bezeichnung definierten Maßnahme 
verwendet werden. 
In Art. 64 Abs. 1 Z 9 sollen nähere Bestimmungen über den Verzicht auf privatrechtliche Forderungen 
aufgenommen werden. Diese bedürfen der ausdrücklichen vorherigen Zustimmung und Ermächtigung. 
In Art. 64 Abs. 3 wird berücksichtigt, dass gemäß Art. 4 Abs. 4 ÖStP 2012 im Falle von Naturkatastrophen oder 
außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage 
erheblich beeinträchtigen, die gemäß ÖStP 2012 zulässigen Grenzen für die Länder mit Beschluss des jeweiligen 
Landtages unterschritten werden können. Der jeweilige Beschluss des Landtags ist demnach jedenfalls mit einem 
Rückführungsplan zu verbinden. Die Rückführung hat binnen eines nach Maßgabe des Rechts der Europäischen 
Union angemessenen Zeitraumes zu. 

Kärntner Landeshaushaltsgesetz (Art. II) 
Zu§ 1: 
§ 1 regelt den Geltungsbereich des Gesetzes. Umfasst sind auch die wirtschaftlichen Unternehmungen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit (siehe§ 22). Für§ 1 Abs. 2 ist grundsätzlich § 1 Abs. 2 StLHG Vorbild. Dazu halten die 
Er!RV EZ 1976/1 BlgStLT 17. GP fest: ,,Die Anordnungen im Gebarungsvollzug [Anmerknng: Zahlungsvollzug] 
sind in Form von Zahlungs- und Verrechnungsaufträgen ein wesentliches Element bei der Verrechnung im 
Gebarungsvollzug. Bisher sind die Anordnungen im Überbegriff der Verrechnung inkludiert gewesen. Nunmehr 
sollen die Zahlungs- und Verrechnungsmifträge durch die explizite Bezeichnung der Anordnungen ün 
Gebarungsvoflzug die e1forderliche Gewichtung in der Haushaltsfiihrung erhalten und die gesetzliche Grundlage 
fiir weitere notwendige Durchfiihrungsbestimmungen bilden. Der Begriff der „ Innenprüfimg" und die 
„Rechnungspriifimg" sind durch die Begriffe einer Priifimg der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit sowie 
des Gebarungsvollzuges und einer Revision des Rechnungswesens als Nachprüfimg durch die Landesbuchhaltung 
- inhaltlich gleich - aber präziser formuliert worden. Eine Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 
von Belegen (Zahlungsansprüchen und Zahlungsverpflichtungen) dem Grunde und der Höhe nach obliegt den 
jeweils zuständigen anordnenden Organen, den jeweils zuständigen ausfiihrenden Organen obliegt eine Prüfung 
inz Gebarungsvo/lzug, ob die Haushaltsvorschriften eingehalten wurden. Die Revision des Rechnungswesens 
(Nachpriifimg) obliegt der Landesbuchhaltung und umfi1sst die gesamte Verrechnung aller haushaltsfiihrenden 
Stellen. Es werden Priifimgen nach einem Priifimgsplan sowie fallweise Sonderprüfungen durchgefiihrt." 
Zu§ 2: 
In§ 2 Abs. 1 findet sich das Decknngsziel (,,hat zur Erfüllung der Aufgaben zu dienen") im Sinne einer „dienenden 
Funktion" der Haushaltsführung. 
§ 2 Abs. 2 dient der Sicherstellung eines nachhaltig geordneten Haushalts gemäß Art. 13 Abs. 2 B-VG (vgl. § 4 
des Kärntner Gemeindehaushaltsgesetzes - K-GHG, LOB!. Nr. 80/2019 idF LOB!. Nr. 95/2024; siehe ferner§ 2 
Abs. 1 letzter Satz BHG 2013). 
Darüber hinaus können insbesondere folgende verfassungsrechtliche Ziele der Haushaltsführung identifiziert 
werden: 

Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts (Art. 13 Abs. 2 B-VG) 
Tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Mäm1em (Art. 13 Abs. 3 B-VG) 

Schlussendlich sind auch die Bestimmungen des Österreichischen Stabilitätspakt 2012 - ÖStP 2012, LOB!. Nr. 
16/2013, zu beachten. 



§ 2 Abs. 3 dient der Konkretisierung des Haushaltsgrundsatzes der Wirkungsorientierung gemäß Art. 63 Abs. 2 
K-LVG. Die Bestimmung entspricht§ 2 Abs. 2 BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 7 f, fest: 
,,Im Abs. 2 wird im Speziellen die Wirkungsorientierung näher definiert. Abs. 2 stellt klar, dass die 
Wirkungsorientierung in die gesamte Haushaltsfiihrung zu integrieren ist. Demzufolge haben sich alle Organe der 
Haushaltsfiihrung im gesamten Kreislauf der Haushaltsfiihrung, das heißt bei der mittelfi'istigen und Jährlichen 
Planung, bei der Vollziehung und der Kontrolle, an den angestrebten Wirkungen zu orientieren. [ ... ] Eine 
wirkungsorientierte Haushaltsführung bedingt eine weit gehende Annäherung der Strukturen der materiellen 
Aufgabene,fii//ung an die Haushalts- und Personalvenvaltung. Eine solche Annäherung geht über rein 
haushaltsrechtliche Vorschriften und Praktiken hinaus. Das zugrunde liegende Konzept für das neue 
Haushaltsrecht sieht daher eine Anpassung der Strukturen fiir eine stärkere Zusammenführung von Fach- und 
Ressourcenverantwortung, auch in organisatorischer und personeller Hinsicht, vor. Die Umsetzung der 
Wirkungsorientierung e1folgt im Rahmen der Haushaltsfiihrung hauptsächlich durch folgende Instrumente und 
Prozesse: 

die Angaben zur fVirkungsorientierung im Strategiebericht, im Bundesvoranschlag und in den Teilheften, 
die wirkungsorientierte Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und sonstigen Vorhaben, die finanzielle 
Auswirkungen auf den Bundeshaushalt haben; 
das Wirkungscontro//ing, 
Berichtslegungs- und Informationspflichten sowie 
die Steuerung der haushaltsjührenden Stellen mit Hilfe des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans. 

Mit der wirkungsorientierten Haushaltsfiihrung werden folgende Ziele ve1folgt: 
Transparente Darstellung gegenüber dem Nationalrat und der Öffentlichkeit, welche Wirkungsziele 
angestrebt werden und welche Maßnahmen mit den zur Ve,fiigung stehenden Ressourcen gesetzt werden, um 
diese Wirkungsziele zu e,-reichen. 
Erleichterung von Prioritätensetzung auf Ebene der Politik und davon abgeleitet in der Verwaltung. 
Förderung einer stärkeren Ergebnisverantwortlichkeit der Ressorts und der einzelnen haushaltsfiihrenden 
Stellen. [ ... ]". 

Die Haushaltsführung ist durch Haushaltsgrundsätze determiniert. Allerdings finden sich diese nicht in einem 
abgeschlossenen Katalog in der VRV 2015 oder dem K-LHG, sondern ergeben sich aus einzelnen Bestimmungen 
dieser oder anderer Rechtsgrundlagen. Es können über § 2 Abs. 3 hinaus insbesondere folgende weitere 
Haushaltsgrundsätze identifiziert werden: 

Transparenz (Art. 63 Abs. 2 K-LVG) 
Publizität (Art. 61 Abs. 8 und Art. 62 Abs. 3 K-LVG) 
Einjährigkeit und Kalenderjahr als Finanzjahr(§ 4 VRV 2015 iVm. Art. 60 und 61 K-LVG sowie§ 3 K-
LHG) 
Zeitliche Spezialität(§ 7 und§ 10 VRV 2015) 
Einheit und Vollständigkeit(§ 4 und§ 7 Abs. 1 VRV 2015; Art. 63 Abs. 2 K-LVG) 
Bruttoprinzip(§ 7 Abs. 1 und§ 13 Abs. 2 VRV 2015) 
Budgetwahrheit und Genauigkeit(§ 7 Abs. 2 VRV 2015) 
Qualitative Spezialität (Art. 64 Abs. 1 Z 5 K-LVG; § 24 Abs. 1) 
Quantitative Spezialität(§ 28) 
Gesamtdeckung(§ 10 Abs. 3 VRV 2015, § 21 Abs. 1 K-LHG) 
Verwaltungsökonomie(§ 2 Abs. 2 VRV 2015) 
Effizienz (Art. 63 Abs. 2 K-LVG) 

Schlussendlich sind auch die Grundsätze gemäß§ 3 des Kärntner Spekulationsverbotsgesetz-K-SpvG, LGBI. Nr. 
25/2018 idF LGBI. Nr. 39/2025, zu beachten. Demnach ist die Finanzgebarung risikoavers auszurichten. 
§ 2 Abs. 4 berücksichtigt, dass auch andere gesetzliche Regelungen die Haushaltsführung detemlinieren, zB K-
LKABG, K-SpvG. 
Zu§ 3: 
§ 3 entspricht§ 4 BHG 2013. Dazu führen die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 9, aus: ,,Im vorliegenden Entwwfwerden 
die zeitbestirnmenden Begriffe vereinheitlicht: Für das Finanzjahr n-1 wird ausschließlich nur mehr 
„ vorangegangenes Finanzjahr" verwendet. Im normalen Budgetzyklus ist das Jahr, in dem geplant wird, das 
Finanzjahr n, das„ vorangegangene" Finanzjahr das Finanzjahr n-1, das „folgende Finanzjahr" das Finanzjahr 
n+ 1 und das„ nächstfolgende Finanzjahr" das Finanzjahr n+ 2." 



Damit wird auch festgehalten, dass auch für Bereiche, in denen es ein abweichendes „Wirtschaftsjahr" gibt (z.B. 
im Bereich Schulen, bei der Stadttheater Klagenfurt OG, bei der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik etc.) 
die Finanzflüsse aus dem Landeshaushalt auf das Kalenderjahr zu planen und darzustellen sind. 
Zum 2. Hauptstück 
Im 2. Hauptstück wird die Organisation der Haushaltsführung geregelt. 
Die Unterscheidung zwischen einem anordnenden Organ und einem ausführenden Organ impliziert das Vier-
Augen-Prinzip. Organe der Haushaltsführung sind gemäß dem Grundsatz der funktionellen Trennung zwischen 
Anordnung und Vollzug im Zahlungsvollzug entweder anordnende oder ausführende Organe. 
Anordnende Organe sind Organe der Haushaltsführung. Eine ältere Bezeichnung für die anordnenden Organe ist 
die Bezeichnung „anweisende Stellen". Die ausführenden Organe sind die mit den Aufgaben der 
Haushaltsverrechnung betrauten Organe, nämlich die Buchhaltung und die Zahlstellen. Die ausführenden Organe 
dürfen aufgrund von schriftlichen Anordnungen der anordnenden (anweisenden) Organe z.B. Zahlungs- und 
Verrechnungsanordnungen ausführen, Einzahlungen annehmen, Auszahlungen leisten und Verrechnungen 
durchführen. 
Haushaltsleitende Organe zählen zu den anordnenden Organen der Haushaltsführung. Es sind dies die in Art. 63 
Abs. 3 K-LVG und § 5 Abs. 1 taxativ aufgezählten Organe. Der Aufgabenkreis der haushaltsleitenden Organe 
umfasst unter anderen die mehrjährige Planung der Mittelaufbringungen (Einzahlungen und Erträge) und 
Mittelverwendungen (Auszahlungen und Aufwendungen) in ihrem Zuständigkeitsbereich, die Mitwirkung an der 
Erstellung des Entwurfs des Landesfinanzrahmens und des Strategieberichtes sowie an der Vorbereitung des 
Entwurfs des Landesvoranschlages und der Entwürfe der Nachträge zum vom Landtag beschlossenen 
Landesvoranschlag, der Mitwirkung im Zahlungsvollzug, der Mitwirkung am Controlling für den Gesamthaushalt 
und die Bereichsbudgets und am Wirkungscontrolling und der Erstellung der Erläuterungen im Hinblick auf ihr 
jeweiliges Bereichsbudget für den Landesrechnungsabschluss. 
Die Leitungen haushaltsführender Stellen nach § 6 Abs. 1 zählen neben den haushaltsleitenden Organen auch zu 
den anordnenden Organen(§ 4 Abs. 2). Die Leitungen von haushaltsführenden Stellen verfügen über (zumindest) 
ein Detailbudget. Jedem Detailbudget ist somit nur eine haushaltsführende Stelle zuzuordnen. 
Die Hauptaufgabe einer haushaltsführenden Stelle besteht darin, bei Aufgaben des haushaltsleitenden Organes 
mitzuwirken und das vom haushaltsleitenden Organ zugewiesene Detailbudget ( einschließlich Verrechnung) zu 
bewirtschaften. Zudem gehört zum Aufgabenbereich einer haushaltsführenden Stelle unter anderem auch die 
Erstellung des Entwurfes eines RZL-Planes, die Mitwirkung bei der Liquiditätsplanung, die Füluung der 
Anlagenbuchführung, die Inventarverwaltung, die Inventur etc. (siehe näheres zu§ 6). 
Die Steuerung haushaltsführender Stellen soll in direktem Konnex zur wirkungsorientierten Budgetierung stehen, 
da sie ein wesentliches Instrument darstellt, um die positiven Anreize der neuen Budgetsteuerung in die 
haushaltsführenden Stellen zu bringen und von diesen zu den Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfängern 
sowie zu den Bürgerinnen und Bürgern. Da die operative Umsetzung der angestrebten Wirkungen in einer 
haushaltsführenden Stelle erfolgt, soll diese im Hinblick darauf bestmöglich eingerichtet werden. Wenn im neuen 
Haushaltswesen angestrebte Wirkungen, Maßnahmen und budgetäre Mittel im Zusammenhang gesehen werden 
sollen, so muss dies grundsätzlich auch in den für die Leistungserstellung bzw. operative Umsetzung zuständigen 
haushaltsführenden Stellen gelten. 
Der Übereinstimmung der Verantwortung für Finanzressourcen und Leistungserstellung kommt in der 
Haushaltsreform wesentliche Bedeutung zu. Diese Integration soll in der Funktion der Leitung einer 
haushaltsführenden Stelle vereint werden. Es ist eine klare Trennung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten von 
Leitungen haushaltsführender Stellen und der Funktion „Haushaltsleitendes Organ" vorgesehen. Die inhaltliche 
und budgetäre Letztverantwortung liegt jedoch beim haushaltsleitenden Organ. 
Zu§ 4: 
§ 4 Abs. 1 bis 3 entspricht grundsätzlich§ 5 Abs. 1 BHG 2013. Dazu führen die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 9, aus: 
,,Die neue Steuerung haushaltsfiihrender Stellen soll in direktem Konnex zur wirkungsorientierten 
Veranschlagung stehen, da sie ein wesentliches Instrument darstellt, um die positiven Anreize der neuen 
Budgetsteuerung in die haushaltsfiihrenden Stellen zu bringen und von diesen zu den Leistungsempfängerinnen 
und Leistungsempfängern sowie zu den Bürgerinnen und Bürgern. Da die operative Umsetzung der angestrebten 
Wirkungen in einer hausha/tsfiihrenden Stelle e1folgt, soll diese im Hinblick daraiif bestmöglich eingerichtet 
werden. Wenn irn neuen Haushaltswesen angestrebte Wirkungen, Maßnahmen und budgetäre Mittel im 
Zusarnmenhang gesehen werden sollen, so muss dies grundsätzlich auch in den fiir die Leistungserstellung bzw. 
operative Umsetzung zuständigen hausha/tsfiihrenden Stellen gelten. [ .. ,] 
Es ist eine klare Trennung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten von Leiterinnen oder Leitern 
haushaltsfiihrender Stellen und der Funktion „Haushalts/eilendes Organ" vorgesehen. Die inhaltliche und 
budgetäre Letztverantwortung liegt jedoch beim haushaltsleitenden Organ. [ .. , ]" 
Eine wirkungsorientierte Haushaltsführung impliziert eine völlig neue Steuerungslogik (und gleichzeitig 
Entscheidungsgrundlage), die auch zu einer neuen Rollendefinition der beteiligten Akteure sowie deren Aufgaben 



führen muss. Eine wirkungsorientierte Haushaltsführung ist vor allem nur dann möglich, wenn auf jeder Ebene 
des Budgets (Bereich-, Global-, Detailbudget) die Verantwortlichkeiten eindeutig festgelegt sind. 
§ 4 Abs. 4 dient der Gebarungssicherheit. 
Zu§ 5: 
§ 5 Abs. 1 zählt die haushaltsleitenden Organe auf. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass in den 
Fällen, in denen Angelegenheiten der Referatseinteilung - K-RE, LGBI. 31/2023, im Einvernehmen zwischen 
Mitgliedern der Landesregierung zu besorgen sind, gemäß § 4 K-RE, dem Hauptreferenten die Stellung als 
haushaltsleitendes Organ zukommt. 
§ 5 Abs. 2 legt die Aufgaben der haushaltsleitenden Organe fest. Die Aufgaben bestehen aber nur „im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich", der sich insbesondere aus der Verfassung und der Referatseinteilung ergibt. Zu beachten 
sind auch die Einvemehmensregelungen des Art. 63 Abs. 4 K-LVG. 
§ 5 Abs. 2 Z 1 entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 2 Z 1 BHG 2013, LGBI. Nr. 176/2013 idF LGBI. Nr. 8/2018. Zur 
vergleichbaren Vorgängerbestimmung in§ 5 Abs. 3 Z I Bundeshaushaltsgesetz, BGB!. Nr. 213/1986 idF BGB!. 
Nr. 626/1994, halten die Materialien AB 1797 BlgNR 18. GP 3, 3, fest: ,,Mit der neu eingefiigten Z 1 werden die 
haushaltsleitenden Organe ve1pßichtet, die in ihrem Wirkungsbereich [Anmerkung: Zuständigkeitsbereich] 
voraussichtlich anfallenden Ausgaben und Einnahmen mittelfristig abzuschätzen, insbesondere jene, die durch in 
Aussicht genommene rechtssetzende und sonstige Maßnahmen sowie Vorhaben verursacht werden; [ ... ].Zu§ 6 
Abs. 2 Z 1 BHG 2013 halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 11, fest: ,,Z 1 wurde an die wirkungsorienlierten 
Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und sonstigen Vorhaben, die finanzielle Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt haben, angepasst. Gemäß § 5 Abs. 3 BHG 1986 ist es Aufgabe der haushaflsleilenden Organe, 
die finanziellen Auswirkungen in Aussicht genommener rech/setzender und sonstiger Maßnahmen sowie Vorhaben 
fiir den Zeitraum des laufenden und der folgenden drei Finanzjahre zu ermitteln. Ab In/ay,fitreten dieses 
Bundesgesetzes besteht eine Kalkulationspflicht der finanziellen Auswirkungenfiir die nächsten vier Finanzjahre 
hinsichtlich des Finanzierungs- und Ergebnishaushaltes. [ ... ] Der Planungszeitraum wird um ein Finanzjahr 
verlängert. Die Begriffe Ausgaben und Einnahmen werden durch den allgemeinen Begriff Mittelverwendungen 
und -aujbringungen ersetzt." Zu den Regelungsvorhaben zählen Entwürfe für Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-
VG, Landesgesetze, Landesverordnungen, Erlässe und Richtlinien. 
Die Daten sind somit für das laufende und für die folgenden vier Finanzjahre nach Jahren getrennt für die 
mittelfristige Finanz- und Budgetplanung zu erheben, die die Grundlage für die im ÖStP vorgesehene mittelfristige 
Orientierung der Haushaltsführung darstellt. Weiters hat eine finanzielle Folgenabschätzung bei Landesgesetzen, 
Landesverordnungen und sonstigen rechtsetzenden Maßnahmen grundsätzlicher Art sowie bei Vorhaben im Sinne 
des § 30 zu erfolgen, nach der die finanziellen Auswirkungen auf den Landeshaushalt festzustellen sind. 
Demgemäß ist es Aufgabe der haushaltsleitenden Organe, die finanziellen Auswirkungen von Landesgesetzen, 
Landesverordnungen, in Aussicht genommener sonstiger rechtsetzender Maßnahmen grundsätzlicher Art und 
Vorhaben im Sinne des§ 30 für den angegebenen Zeitraum zu ermitteln. Es besteht eine Kalkulationspflicht der 
finanziellen Auswirkungen für die nächsten vier Finanzjahre hinsichtlich des Finanzierungshaushaltes. Diese 
Darstellung der finanziellen Auswirkungen von Landesgesetzen, Landesverordnungen, sonstigen rechtsetzenden 
Maßnahmen grundsätzlicher Art und Vorhaben im Sinne des § 30 auf den Landeshaushalt wird gemäß dem 
Grundsatz der Wirkungsorientierung erweitert. Die Begriffe „Mittelverwendungen und -aufbringungen" 
entsprechen den bisherigen Begriffen „Ausgaben und Einnahmen" und gliedern sich künftig in Auszahlungen und 
Aufwendungen (Mittelverwendung) und Einzahlungen und Erträge (Mittelaufbringung). Ziel der 
Wirkungsorientierung ist es auch, für die Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in Politik und 
Verwaltung eine nachvollziehbare, transparente Darstellung über erwünschte Wirkung einerseits sowie erwartete 
Kosten und unerwünschte Auswirkungen andererseits darzustellen. Alle Entwürfe von Landesgesetzen, 
Landesverordnungen und sonstigen rechtsetzenden Maßnahmen grundsätzlicher Art) aber auch Vorhaben im Sinne 
des§ 30 werden anhand von angestrebten Zielen und Maßnahmen diskutiert. Durch die Festlegung von Indikatoren 
wird die Zielerreichung messbar gemacht. So entsteht ein durchgängiges Bild, mit welchen Landesgesetzen, 
Landesverordnungen, sonstigen rechtsetzenden Maßnahmen grundsätzlicher Art oder Vorhaben im Sinne des § 30 
die strategischen Prioritäten des Amtes der Kärntner Landesregierung verfolgt werden. Die Wirkungsorientierung 
begleitet insbesondere den Gesetzesentwurf von der Vorbereitung bis zur parlamentarischen Beschlussfassung und 
über die Umsetzung hinaus. 
§ 5 Abs. 2 Z 3 entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 2 Z 7 BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 12, 
fest: ,,Fiir jede haushaltsfiihrende Stelle ist ein Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan [ ... ] zu erstellen. Dieser ist 
ein verwaltungsinternes Dokument, das von der übergeordneten haushaltsfiihrenden Stelle bzw. dem 
haushaflsleitenden Organ festzulegen ist. [ ... ] ". 
§ 5 Abs. 2 Z 4 entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 2 Z 8 BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 12, 
fest: ,,Zur Steuerung von Voranschlagswerten zählen insbesondere die Dotierung der Detailbudgets im Rahmen 
der Erstellung des Voranschlagsentwwfes des haushalts/eitenden Organs und Miuelumschichtungen [ ... ]. Die 
haushaltsleitenden Organe haben bei der Handhabung dieser Steuerungsinstrumente [ ... ] darauf abzuzielen, dass 
die Mittelbewirtschaftung durch die haushaltsfiihrenden Stellen dem Grundsatz der Effizienz entspricht." 



Zu § 5 Abs. 2 Z 5: Das haushaltsleitende Organ hat die Aufteilung seines Bereichsbudgets auf Globalbudgets 
vorzunehmen. Diese Aufteilung hat gemäß den Aufgabenfeldern unter Beachtung der jeweils geltenden 
Geschäftseinteilung zu erfolgen. Für die Aufteilung auf Globalbudgets ist das haushaltsleitende Organ auch 
gegenüber dem Landtag verantwortlich. Jedes Globalbudget hat zumindest ein Detailbudget. Es ist Aufgabe des 
haushaltsleitenden Organs, im Bedarfsfall, organorientiert die Aufteilung eines Globalbudgets in mehrere 
Detailbudgets erster Ebene vorzunehmen. Detailbudgets zweiter Ebene sind derzeit nur im Aufgabenbereich der 
Bezirkshauptmannschaften vorgesehen. 
Für die technische Abbildung der Aufgaben einer haushaltsführenden Stelle nach § 6 Abs. 2 im 
Haushaltsverrechnungssystem ist zwingend die Zuordnung der Ein- und Auszahlungen sowie der Erträge und 
Aufwendungen zum jeweiligen Detailbudget ausschließlich einer haushaltsführenden Stelle erforderlich. 
§ 5 Abs. 2 Z 11 lit. a entspricht grundsätzlich § 6 Abs. 2 Z 2 BHG 2013. Die Mitwirkung im Rahmen des 
Strategieberichts umfasst auch die Erläuterung der wesentlichen Herausforderungen, mittelfristige Bereichsziele 
und wesentliche Maßnahmen pro Aufgabenbereich (Globalbudget), soweit es das Bereichsbudget des 
haushaltsleitenden Organ betrifft. 
§ 5 Abs. 2 Z 11 lit. b entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 2 Z 3 BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. 
GP, 11, fest: ,,[ ... ] Bei der Erstellung des Bundesvoranschlagsentwwfes [ ... ] ist die Aufgabe mitwnfasst, die 
Angaben zur Wirkungsorientierung zu erstellen. Dabei haben die haushaltsleitenden Organe auf eine koordinierte 
Vorgehensweise innerhalb ihrer Organisationseinheiten (einschließlich der Fachbereiche) zu achten." Umfasst 
sind alle Teile des Landesvoranschlages, die Nachträge zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag und 
die Erstellung der Erläuterungen. 
§ 5 Abs. 2 Z 11 lit. f entspricht§ 5 Abs. 1 Z 8 StLHG. Dazu halten die ErlRV EZ 2280/1 BlgStLT 16. GP, 14, 
fest: ,Jn dieser Ziffer wird die Mitwirkung am zentralen Budget- und Wirkungscontrolling [ ... ]geregelt.Es wird 
festgelegt, dass das haushaltsleitende Organ am zentralen Budget- und Wirkungscontrolling mitzuwirken hat, das 
neben dem Budgetcontrolling [ ... ] auch das Wirkungscontrolling [ ... ] umfasst." 
§ 5 Abs. 2 Z 11 lit. g entspricht§ 5 Abs. 1 Z 11 StLHG. Dazu halten die ErlRV EZ 1976/1 BlgStLT 17. GP fest: 
,,Die Ressortverantwortung eines haushaltsleitenden Organes umfasst die HaushaltsfWirung im jeweiligen 
Bereichs- und Globalbudget. Das Globalbudget ist in zumindest ein Detailbudget untergliedert." 
§ 5 Abs. 3 entspricht§ 6 Abs. 2 letzter Satz BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 13, fest: ,,Mit 
dem letzten Satz des Abs. 2 werden die haushaltsleitenden Organe ve,pj/ichtet, in ihrem Wirkungsbereichfiir die 
Ausrichtung der Haushaltsfiihrung nach den Budgetgrundsätzen [ ... ] zu sorgen. Die Adressaten dieser 
Steuerungsleistungen der haushaltsleitenden Organe sind die hausha/tsfiihrenden Stellen und die fiir die 
Globalbudgets verantwortlichen Leiterinnen oder Leiter der Organisationseinheiten sowie die übrigen an der 
Hausha/tsfiihrung [ ... ] beteiligten Organisationseinheiten [ ... ]. Die den hausha/ts/eitenden Organen obliegende 
Aufgabe entspricht somit in Bezug auf die ihnen zugeordneten Budgetbereiche und haushaltsfiihrenden Stellen der 
Aiifgabe der Bundesministerin fiir Finanzen oder des Bundesrninisters fiir Finanzen gem Art. 51 b iVm Art. 51 Abs. 
8 B-VG." Zu den Haushaltsgrundsätzen siehe bereits die Erläuterungen zu § 2. 
Gemäß § 5 Abs. 4 können die haushaltsleitenden Organe bestimmte Aufgaben an die Leitung einer 
haushaltsführenden Stelle (insbesondere Abteilungen) delegieren. Dies hat ebenfalls schriftlich zu erfolgen. Mit 
der Delegation gehen nur die Aufgaben auf die Leitung einer haushaltsführenden Stelle über, nicht aber die 
Zuständigkeit. 
Zu§ 6: 
In § 6 Abs. 1 werden die Leiter der haushaltsführenden Stellen taxativ aufgezählt. Die Leitung trägt die 
Verantwortung für die haushaltsführende Stelle. So legt zB der Leiter einer Abteilung die interne Organisation der 
haushaltsführenden Stelle fest und hat die Fachaufsicht im Hinblick auf die Haushaltsführung - und in möglichst 
hohem Maße auch für die Personalwirtschaft- inne. Haushaltsführende Stellen sind zusammenfassend somit jene 
Organisationseinheiten, die über (zumindest) ein Detailbudget verfügen, wobei neben den Aufgaben nach§ 6 Abs. 
2 auch 

die Mitwirkung bei der Erstellung von Abschlussrechnungen im Wege der Vorarbeiten zum 
Landesrechnungsabschluss, 
die Abwicklung des Barzahlungsverkehrs über eventuell eingerichtete Zahlstellen und 
die Führung der Kosten- und Leistungsrechnung auf den für diese Organisationseinheit eingerichteten 
Kostenstellen bzw. Kostenträgern 

wahrzunehmen sind. 
§ 6 Abs. 2 Z 1 entspricht grundsätzlich§ 7 Abs. 2 Z 2 BHG 2013. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 15, 
fest: ,,Der Wirkungs-, Leistungs- und Budgetzyklus muss über alle Steuerungsebenen abgestimmt werden. So 
müssen die Informationen vom Bundesfinanzrahmengesetz top down zu den Leiterinnen oder Leitern der 
haushaltsfiihrenden Stellen und bottom up von diesen in das Bundesfinanzrahmengesetz münden. [ ... ] Die 
Erstellung des Entwwfs des Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans obliegt der haushaltsfiihrenden Stelle, dessen 
Festlegung dem haushaltsleitenden Organ. Fiir jede hausha/tsfiihrende Stelle ist ein Ressourcen-, Ziel- und 



Leistungsplan zu erstellen. Dieser ist ein venvaltungsinternes Dokument, das zwischen der Leiterin oder dem 
Leiter einer haushaltsfiihrenden Stelle und der Leiterin oder dem Leiter der übergeordneten haushaltsfiihrenden 
Stelle oder dem haushaltsleitenden Organ verhandelt und von derjeweils übergeordneten Stelle festgelegt wird. 
[ ... ]". 
§ 6 Abs. 2 Z 3 entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 2 Z 4 StLHG. Dazu führen die Er!RV EZ 2280/1 BlgStLT 16. 
GP, 15 f, aus: ,,Grundsätzlich hat jede Leitung einer haushaltsfiihrenden Stelle nur ein Detailbudget zu 
bewirtschaften. In Ausnahmefallen, wenn damit dem Grundsatz der Wirkungsorientierung besser entsprochen 
wird und wenn aus venvaltungsökonomischen Gründen im Einvernehmen zwischen dem lwushaltsleitenden Organ 
und demfiir Landesfinanzen zuständigen Regierungsmitglied Globalbudgets in mehrere Detailbudgets zergliedert 
sind, kann die Leitung einer hausha/t;fiihrenden Stelle auch mehrere Detailbudgets bewirtschaften." 
Mittels der Elemente des im Land in Verwendung befindlichen doppischen Buchhaltungsprogramms 
„Mittelbindung und Mittelreservierung" soll gemäß § 6 Abs. 2 Z 6 von der haushaltsführenden Stelle die 
Verfügbarkeit von Mitteln bzw. deren Bindung laufend erfasst werden und somit auch hinsichtlich der 
Gesamtsteuerung auf Gesamthaushalt und Bereichs- bzw. Globalbudgets wesentliche Informationen bereitgestellt 
werden. 
Die Aufgaben der haushaltsführenden Stellen im Rahmen der Vermögensverwaltung gemäß§ 6 Abs. 2 Z 9 sind 
im 5. Abschnitt geregelt. 
Die Aufgaben der haushaltsführenden Stellen im Rahmen der Anlagenbuchführung, Buchführung über die 
Vorräte, Inventar und Inventur gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 sind im 5. Hauptstück geregelt. 
§ 6 Abs. 2 Z 11 lit. a entspricht grundsätzlich§ 7 Abs. 2 Z 1 BHG 2013. Dazu halten die Er!RV 480 BlgNR 24. 
GP, 15, fest: ,,Eine wesentliche Aufgabe der Leiterinnen oder Leiter haushaltsfiihrender Stellen ist, bei näher in Z 
1 bestimmten Aufgaben des haushaltsleitenden Organs rnitzuwirken." 
§ 6 Abs. 3 entspricht grundsätzlich§ 6 Abs. 3 StLHG. Dazu stellen die Er!RV EZ 2280/1 BlgStLT 16. GP, 16, 
fest: ,,Wie das haushalts/eitende Organ Aiifgaben an die entsprechende haushaltsfiihrende Stelle delegieren kann, 
kann auch das haushaltsleitende Organ auf Vorschlag der haushaltsfiihrenden Stelle Aufgaben an eine Leitung 
einer nachgeordneten bzw. dislozierten Organisationseinheit delegieren [Bezirkshauptmannschaften]. 
Voraussetzung dafiir ist, dassfiirdie nachgeordnete bzw, dislozierte Organisationseinheit ein Detailbudget zweiter 
Ebene gemäß§ 6 Abs. 2 Z 4 eingerichtet wurde. Solche Aufgaben können auchfiir mehrere in die Zuständigkeit 
des haushaltsleitenden Organs fallende und mit jeweils einem Detailbudget zweiter Ebene ausgestattete 
Organisationseinheiten auf nur eine ebenfalls mit einem Detailbudget zweiter Ebene ausgestattete 
Organisationseinheit delegiert werden. Das heißt, eine Leitung einer nachgeordneten Dienststelle, dem Aufgaben 
gem. dieses Absatzes übertragen werden, kann auch für mehrere Detailbudgets zweiter Ebene die Atifgaben 
übernehmen. Die Aufgaben, die delegiert werden können sind in den Ziffern 1-5 aufgezählt." 
Zu§ 7: 
§ 7 entspricht grundsätzlich§ 8 BHG 2013. Dazu halten die Er!RV 480 BlgNR 24. GP, 15 f, fest:,,§ 8 normiert 
im Abs. 1 die Einrichtung von übergeordneten (Bewirtschaftung zumindest eines Detailbudgets erster Ebene) und 
nachgeordneten haushaltsfiihrenden Dienstellen (Bewirtschaftung zumindest eines Detailbudgets zweiter Ebene) 
und im Abs. 2 die hierarchische Gliederung zwischen Leiterinnen und Leitern übergeordneter und nachgeordneter 
haushaltsführender Stellen sowie zwischen dem haushaltlseitenden Organ und Leiterinnen oder Leitern 
haushaltsfiihrender Stellen. [ ... ] Eine übergeordnete haushaltsfiihrende Stelle nimmt in der Regel koordinierende 
Aufgaben wahr. Dies betrifft insbesondere die Festlegung der RZL-Pliine [Anmerkung: Ressourcen-, Ziel- und 
Leistungsplanes] mit den nachgeordneten haushaltsfiihrenden Stellen(§ 7 Abs. 2 Z 3 [vgl§ 6 Abs. 2 Z !]), [ ... ] 
sowie die interne Evaluierung eines Vorhabens((§ 7 Abs. 2 Z 4 fit h ). Die konkrete Festlegung der A1ifgabe11 der 
über- und nachgeordneten haushaltsfiihrenden Stellen ist durch das haushaltsleitende Organ ressortintern 
festzulegen." 
Zu§S: 
Die Bestimmung enthält in § 8 Abs 1 entsprechend dem Trennungsgrundsatz die Beziehungen zwischen den 
haushaltsführenden Stellen und der Buchhaltung sowie in § 8 Abs. 2 bis 4 die materiellen Aufgaben der 
Buchhaltung, ohne organisatorisch festzulegen, wer die Buchhaltungsaufgaben zu erfüllen hat. 
§ 8 Abs. 1 bis 3 entspricht grundsätzlich§ 8 StLHG (vgl. auch§ 9 Abs. 1 bis 3 BHG 2013). Dazu führen die Er!RV 
EZ 2280/1 BlgStLT 16. GP, 17, aus: ,, § 8 normiert in den Abs. 1 und 2 entsprechend dem Trennungsgrundsatz die 
Beziehung zwischen den haushaltsfiihrenden Stellen und der Landesbuchhaltung. In Abs. 3 sind die Aiifgaben der 
Landesbuchhaltung festgelegt, wobei aiif die aktuellen Entwicklungen in Bezug mif interne Kontrollsysteme 
Bedacht genommen wird. 
Zu Z 5: Eine Revision des Rechnungswesens im Sinne einer fallweisen und unvermuteten Nachprüfung der 
gesamten Verrechnung der haushaltsfiihrenden Stellen obliegt der Landespriifung [ Anmerkung: gemeint wohl 
,,Finanzbuchl1altung"], währenddessen eine lnnenpriifimg im Sinne einer sachlichen und rechtlichen [ Anmerkung: 
gemeint wohl „rechnerischen"] Prüfung und einer Prüfung im Gebarungsvollzug der haushaltsfiihrenden Stelle 
obliegt. Näheres dazu wird in einer Verordnung der Landesregierung geregelt. Zu unterscheiden ist die Revision 



des Rechnungswesen auch vom internen Kontrollsystem (IKS). Das interne Kontrollsystern ist ein System, welches 
von der haushaltsfiihrenden Stelle zu errichten ist. [ ... ]." 
§ 8 Abs. 4 entspricht grundsätzlich§ 9 Abs. 4 und 6 BHG 2013. Die Festlegung von Wertgrenzen im Rahmen der 
Buchungsabläufe entspricht§ 11 Abs. 7 Z 4 [Sbg] ALHG 2018. 
§ 8 Abs. 5 entspricht grundsätzlich § 5 Abs. 4 iVm. § 9 zweiter Satz BHG 2013. Die Bestimmung enthält eine 
Ausnahme zum Trennungsgrundsatz zwischen anordnender haushaltsführender Stelle und Buchhaltung. Die 
Bezirkshauptmannschaften, das Landesimmobilienmanagement (LIM) als wirtschaftliche Unternehmung ohne 
Rechtspersönlichkeit, das Hauptbuch der Abteilung 1 (OE Personalangelegenheiten) und das Hauptbuch der 
Bildungsdirektion erledigen Buchhaltungsaufgaben selbst. Bei der Erfüllung der Buchhaltungsaufgaben muss 
sichergestellt werden, dass die Trennung von Anordnung und Vollzug mittels schriftlicher Anordnungen 
sichergestellt wird. 
Zu§ 9: 
§ 9 orientiert sich grundsätzlich an § 10 BHG 2013. Neben der Buchhaltung sind Zahlstellen ebenfalls ausführende 
Organe. Diese sind aber aus organisatorischer Sicht Teil einer haushaltsführenden Stelle. Durch die Einrichtung 
von „Zahlstellen" soll den Erfordernissen des Barzahlungsverkehrs außerhalb der Buchhaltungen entsprochen 
werden, wenn dies auf Grund der örtlichen Verhältnisse unbedingt erforderlich ist. Der Begriff „Zahlstelle" ersetzt 
den Begriff „Kasse". 
Zu§ 10: 
Gemäß Art. 60 Abs. 2 K-LVG haben im Landesfinanzrahmen Festlegungen auf Ebene der Bereiche zu erfolgen. 
In § 10 Abs. 1 wird entsprechend dieser Vorgabe die Einteilung des Landesfinanzrahmens in quantitativer Hinsicht 
vorgenommen (vgl. § 9 Abs. 1 StLHG). Die Anzahl der Bereiche bestimmt sich nach der Anzahl der 
haushaltsleitenden Organe. 
§ 10 Abs. 2 entspricht grundsätzlich§ 5 Abs. 2 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 42, führen 
dazu aus: ,,Die im Abs. 2 festgeleite Berichtspflicht an das Österreichis_che Koordinationskomitee ergibt sich 
gleichfalls aus Art. 12 Abs. 3 OStP 2012. Gemäß Art. 12 Abs. 3 OStP 2012 ist die Grobplanung dem 
Österreichischen Koordinationskomitee „in der Form der Anlage 2 [des Österreichischen Stabilitätspakts 2012] 
mitzuteilen". Das bedeutet, dass die Grobplanungsdaten vor allem die e,forderlichen Daten für die laufende 
Gebarung, die Vermögensgebarung und die Finanztransaktionen sowie den abzuleitenden Finanzierungssaldo 
{,,Maastricht-Saldo") auszuweisen haben." 
Gemäß Art. 60 Abs. 2 Z 3 K-LVG hat der Landesfinanzralunen die Grundzüge des Stellenplanes zu enthalten. § 
10 Abs. 3 regelt näher, dass diese die Gesamtsumme für die auszahlungswirksame Personalkapazität zu umfassen 
hat (vgl.§ 4 des Bundesfinanzrahmengesetz 2024 bis 2027 -BFRG 2024-2027, BGB!. I Nr. 149/2023 idF BGB!. 
I Nr. 14/2025). 
Zu§ 11: 
§ 11 entspricht im Wesentlichen Art. 60 Abs. 4 zweiter und dritter Satz K-LVG. Systematisch soll die 
Konkretisierung der Inhalte des Strategieberichtes aber nunmehr im Kärntner Landeshaushaltsgesetz erfolgen 
(siehe schon Erläuterungen zu Art. 60 Abs. 4 K-LVG). 
Für die im Anlagevermögen enthaltenen bzw. aufzunehmenden Vennögensgegenstände sind geplante 
Investitionen, die jedenfalls einer Großvorhabensprüfung seitens des Landesrechnungshofes zuzuführen sind, in 
einem Investitionsplan gemäß § 11 Abs. 1 Z 3 festzulegen. Die Bedeckung der geplanten Investitionen muss im 
vierjährigen Landesfinanzrahmen gegeben sein. Bei zeitlich darüberhinausgehenden Investitionen ist ein Ausblick 
über die weitere Finanzierung zu geben. Das jeweilige Investitionsprojekt muss nachvollziehbar finanziell 
gesichert sein. 
Unter „Abweichungen" im Sinne des § 11 Abs. 1 Z 9 versteht man Abweichungen zwischen dem alten und neuen 
Landesfinanzrahmen. 
Zu§ 12: 
§ 12 entspricht gruudsätzlich § 12 StLHG. Dazu führen die ErlRV EZ 2280/1 BlgStLT 16. GP, 19, aus: ,,§ 12 
normiert die Mitwirkungspflicht der haushaltsleitenden Organe bei der Erstellung des Entwwfes des 
Landesfinanzrahmens und des Strategieberichtes dahingehend, dass sie die vom dem für Landesfinanzen 
zuständigen Regierungsmitglied eingeforderten e,forder/ichen Unterlagen so zeitgerecht vorzulegen haben, dass 
eine Beschlussfassung des Landtages über den von der Landesregierung vorgelegten Entwwf des 
Landesfinanzrahmens noch in der letzten Sitzung der ordentlichen Tagung (Art. 15 Abs. 1 L-VG) ermöglicht wird." 
Zum 2. Abschnitt des 3. Hauptstücks und zum 1. bis 3 Abschnitt des 4. Hauptstücks: 
Im 2. Abschnitt des 3. Hauptstücks und in den 1. bis 3 Abschnitten des 4. Hauptstücks wird die Struktur des 
Landeshaushalts sowie die Vollziehung (Haushalts- und Zahlungsvollzug) geregelt. Felgende Zielsetzungen und 
Eckpunkte sind damit verbunden: 
Die Haushaltsreforn1 des Landes Kärnten veränderte Inhalte und Prozesse im Zusammenhang mit dem 
Landeshaushalt weitreichend. Auf Bereichsebene werden Auszahlungsobergrenzen festgelegt, die jeweils für vier 



Jahre im Voraus fixiert werden. Durch diese mittelfristige verbindliche Haushaltsplanung wird die erforderliche 
Budgetdisziplin unterstützt gleichzeitig auch die Planungssicherheit für die haushaltsleitenden Organe erhöht. 
Weiters wurden im Rahmen der Haushaltsreform die Budgetierung und das Rechnungswesen des Landes im 
Hinblick auf eine verbesserte Steuerung, eine transparentere Darstellung sowie eine möglichst getreue Darstellung 
der Vermögens-, Finanzierungs- und Ergebnissituation des Landes angepasst. 
folgende Kernelemente wurden im Rahmen der Budgetierung implementiert: 

Neue Struktur des Landeshaushalts, 
Einführung periodengerechter Elemente in die Budgetierung (Abgrenzungen), 
Wirkungsorientierung durch die Integration von Wirkungen und Leistungen in den Budgetprozess und 
ergebnisorientierte Steuerung von haushaltsführenden Stellen. 

Aus dem Prinzip einer periodengerechten Budgetierung und aus den Grundsätzen der Haushaltsführung ergeben 
sich folgende Eckpunkte des Rechnungswesens: 

Transparenz über die Vem1ögens-, Ergebnis-und Finanzierungssituation des Landes sowie seiner 
Teileinheiten, 
Verbesserung der Lesbarkeit und der Aussagekraft von Landesvoranschlags- und 
Landesrechnungsabschlussunterlagen durch gleichartigen Aufbau, 
bessere Steuerung mit zwei Perspektiven: Steuerung des Ressourcenverbrauchs und der Zahlungsmittel 
(Liquidität), 
Verknüpfung der Budgetierung mit der Kosten- und Leistungsrechnung, um die Kosten- und 
Leistungsrechnung für die Budgetplanung und -steuerung einsetzen zu können, 
Stärkung der Budgetverantwortlichkeit und -flexibilität der Bereiche und 
Stärkung der budgetären Verantwortlichkeit der haushaltsführenden Stellen 

Zu§ 13: 
Gemäß Art. 63 Abs. 1 K-LVG hat bei der Planung und Erstellung des Landesvoranschlages die Landesregierung 
neben den landesrechtlichen Vorgaben auch die unionsrechtlichen und bundesrechtlichen Vorgaben zu beachten. 
So ergibt sich zB Gliederung und Form des Landesvoranschlages aus der VRV 2015 (siehe dazu schon den 
Allgemeinen Teil der Erläuterungen). Insofern enthält das K-LHG nur nähere Bestimmungen. 
Gemäß§ 6 Abs. 1 VRV 2015 besteht für die Länder ein Wahlrecht, ob die Gliedernng des Landesvoranschlages 
nach§ 6 Abs. 2 oder Abs. 3 VRV 2015 zu erfolgen hat. Wie bisher (vgl. Art. 61 Abs. 3 K-LVG der geltenden 
Fassung), soll die Gliederung gemäß§ 13 Abs. 1 nach§ 6 Abs. 2 VRV 2015 erfolgen. 
§ 13 Abs. 2 entspricht Art. 61 Abs. 4 erster Satz K-LVG der geltenden Fassung. 
§ 13 Abs. 3 entspricht grundsätzlich§ 23 Abs. 2 erster Satz BHG 2013. Dazu halten die Materialien Er!RV 480 
BlgNR 24. GP, 27, fest: ,Jm Abs. 2 wird geregelt, wie der Grundsatz der Wirkungsorientierung [ ... ] im 
Bundesvoranschlag umzusetzen ist: Dieser ist irn Rahmen der wirkungsorientierten Veranschlagung zu 
verwirklichen, indem Wirkungsziele, Maßnahmen und Indikatoren im Bundesvoranschlag gerneinsam mit den 
veranschlagten Mittelverwendungen dargestellt werden. Damit soll ersichtlich werden, wozu die veranschlagten 
Mittel prioritär verwendet werden. Es e1folgtjedoch keine automatische oder mechanische Verknüpfung zwischen 
der Wirkungszielerreichung sowie der Umsetzung von Maßnahmen und Dotierung von Mittelverwendungen." 
Siehe zur Wirkungsorientiernng auch schon die Erläuterungen zu § 2. 
§ 13 Abs. 4 entspricht Art. 61 Abs. 2 zweiter und dritter Satz K-L VG der geltenden Fassung. 
§ 13 Abs. 5 hat § 6 Abs. 3 [Sbg] ALHG 2018 zum Vorbild. 
§ 13 Abs. 6 soll Deckungsgruppen ermöglichen. Die Finanzpositionen einer Deckungsgrnppe sind gemäß § 34 
Abs. 1 untereinander deckungsfähig. 
Die textlichen Erläuterungen gemäß § 13 Abs. 7 sollen die wesentlichen Eckpunkte des Landesvoranschlages 
textlich beschreiben, dh einen Überblick über die aktuelle Lage und Entwicklung des Haushalts des Landes geben. 
Dadurch soll für die Organwalter des Landes und die Bürger das Verständnis des Landesvoranschlages erleichtert 
werden. Wie sich aus der eigenständigen Regelung der textlichen Erläuterungen in § 13 Abs. 7 ergibt, sind diese 
indes kein Bestandteil des Landesvoranschlages, sondern sollen diesen erläutern. 
Zu§ 14: 
Aus Art. 61 Abs. 2 K-LVG ergibt sich, dass der Landesvoranschlag aus zwei Teilen besteht: 
1. Landesvoranschlag, ohne Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets (Beschluss Landtag) 
2. Landesvoranschlag, Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets (Beschluss 

Landesregierung) 



Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Landesregierung gemäß Art. 61 Abs. 2 K-LVG dem Landtag spätestens 
zwei Monate vor Beginn des Finanzjahres den Entwurf eines Landesvoranschlages, einschließlich des Entwurfes 
der Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die Detailbudgets, für das folgende Finanzjahr vorzulegen hat. 
§ 14 Abs. 1 soll in diesem Sinne sicherstellen, dass rechtzeitig ein Beschluss der Landesregierung zur Vorlage an 
den Landtag erfolgt, dieser auch in entsprechender Form erfolgt, dh. getrennt in zwei Teile (siehe auch Art. 61 
Abs. 1 und 2 K-LVG), und nach Beschlussfassung der Entwurf des Landesvoranschlages unverzüglich dem 
Landtag vorzulegen ist. 
Zu§ 15: 
§ 15 entspricht grundsätzlich § 34 StLHG (vgl. auch § 41 BHG 2013 ). Dazu führen die ErlRV EZ 2280/1 BlgStLT 
16. GP, 39 f, aus: ,Jm § 34 werden die Angaben zur Wirkungsorientierung normiert. [ ... ] Eine Orientierung an 
Wirkungen e1fordert, dass zuerst Wirkungsziele bestimmt werden. [ ... ] Für die Angaben zur fVirkungsorientierung 
komrnen folgende Quellen in Betracht: gesetzliche Vorgaben, das Regierungsprogramm der jeweiligen 
Legislatwperiode, Regierungsbeschlüsse sowie zusätzliche Ressortvorhaben, wobei eine Realisierung mit den laut 
Landesfinanzrahmen gewährten Ressourcen zu gewährleisten ist. Es sind dabei einerseits Wirkungsziele auf den 
Ebenen der Bereiche und der Globalbudgets andererseits Maßnahmen zur konkreten Umsetzung auf Ebene der 
Detailbudgets zu formulieren. Sowohl fiir Wirkungsziele [ ... ] sind Indikatoren wie Kennzahlen und/oder 
Meilensteine zu wählen, die eine spätere Übe1prüjbarkeit der tatsächlichen Zielerreichung bzw. Durchfiihrung 
ennöglichen. Die näheren Bestimmungen dazu werden von der Landesregierung im Wege einer Verordnung 
geregelt [ ... ]. Wichtig ist dabei, dass die angestrebten Wirkungsziele [ ... ] nicht bloß von einer hierarchisch 
übergeordneten Stelle verordnet werden, sondern dass diese - analog zum Budgeterstellungsprozess - durch ein 
koordiniertes Zusammenspiel der Verantwortlichen auf Grundlage von top-down Vorgaben und bottom-up 
E1fordernissen erstellt werden. Nur so ist gewährleistet, dass sich smvohl Leitungen haushaltsfiihrender Stellen 
als auch jene Leitung der Organisationseinheiten, die ressortintern die Funktion des haushaltsleitenden Organs 
wahrnehmen, mit den angestrebten Zielen identifizieren können[ ... ] und in der Folge umgesetzt werden können. 
Die Angaben zur Wirkungsorientierung sind so zu wählen, dass ihre Relevanz, inhaltliche Konsistenz, 
Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit, Vergleichbarkeit sowie Übe1prüfbarkeit gewährleistet sind. In diesem 
Zusammenhang bedeutet Relevanz, dass fiir den jeweiligen Bereich und das jeweilige Globalbudget maximal 5 
wesentliche und bedeutsame Angaben darzustellen sind. Mindestens eine dieser Angaben muss das 
Gleichstellungsziel betreffen. Inhaltlich konsistent bedeutet, dass die Angaben auf Ebene der Bereiche mit jenen 
auf den weiteren Gliederungsebenen wie Globalbudget und Detailbudget abgestimmt sein müssen und letztere zur 
dargestellten Zielerreichung auf Bereichsebene beitragen müssen. Die Angaben müssen außerdem verständlich 
formuliert sein, um zwn Grundsatz der Transparenz beizutragen. Die Vergleichbarkeit bezieht sich insbesondere 
auf die zeitliche Dimension; es ist eine Vergleichbarkeit der Angaben zur Wirkungsorientierung, insbesondere der 
Indikatoren, über einen Zeitraum von mehreren Jahren zu gewährleisten, damit Entwicklungen im jeweiligen 
Bereich nachvollzogen werden können. Die Überprüfbarkeit bezieht sich vor allem auf die Angaben zur Messung 
bzw. Feststellung der Zielerreichung. Unabhängig davon, ob Kennzahlen oder Meilensteine gewählt werden, 
müssen diese messbar bzw. eine tatsächliche Umsetzung objektiv ex post feststellbar sein." 
Zu§ 16: 
Gemäß § 5 Abs. 1 Z 4 VRV 2015 ist der Stellenplan für den Gesamthaushalt Bestandteil des Landesvoranschlages. 
Gemäß§ 13 Abs. 2 hat im Landesvoranschlag der Stellenplan die höchstzulässigen Stellen in quantitativer Hinsicht 
festzulegen. § 16 enthält nähere Bestimmungen hiezu. 
In § 16 Abs. 1 werden zunächst die einzelnen Stellenpläne aufgezählt, aus denen sich der Stellenplan für den 
Gesamthaushalt zusammensetzt. Des Weiteren wird die Funktion des Stellenplanes dargelegt und definiert was 
unter einer Planstelle zu verstehen ist. Im Stellenplan werden die höchstzulässigen Planstellen des Landes für den 
Gesamthaushalt verbindlich festgelegt. Davon ist zu unterscheiden, dass im Sinne der Transparenz gemäß § 16 
Abs. 3 eine Darstellung anhand der Globalbudgets zu erfolgen hat und gewisse Planstellen gesondert auszuweisen 
sind. 
§ 16 Abs. 2 erster Satz entspricht§ 2 Abs. 2 des Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetzes 1994-K-LVBG 
1994, LGBI. Nr. 73/1994 idF LGBI. Nr. 96/2024, und§ 2 Abs. 2 des Kärntner Dienstrechtsgesetzes 1994 - K-
DRG 1994, LGBI. Nr. 71/1994 idF LGBI. Nr. 96/2024. § 16 Abs. 2 zweiter Satz entspricht Art. 61 Abs. 4 zweiter 
Satz K-L VG der geltenden Fassung. 
Aus§ 16 Abs. 3 ergibt sich was im Stellenplan ausgewiesen werden muss. 
Gemäß § 10 Abs. 3 haben im Landesfinanzrahmen die Grundzüge des Stellenplanes die jährliche Gesamtsumme 
der höchstzulässigen auszahlungswirksamen Personalkapazität des Landes auszuweisen. § 16 Abs. 4 knüpft an 
diese Bestimmung an. 
Zu§ 17: 
Gemäß Art. 61 Abs. 6 K-LVG hat bzw. darf die Landesregierung Nachträge zum vom Landtag beschlossenen 
Landesvoranschlag vorlegen. § 17 soll die Form und Gliederung dieser Nachträge bestimmen. 
Grundsätzlich sind die Nachträge zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag auf gleicher Ebene wie der 
Landesvoranschlag darzustellen und zur Beschlussfassung dem Landtag vorzulegen. Dies bedeutet, dass der 



Ausweis der Nachträge auf Ebene des Gesamthaushalts, den Bereichsbudgets und den Globalbudgets zu erfolgen 
hat. Hinsichtlich der Anlagen gemäß der VRV 2015 können nur jene Anlagen beigelegt werden, welche auch 
sinnvollerweise unterjährig abgebildet werden können bzw. wo sich auf Grund der Nachträge direkte 
Auswirkungen und Veränderungen zum Landesvoranschlag ergeben. Wenn sich auf Grund des 
Landesvoranschlags Änderungen zu den Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag ergeben, 
sind diese zeitgleich mit den Nachträgen vorzulegen. Änderungen können sich beispielsweise in Höhe der 
Genehmigungen zur Kreditaufnahme ergeben. Wenn sich mit den Nachträgen der Landesvoranschlag in der Weise 
erhöht, dass er im Saldo den Landesfinanzrahmen überschreitet, ist mit der Vorlage der Nachträge an den Landtag 
auch eine Beschlussfassung zur Änderung des Landesfinanzrahmens vorzunehmen. Andernfalls können die 
Nachträge nicht beschlossen werden. Ebenso sind Änderungen von Wirkungszielen (nicht jedoch Änderungen von 
Maßnahmen welche nicht der Beschlussfassung des Landtags unterliegen) bzw. des Stellenplans dem Landtag zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
Zu§ 18: 
Die Teilung des Landesvoranschlages in zwei Teile (siehe Art. 61 Abs. 1 und 2 K-LVG sowie§ 14 K-LHG) soll 
sich auch in der Bindungswirkung des Landesvoranschlages widerspiegeln. 
In § 18 Abs. 1 wird geregelt, dass die im Landesvoranschlag festgelegten Auszahlungen auf den Ebenen des 
Gesamthaushalts, der Bereichsbudgets und der Globalbudgets einer Bindungswirkung durch Landtagsbeschluss 
unterliegen. Die festgelegten Mittelverwendungsobergrenzen dürfen beim Vollzug des Landesvoranschlags (außer 
in den Fällen des Art. 64 Abs. 1 Z 5 und § 28 oder auf Basis von Zustimmungen und Ennächtigungen des 
Landtages) nicht überschritten werden. 
In§ 18 Abs. 2 wird geregelt, welche Gliederungselemente des Landesvoranschlags einer Bindungswirkung durch 
Beschluss der Landesregierung unterliegen. Diese Bindungen bestehen für Detailbudgets innerhalb eines 
Globalbudgets. 
Überschreitungen von Detailbudgets werden in der Regel nur die betragsmäßige Bindungswirkung im Wege der 
Mittelumschichtung zwischen Detailbudgets innerhalb eines Globalbudgets betreffen. Im Falle organisatorischer 
Ändenmgen, wie z.B. Änderungen der Geschäftseinteilung des Amtes der Kärntner Landesregierung oder 
Änderungen des Aufgabenspektrums eines haushaltsleitenden Organs aufgrund materieller Rechtsvorschriften, 
werden auch Änderungen in der Zuordnung von Budgetmitteln vorzunehmen sein, wodurch sich jedenfalls auch 
die festgelegten Obergrenzen für Mittelverwendungen und die Vorgaben für Mittelaufbringungen ändern .. 
Hinsichtlich der Genehmigungserfordernisse für Mittelverschiebungen zwischen Haushaltsansätzen (= 
Voranschlagsansätzen - VA) und Gebarungsgruppen des Sach- und Personalbudgets wird auf die gesonderten 
Paragraphen zu den Mittelumschichtungen verwiesen. 
Zu§ 19: 
Gemäß Art. 61 Abs. 9 Z I K-LVG hat die Landesregierung dem Landtag über den Vollzug des 
Landesvoranschlages mit Stichtag 30.6. bis spätestens 30.9. eines jeden Jahres zu berichten. § 19 enthält die 
näheren Bestimmungen zum Inhalt des Berichtes. 
Zu§ 20: 
Gemäß Art. 61 Abs. 1 K-LVG bilden ua. Zustimmungen und Ermächtigungen die Grundlagen für die 
Haushalsführung. Für die Vollziehung des Landeshaushalts notwendige Anträge für die Erteilung von 
Zustimmungen und Em1ächtigungen sollen gemäß § 20 Abs. 1 gleichzeitig mit dem Entwurf des 
Landesvoranschlages vorgelegt werden müssen. § 20 Abs. 2 soll die Landesregierung ermächtigen, jederzeit 
entsprechende Anträge dem Landtag vorzulegen. 
Zu§ 21: 
Durch § 21 Abs. 1 soll der Haushaltsgrundsatz der Gesamtdeckung verankert werden. Dieser findet sich im 
Wesentlichen auch schon in§ 10 Abs. 3 VRV 2015, wonach Abgaben ohne Rücksicht auf eine Zweckbestimmung 
ausschließlich beim Abschnitt 92, ,,Öffentliche Abgaben", als Erträge zu veranschlagen sind. Dieser Grundsatz 
gilt dann nicht, wenn dem eine besondere Zweckwidmung entgegensteht) es also eine Verpflichtung des Landes 
auf Grund eines Gesetzes, Vertrages oder sonstiger Vereinbarung gibt, die vereinnahmten Mittel ausschließlich 
für den bestimmten Zweck zu verwenden. 
§ 21 Abs. 2 bis 4 entspricht § 10 Abs. 2 bis 4 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 46, führen dazu 
aus: ,,Abs. 2 entspricht dem geltenden § 9 Abs. 2 ALHG und legt die Voraussetzungen fest, unter denen eine 
Auszahlungsverpflichtung eingegangen oder eine im Landeshaushalt veranschlagte Auszahlung vollzogen werden 
daif Abweichend vom geltenden § 9 Abs. 2 ALHG werden die Begriffe an die im Rahmen des Drei-Komponenten 
Rechnungswesens venvendeten Begriffe (,,Auszahlung" anstatt „Ausgabe'') angepasst und ausdrücklich 
klargestellt, dass nicht nur der Vollzug einer Auszahlung, sondern natürlich auch schon das zeitlich vorgelagerte 
Eingehen einer Auszahlungsve1pjlichtung den bn Abs. 2 festgelegten Restriktionen (unabweislicher Beda,f, 
Fortbestehen des Auszahlungszwecks und der damaligen Voraussetzungen) unterliegt. [ ... ] Abs. 3, der im 
Wesentlichen dem geltenden§ 9 Abs. 3 ALHG entspricht, steht einer kurzji·istigen, zinsbringenden Veranlagung 
nicht entgegen. Im Übrigen ist auf das Salzburger Finanzgebarungsgesetz und die in seiner Durchjiihrung 
ergangene Salzburger Finanzgeschäfte-Verordnung zu verweisen, die insofern auch den möglichen 



Anwendungsbereich des Abs. 3 beschränken [ vgl. zB Veranlagungsformen-Verordnung 2021 - VF-V 2021, LGBI. 
Nr. 36/2021, Spekulationsverbotsgesetz-Durchführungsverordnung 2021 - K-SpvG-DV 2021, LGBI. Nr. 
37/2021]. [ ... ] Abs. 4: Wie schon im § 9 Abs. 4 ALHG soll auch weiterhin gewährleistet sein, dass beim 
Haushaltsvollzug jeder gebarungsrelevante Vorgang, also auch ein solche,~ der nicht zu veranschlagen gewesen 
ist (das bezieht sich auf Vorgänge der voranschlagsunwirksamen Gebarung) im Rechenwerk des Landes 
dargestellt ·wird. Damit wird unmissverständlich angeordnet, dass auch Auszahlungen, die nicht in E1jiutung von 
Aufgaben der Gebietskörperschaft, sondernfi.ir Rechnung eines Drillen vollzogen werden, oder Einzahlungen, die 
nicht endgültig für die Gebietskö,perschafl angenommen werden, sondern an Drifte weiterzuleiten sind (siehe § 
12 VRV 2015), dennoch im Rechenwerk des Landes dargestellt werden müssen." 
Bereits nach der geltenden Rechtslage ist gemäß § 2 K-GOA, § 3 K-ALG und § 6 K-BHG ein Internes 
Kontrollsystem einzurichten und zu führen. Durch§ 21 Abs. 5 soll dies ausdriicklich auch für den Haushaltsvollzug 
nom1iert werden. 
In§ 21 Abs. 6 soll als wesentliche Vorgabe für den Haushaltsvollzug das Vier-Augen-Prinzip nonniert werden. 
In diesem Sinne hat insbesondere eine funktionelle Trennung zwischen Anordnung und Ausführung zu erfolgen. 
Das Vier-Augen-Prinzip ist durch aufbau- und ablauforganisatorische Trennung zu gewährleisten (vgl. Löc/1 et al, 
Bundeshaushaltsrecht',§ 3 BHV 2013 Anm 2). In§ 35 Abs 2 ist indes eine Ausnahme von diesem Grundsatz in 
Bezug auf den Barzahlungsverkehr angeführt. Für eine reibungslose Abwicklung des Barzahlungsverkehrs ist 
zwangsläufig das Eingehen von gewissen Kompromissen erforderlich. Dies betrifft vor allem die sonst strikt 
einzuhaltende Trennung von Anordnung und Vollzug im Zahlungsverkehr. Für die diesbezüglichen Ausnahmen 
gilt eine Beschränkung auf das unbedingt notwendige Mindestmaß. Geeignete IKS-Maßnahmen sind zur 
Vermeidung von missbräuchlichem Einsatz der Zahlungsmittel, seitens der zuständigen haushaltsführenden 
Stellen, einzuführen, zu leben und ggf. nachweislich zu dokumentieren. 
§ 21 Abs. 7 entspricht§ 51a Abs. 6 StLHG. Für die „einheitlichen Bestimmungen über die Gewährung von 
Förderungen" vgl.§ 30 Abs. 5 BHG 2013. 
Zu§ 22: 
Es wird lediglich auf den Begriff „wirtschaftliche Unternehmungen" abgestellt. Dieser ist als Überbegriff zu den 
Begriffen „wirtschaftliche Unternehmungen, Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen" (siehe zB § 1 VRV 
2015) zu verstehen. Zu diesen zählen zB jene Einheiten, die in den Anlagen 1 e und 1 f zum jeweiligen 
Landesrechnungsabschluss angeführt sind, dies sind das Landesimmobilienmanagement (LIM), das Kärntner 
Nothilfswerk, der Görtschitztal-Fonds, der Fonds zur Förderung erneuerbarer Energien auf Grundlage des K-
EIWOG und die Fleischuntersuchungsgebühren-Ausgleichskasse auf Grundlage des Kärntner 
Fleischuntersuchungsgebührengesetzes 2015. 
Für wirtschaftliche Unternehmungen, Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen, die eigene Wirtschaftspläne 
erstellen und die andere gesetzliche Regelungen (Unternehmensgesetzbuch, UGB; International Financial 
Reporting Standards, IFRS) anwenden gilt § 1 Abs. 2 VRV 2015. Darunter fallen jene Einheiten, die in den 
Anlagen 1 e und 1 f zum jeweiligen Landesrechnungsabschluss angeführt sind, das sind zB die LIM, die 
Nockalmstraße und der Land Kärnten Betrieb gewerblicher Art CMA. 
Zu§ 23: 
§ 23 Abs. 2 entspricht grundsätzlich§ 12 Abs. 2 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 48, führen 
dazu aus: ,,Abs. 2 dient dem Grundsatz der Haushaltswahrheit: Kann ein bestünmter Haushaltsansatz nicht nach 
der Natur einer Einzahlung oder nach dem ihr zugrunde liegenden Rechtstitel ermittelt werden, ist von der 
Landesregierung ein jiir die Verrechnung derartiger Einzahlungen vorgesehener Haushaltsansatz zu bestimmen.'' 
Mittelaufbringungen sind grundsätzlich bei jenem Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) des 
Landesvoranschlages zu verrechnen, dem sie nach ihrer Natur oder dem ihnen zugrundeliegenden Rechtstitel 
zugehören. Eine Ausnahme besteht für den Personalbereich. Im Personalbereich erfolgen die Einnahmen für die 
sog. ,,ausgegliederten Bereiche - (Refundierer)" grundsätzlich bei dem Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz -
VA), bei dem die Auszahlungen des Aktivpersonalaufwandes erfolgen, es werden jedoch Pensionsbeiträge, 
Überweisungsbeträge nach dem ASVG und die „Abfertigungsverzichte" gesammelt beim VA 08000 „Pensionen 
Allg. Verwaltung" und beim VA 08010 „Pensionen - Kranken-, Heil- und Pflegewesen" vereinnahmt. Kann ein 
bestimmter Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) nicht nach der Natur einer Mittelaufbringung oder nach 
dem ihr zugrundeliegenden Rechtstitel ermittelt werden, ist von der Landesregierung ein für die Verrechnung 
derartiger Mittelaufbringungen vorgesehener Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) zu bestimmen. 
Haushaltsansätze (Voranschlagsansätze - VA) sind kein Element der Budgetgliederung lt. VRV 2015, jeder 
Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) muss jedoch eindeutig einem Detailbudget zugeordnet werden. Für 
spezifische tiefergreifende Darstellungen kann der Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) als 
Berichtselement herangezogen werden. 
§ 23 Abs. 3 hat§ 12 Abs. 3 [Sbg] ALHG 2018 zum Vorbild. 
§ 23 Abs. 4 entspricht grundsätzlich§ 49 Abs. 2 BHG 2013. 
Zu§ 24: 
§ 24 entspricht§ 13 [Sbg] ALHG 2018 (vgl. die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 48). 



Die im zweiten Satz des § 24 Abs. I erwähnten § 27 und § 28 relativieren die im ersten Satz festgelegte 
Unüberschreitbarkeit der veranschlagten Mittelverwendungen sowohl in Bezug auf den einzelnen Haushaltsansatz 
(Voranschlagsansatz - VA) als auch in Bezug auf die (Gesamt-)Mittelverwendungen. Die Beschlussfassung des 
Landtags e1folgt auf Ebene Gesamthaushalt, Bereichsbudgets und Globalbudgets. Die tieferen Gliederungsebenen 
der Detailbudgets erster Ebene unterliegen der Beschlussfassung durch die Landesregierung. Die den 
Detailbudgets (als unterste Gliederungsebene gemäß VRV 2015) zugeordneten Haushaltsansätze dienen der 
weiteren sachlichen Detaillierung. Eine Umschichtung von Mitteln zwischen den genannten Gliederungsebenen 
bzw. zwischen den Haushaltsansätzen ist nur unter den Bedingungen der§ 27 und§ 28 bzw. einer diesbezüglichen 
Verordnung möglich. 
§ 24 Abs. 2 dient wiederum dem Grundsatz der Haushaltswahrheit. Für die Zuordnung von Mittelverwendungen 
zu einem bestimmten Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) ist primär der Rechtstitel für die 
Mittelverwendungen, in Ermangelung eines Rechtstitels jedoch ihre Natur maßgeblich. Als Basis für die 
Zuordnung dient grundsätzlich das Ansatzverzeichnis als Anlage 2 zur VRV 2015 bzw. weitergehende 
Erläuterungen bzgl. des Inhalts des jeweiligen Haushaltsansatzes (Voranschlagsansatzes-VA) (unter anderem die 
Erläuterungen zu den Haushaltsansätzen (Voranschlagsansätzen - VA) durch das VR-Komitee). 
§ 24 Abs. 3 dient dem Grundsatz der Haushaltsklarheit und soll Zersplitterungen vermeiden: Unbeschadet 
möglicher anderer Anordnungen in den Zustimmungen und Ennächtigungen für die Haushaltsführung dürfen 
Mittelverwendungen für ein- und denselben Zweck innerhalb eines Bereichs-, Global- und Detailbudgets nur unter 
einem Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) verrechnet werden. Wenn ein Sachverhalt nicht eindeutig 
einem Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) zuordenbar ist, ist dieser nach dem Überwiegensprinzip einem 
Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) zuzuordnen. 
Für die Anordnung und Verrechnung einer im Einzelnen nicht veranschlagten Mittelverwendung zu Lasten eines 
bestimmten Haushaltsansatzes (Voranschlagsansatzes - VA) ist gemäß § 24 Abs. 4 maßgebend, dass die 
Zweckbestimmung der Mittelverwendung mit dem im Landesvoranschlag festgelegten Verwendungszweck der 
dafür veranschlagten Mittel übereinstimmt. Ist ein Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz - VA) mit 
übereinstimmendem Zweck nicht eindeutig feststellbar ist entweder ein Haushaltsansatz (Voranschlagsansatz -
VA) auszuwählen, der einen ähnlichen Verwendungszweck ausweist bzw. ein neuer Haushaltsansatz 
(Voranschlagsansatz- VA) einzurichten und durch Anwendung der Regelungen der§§ 27 bis 28 eine Bedeckung 
nachträglich herzustellen. Insbesondere ist bei der Mittelverwendung von Mitteln, welche aus einer 
Zahlungsmittelreserve bereitgestellt werden auf den widmungsgemäßen Einsatz der Mittel zu achten. 
Zu§ 25: 
§ 25 hat§ 43 StLHG zum Vorbild. Dazu führen die ErlRV EZ 2280/1 BlgStLT 16. GP, 43, aus: ,,Die Bereitstellung 
der Geldmittel e,folgt auf Grundlage der durch laufende Einnahmen sowie im Wege von Kreditoperationen, 
insbesondere Finanzschulden und Kassenstärker, aufgebrachten Mittel. Mit diesen Mitteln sollen jene 
Verpflichtungen, welche im Laufe des Finanzjahres flillig werden, bedient werden. Hiebei ist insbesondere die 
Einhaltung sämtlicher Limits des Landesbudgets zu beachten, innerhalb der die haushaltsleitenden Organe und 
haushaltsfiihrenden Stellen Auszahlungsanordnungen erteilen können. In den Abs. I und 2 sind ausschließlich 
Auszahlungen von Bedeutung, da Abs. 1 die Bereitstellung von GeldmiUeln regelt. [ ... ]" 
Gemäß § 25 Abs. 3 ist im Sinne des Grundsatzes der Effizienz zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit die 
Liquidität zu planen und ausreichend und zeitgerecht bereitzustellen. Neben den planbaren Einflussfaktoren sind 
das damit einhergehende Liquiditäts- und Marktrisiko zu berücksichtigen. Für vorhersehbare Einflussfaktoren ist 
nach Möglichkeit Vorsorge zu treffen, gegen unvorhersehbare Einflussfaktoren (z.B. der Einbruch der 
Ertragsanteile) sind umgehend Schritte zur Bereitstellung der notwendigen Liquidität zu setzen. 
Detaillierte Bestimmungen über die Liquiditätssteuerung sowie die Form der Tangentierung und die Ausnahmen 
von der Tangentierung sind von der Landesregierung gemäß § 25 Abs. 4 im Rahmen einer Verordnung zu treffen. 
Unter Tangentierung ist die schrittweise Freigabe von Budgets zu verstehen. Dies bedeutet, dass zu Beginn des 
Haushaltsjahres in den mit Tangentierungen versehenen Haushaltsansätzen nicht das gesamte Jahresbudget zur 
Verfiigung steht, sondern dieses gemäß einem in einer Verordnung zu definierenden Regelwerk freigegeben wird. 
Damit soll eine bessere Liquiditätssteuerung gewährleistet werden, aber auch verhindert werden, dass frühzeitig 
alle Budgetmittel des Ermessenbereichs aufgebraucht sind und bei später entstehenden nicht geplanten Bedarfen 
keine Mittel mehr zur Verfügung stehen auch wenn diese höher zu priorisieren wären als andere geplante 
Mitteleinsätze. 
Zu§ 26: 
Gemäß Art. 63 Abs. 6 K-LVG hat die Landesregierung, wel1ll es die Entwicklung des Landeshaushaltes erfordert 
oder sich im Verlauf des Finanzjahres eine wesentliche Änderung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
abzeichnet, einen bestimmten Anteil des im Landesvoranschlag vorgesehenen Budgets zu sperren, sofern dadurch 
die Erfüllung fälliger Verpflichtungen des Landes nicht berührt wird. § 26 enthält nähere Bestimmungen hiezu. 
§ 26 Abs. 5 hat § 52 Abs. 5 BHG 2013 zum Vorbild und dient Steuerungszwecken für die Leiter einer 
übergeordneten haushaltsführenden Stelle. 



Zu§ 27: 
§ 27 soll die Zuständigkeit für Mittelumschichtungen regeln. Zu beachten ist, dass gemäß Art. 64 Abs. 1 Z 5 K-
LVG Mittelumschichtungen zwischen Bereichsbudgets und Globalbudgets sowie zwischen zweckgebundenen 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen und nicht zweckgebundenen Mittelverwendungen und 
Mittelaufbringungen nur mit Zustimmung oder Ermächtigung des Landtages zulässig sind. 
Die Dotierung der Budgetmittel erfolgt auf Ebene der Finanzposition (Kombination aus Haushaltsansatz 
(Voranschlagsansatz-VA) und Gebarungsgruppe gern. VRV 2015). Um zwischen Finanzpositionen Budgetmittel 
umzuschichten, bedarf es detaillierterer Regelungen in Abhängigkeit von der Betragshöhe und von wo wohin die 
Umschichtung erfolgen soll. Diesbezügliche Bestimmungen sollen gemäß § 27 Abs. 4 in einer Verordnung durch 
die Landesregierung erlassen werden. 
Zu§ 28: 
Art. 64 Abs. 1 Z 6 K-LVG bietet verfassungsrechtlich die Möglichkeit, zusätzlich Fälle, in denen eine 
Mittelverwendungsüberschreitung möglich ist, einfachgesetzlich zu regeln. Dies erfolgt in§ 28. Die Bestimmung 
entspricht iVm. Art. 64 Abs. 1 Z 6 K-LVG grundsätzlich Art. 63 Abs. 8 K-LVG der geltenden Fassung. Neu 
aufgenommen sollen Z 3 lit. c und d werden. Im Gegensatz zu den Mittelumschichtungen sind 
Mittelverwendungsüberschreitungen nicht immer saldoneutral. Mittelverwendungsüberschreitungen können 
sowohl bei Auszahlungen im Finanzierungshaushalt als auch bei Aufwendungen im Ergebnishaushalt auftreten. 
Meist werden beide Haushalte betroffen sein, dh. es werden sowohl der Ergebnis- als auch der 
Finanzierungsvoranschlag überschritten. 
Zu§ 29: 
Für die Bildung, Entnahme und Auflösung von zweckbestimmten Zahlungsmittelreserven sind die 
verfassungsrechtlichen Grundlagen in Art. 63 Abs. 4 Z 4 und Art. 64 Abs. 1 Z 7 und 8 K-LVG zu beachten. § 29 
soll nähere Bestimmungen treffen. Die Bestimmungen zu den Haushaltsrücklagen gemäß § 27 VRV 2015 bleiben 
unberührt. 
Zahlungsmittelreserven sind als gesonderte Position auf der Aktivseite der Vermögensrechnung unter den 
Liquiden Mitteln auszuweisen. Darüber hinaus sind Zahlungsmittelreserven in einem eigenen Nachweis (Anlage 
6b der VRV 2015) darzustellen. 
Bestimmte, definierte Zwecke sind insbesondere geplante investive Vorhaben mit mehrjährigem Charakter. Sie 
zeichuen sich darüber hinaus durch Einzigartigkeit aus. Die Bildung von Zahlungsmittelreserven ist mit den zum 
31.12. im Vermögenshaushalt ausgewiesenen liquiden Mitteln begrenzt. Dies ist die absolute Obergrenze. Sind 
die liquiden Mittel nicht in der Höhe der Zahlungsmittelreserven ausgewiesen, sind die Zahlungsmittelreserven 
auf den Stand der liquiden Mittel anzupassen. 
Die Entnahme von nicht im Landesvoranschlag eingepreisten Zahlungsmittelreserven ist auf Basis von 
Zustimmungen und Em1ächtigungen möglich und stellt die Ausnahu1e dar - da gemäß VRV 2015 alle geplanten 
Mittelverwendungen im Landesvoranschlag abgebildet werden müssen. Es kann sich daher nur um 
Mittelverwendungen aus der Zahlungsmittelreserve handeln, die zum Zeitpunkt der Planung des 
Landesvoranschlags nicht bekannt waren bzw. wenn die tatsächliche Höhe der Entnahme für das laufende Jahr 
und damit die Restmittel für das zu planende Jahr nicht bestimmbar ist. 
Zu§ 30: 
§ 30 Abs. 1 und 2 entspricht§ 57 BHG. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 56, fest: ,,Die Definition des 
Vorhabens im Abs. 1 entspricht inhaltlich dem Begriff des Einzelvorhabens gem. § 23 BHG 1986, dem die 
Abgrenzung a11s dem öffentlichen Beschaf111ngswesen z11grunde liegt. Gegenüber§ 23 Abs. 1 BHG 1986 wird 
nunmehrjedoch ausdrücklich klargestellt, dass sich der einheitliche Vorgang nur aus wirtschaftlicher, rechtlicher 
oder finanzieller Sicht ergeben muss und dass keinesfalls sämtliche Kriterien kumulativ zutreffen müssen, um von 
einem einheitlichen Vorhaben sprechen zu können." 
§ 30 Abs. 3 entspricht§ 58 Abs. 1 BHG. Dazu halten die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 56, fest: ,,Die Regel11ngen im 
§ 58 entsprechen inhaltlich weitgehend§ 43 BHG 1986. lmAbs. 1 werden die Vora11ssetz11ngenfiirdie Zulässigkeit 
der Durchführung eines Vorhabens geregelt. Nach dieser Bestimmung müssen die Vorhaben fiir die Erfüllung von 
A,ifgaben des B11ndes e1forderlich sein, den Zielen der Haushaltsfiihrung entsprechen 11nd ihre Bedeck11ng im 
Bundesfinanzgesetz finden, das seinerseits die Auszahlungsobergrenzen des Bundesfinanzrahmengesetzes 
einzuhalten hat." 
Zu beachten ist, dass gemäß Art. 63 Abs. 4 Z 1 und 2 K-LVG über die beabsichtigte Durchführung eines 
Vorhabens, für das noch keine Vorsorge im Landesfinanzrahmen getroffen ist, sofern die jährlichen Auszahlungen, 
für die der aktuelle Landesfinanzrahmen gilt, drei Prozent der Gesamtauszahlungen des Finanzierungshaushaltes 
des betroffenen Globalbudgets überschreiten sowie über die die wesentliche Abänderung oder die Einstellung 
solcher Vorhaben Einvernehmen mit dem für die Landesfinanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung 
herzustellen ist. 



Zu§ 31: 
Die Verrechnung hat gemäß§ 13 Abs. 3 VRV 2015 nach Maßgabe des Kontenplans für Länder (Anlage 3a) und 
Gemeinden (Anlage 3b) zu erfolgen. Der Kontenplan enthält die Konten für die Ergebnis-, die Finanzierungs- und 
die Vermögensrechnung. Sämtliche Schlusssalden sind vollständig in die Ergebnis-, Vermögens- und 
Finanzierungsrechnung überzuleiten. Im Sinne der Transparenz und Übersichtlichkeit soll es aber zulässig sein, 
zusätzliche Untergliederungen in Form von Unterkonten zu bilden (vgl. Saliterer, in Saliterer/Meszarits/Pilz 
(Hrsg), VRV 2015, Rz 3.32). Zur Ausarbeitung wurde das Voranschlags- und Rechnungsabschlusskomitees des 
Landes Kärnten (VR-Komitee) eingerichtet. Dieses VR-Komitee ist ein Experten- und Anwendergremium, dass 
inhaltlich prinzipiell angelehnt ist an das bundesseitig eingerichtete VRV-Komitee und offene Fragen die VRV 
2015 und deren Anwendung betreffend diskutieren und empfehlen soll. 
Zu§ 32: 
§ 32 erster Satz hat§ 64 BHG zum Vorbild. Nach dieser Bestimmung soll für vertragliche Leistungen von Organen 
des Landes an Dritte ein Entgelt vereinbart werden. Für wirtschaftliche Unternehmungen ohne 
Rechtspersönlichkeit können spezifische Regelungen geschaffen werden. Es wird lediglich auf den Begriff 
„wirtschaftliche Unternehmungen" abgestellt. Dieser ist als Überbegriff zu den Begriffen „wirtschaftliche 
Unternehmungen, Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen" (siehe zB § 1 VRV 2015) zu verstehen. 
Nach dieser Bestimmung soll - sofern gesetzlich nicht etwas anderes gilt (siehe zB § 15 Kärntner Musik-
Privathochschulgesetz-K-MprivHG, LGBI. Nr. 55/2019)-von Organen des Landes für Leistungen für Dritte ein 
Entgelt vereinbart werden. Darunter fallen beispielsweise Leistungen in Zusammenhang mit der 
Personalverrechnung oder der Buchhaltung, die vom Land Kärnten für Dritte erbracht werden. Bei der Ermittlung 
eines zumindest kostendeckenden Preises sind die Prinzipen der Kosten- und Leistungsrechnung zu beachten, 
wobei aus Gründen der Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit Vereinfachungen bei der Ermittlung 
herangezogen werden können. 
Zu§ 33: 
§ 33 entspricht § 50 StLHG. Vergütungen zwischen Organisationseinheiten des Landes (Abteilungen, 
Bezirkshauptmannschaften) können nur über die Sachkonten zur aufwands- bzw. ertragsseitigen Verbuchung von 
Vergütungen und nur wenn eine tatsächliche Leistungserstellung von der leistenden für die empfangende 
Organisationseinheit besteht, erfolgen. Die Verbuchung ist stets saldoneutral durchzuführen. Verrechnungen 
zwischen den Organisationseinheiten des Landes, bei denen kein Leistungsaustausch stattfindet, sind nur in Fom1 
von Kreditumschichtungen möglich. Das Erstellen von Rechnungen innerhalb eines Unternehmens (Land 
Kärnten) ist gern. VRV 2015 nicht möglich. Die Herleitung der Detaildaten für die Verrechnung von Vergütungen 
kann über die Kosten- und Leistungsrechnung erfolgen. Gemäß§ 37 Abs. 1 Z 6 VRV 2015 zählt der Nachweis 
über haushaltsinteme Vergütungen (Anlage 6t) zu den Beilagen den Rechnungsabschlusses. 
Zu§ 34: 
Gemäß § 13 Abs. 6 dürfen im Landesvoranschlag bei der Aufteilung der Mittel der Globalbudgets auf die 
Detailbudgets Finanzpositionen eines Haushaltsansatzes oder mehrerer Haushaltsansätze eines oder verschiedener 
Detailbudgets als Deckungsgruppe eingerichtet werden. Im Sinne der Verwaltungsvereinfachung sollen die 
Deckungsgruppen untereinander deckungsfähig sein. 
Unter einer „Deckungsgruppe" ist ein Zusammenschluss von Finanzpositionen eines Haushaltsansatzes 
(Voranschlagsansatzes - VA) oder mehrerer Haushaltsansätze (Voranschlagsansätze - VA) eines oder 
verschiedener Detailbudgets zu verstehen, deren veranschlagte Finanzpositionen untereinander deckungsfähig 
sind. Dies betrifft nicht nur den urspriinglichen Landesvoranschlag, sondern auch etwaige spätere Änderungen, 
etwa aufgrund von Nachträgen zum vom Landtag beschlossenen Landesvoranschlag. Die Summe der 
veranschlagten oder verfügbaren Werte all dieser Finanzpositionen stellt die Auszahlungsobergrenze innerhalb 
einer Deckungsgruppe dar. 
Zweck einer Deckungsgruppe ist, dass Budgetmittel, einer Finanzposition auf einer anderen Finanzposition ohne 
Mittelumschichtung eingesetzt werden können. Voraussetzung ist jedenfalls, dass die betroffenen 
Finanzpositionen einer haushaltsführenden Stelle oder einer über- bzw. nachgeordneten haushaltsführenden Stelle 
zugeordnet sind. Damit soll der Verwaltungsaufwand reduziert werden. Die diesbezüglichen Regelungen sind 
gemäß Abs. 4 mit Verordnung der Landesregierung im Spannungsfeld von möglichst exakter Budgetierung im 
Landesvoranschlag einerseits und Verwaltungsvereinfachung im Haushaltsvollzug andererseits zu treffen 
(Definition von Deckungsgruppen, Prozedere in Zusammenhang mit Deckungsgruppen) 
Jedenfalls werden Deckungsgruppen im Bereich des Personalbudgets (Gebarungsgruppe „O") eingerichtet, da hier 
unterjährige Veränderungen im Aufgabengebiet der Mitarbeiter Änderungen in der Zuordnung und Verrechnung 
auf Haushaltsansätzen aber auch Änderungen in der Entlohnung einzelner Mitarbeiter (Zulagen, Mehrleistungen, 
Überstunden) Änderungen in der Höhe der zu verrechnenden Kosten nach sich ziehen können. Der 
verwaltungstechnische Aufwand, die Budgets in jedem Fall nachzuziehen und umzuschichten wäre viel zu groß. 
Zu§ 35: 
Der Zahlungsvollzug ist ein wesentlicher Bestandteil der Haushaltsführung mit den Komponenten der 



Erteilung von Zahlungs- und Verrechnungsanordnungen an die Buchhaltung, 
der Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit sowie der formalen Richtigkeit im 
Zahlungsvollzug, 
Prüfung im Zahlungsvollzug, 
der Verrechnung (laufende Erfassung und fortlaufende Dokumentation des Zahlungsvollzuges), 
des Zahlungsverkehrs (bargeldloser Giro-Zahlungsverkehr und Barzahlungsverkehr) und 
der Revision des Rechnungswesens durch die Buchhaltung. 

§ 35 Abs. 1 entspricht§ 3 Abs. 4 Z 3 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 40, führen dazu aus: 
,,Zu diesen Grundsätzen gehören etwa die Haushaltswahrheit, die Haushaltsklarheit, die Haushaltsvo//ständigkeit, 
die Haushaltskontinuität sowie die Bindung an Zweck und Betrag." Die „anerkannten Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung" (GoB) sind ein unbestimmter Rechtsbegriff, der insbesondere durch 
Rechtsnormen und Rechtsprechung geprägt ist und von der Rechtsprechung und Verwaltung jeweils im Einzelnen 
auszulegen und anzuwenden ist. Die GoB können sich durch gutachterliche Stellungnahmen, Handelsbrauch, 
ständige Übung, Gewohnheitsrecht, organisatorische und technische Änderungen weiterentwickeln und sind 
einem Wandel unterworfen. Die GoB enthalten sowohl formelle als auch materielle Anforderungen an eine 
Buchführung. Die formellen Anforderungen ergeben sich insbesondere aus Pflichten für Kaufleute gemäß dem 
UGB. Materiell ordnungsmäßig sind Bücher und Aufzeichnungen, wenn die Geschäftsvorfälle nachvollziehbar, 
vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet in ihrer Auswirkung erfasst und anschließend gebucht bzw. 
verarbeitet sind. 
§ 35 Abs. 2 entspricht grundsätzlich§ 11 Abs. 1 und 4 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 46 f, 
führen dazu aus: ,,Der erste Satz[ ... ] enthält die grundsätzliche Anordnung, dass die Anweisung und der Vo//zug 
des Zahlungsverkehrs organisatorisch zu trennen sind [vgl.§ 21 Abs. 6]. Eine Ausnahme von diesen1 Grundsatz 
enthält der zweite Satz in Bezug at,f den Barzahlungsverkehr. Die Abwicklung des Barzahlungsverkehrs e1fordert 
zwangsläufig gewisse Kompromisse, was die ansonsten strikt einzuhaltende Trennung von Anweisung und Vollzug 
im Zahlungsverkehr anbelangt. Die diesbezüglichen Ausnahmen so//en aber auf das unbedingt notwendige 
Mindestmaß beschränkt bleiben. Geeignete JKS-Maßnahmen sind zur Vermeidung von missbräuchlichern Einsatz 
der Zahlungsmittel seitens der zuständigen Dienstste//en zu treffen. [ ... ] Abs. 4 [Anmerkung: zweiter Satz] ste//t 
ausdrücklich klar, dass auch Ein- und Auszahlungen von nicht endgültig dem Land [ ... ] zuzuordnenden Mitteln 
(nicht voranschlagswirksame Gebarung, siehe§ 12 VRV 2015) dem Prinzip der Trennung von Anweisung und 
Vo//zug unterliegen, wie dies bei der voransch/agswirksamen Gebarung der Fa// ist." 
§ 35 Abs. 3 entspricht§ 51a Abs. 3 erster Satz StLHG. Der AB EZ 1976/4 BlgStLT 17. GP, 7, hält dazu fest: ,,Abs. 
3 regelt, dass der Zahlungsverkehr grundsätzlich bargeldlos über ein Hauptkonto des Landes abzuwickeln ist, eine 
Ausnahme sind die Barkassen mit dem Barzahlungsverkehr der haushaltsfiihrenden Stellen. Der 
Barzahlungsverkehr ist aber auf das notwendigste Ausmaß zu beschränken. Dislozierte Dienststellen können über 
weitere Konten (Nebenkonten) und/oder Barkassen verfiigen, um den Amtsbetrieb so effizient wie möglich zu 
gestalten. Die Nebenkonten und Barkassen sind von der Landesbuchhaltung betragsmäßig zu limitieren." Der 
Barzahlungsverkehr obliegt den Zahlstellen gemäß § 9. Dislozierte Dienststellen sind die 
Bezirkshauptmannschaften und das Verbindungsbüro in Brüssel. 
§ 35 Abs. 4 entspricht§ 14 Abs. 3 [Sbg] ALHG 2018. Die ErlRV 35 BlgSbgLT 15. GP, 46 f, führen dazu aus: 
,,Bei der Buchung von Forderungen und Verbindlichkeiten[ ... ] handelt es sich auch um Anweisungen, sodassfiir 
diese ebenfa//s das Vier-Augen-Prinzip gilt." 
Zn§ 36: 
§ 36 Abs. 1 entspricht§ 51a Abs. 1 StLHG. 
§ 36 Abs. 3 hat§ 14 Abs. l Z 1 [Sbg] ALHG 2018 zum Vorbild. 
§ 36 Abs. 4 entspricht§ 51a Abs. 4 StLHG. Der AB EZ 1976/4 BlgStLT 17. GP, 7, hält dazu fest: ,,Abs. 4 behandelt 
die Prüfung von Belegen. Das anordnende Organ hat die Belege dem Rechtsgrund und der Höhe einer Forderung 
oder Verpflichtung nach zu prüfen. Das ausfiihrende Organ iibe1priifi den Vollzug der Haushaltsvorschriften. 
Damit sind alle Vorschriften und Anordnungen wnfasst, welche das Haushalts- und Rechnungswesen betreffen, 
insbesondere das Landeshaushaltsgesetz, die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung sowie sonstige 
Verordnungen und Erlässe." Im Zusammenhang mit§ 37 Abs. 1 ist das Vier-Augen-Prinzip gewahrt. 
Zu§ 37: 
Durch§ 37 Abs. l ist im Zusammenhang mit§ 36 Abs. 4 somit das Vier-Augen-Prinzip gewahrt. 
§ 37 Abs. 3 entspricht grundsätzlich§ 87 Abs. 6 BHG 2013. 
Zu§ 38: 
§ 38 entspricht§ 51a Abs. 2 StLHG. Der AB EZ 1976/4 BlgStLT 17. GP, 7, hält dazu fest: ,,Abs. 2 definiert die 
Verrechnung, sie hat über die Hauptverrechnungsf..Teise wie Ergebnis-, Vermögens- und Finanzierungsrechnung 
zu e,folgen, sonstige Verrechnungskreise sind die Anlagenbuchfiihrung (Sachanlagen), die Debitorenbuclifiihrung 



(Forderungen des Landes), die Kreditorenbuchfiihrung (Verbindlichkeiten des Landes) und die 
Personalverrechnung mit dem Persona/aufwand. [ ... ]." 
Zu§ 39: 
§ 39 entspricht§ 51a Abs. 5 StLHG. Der AB EZ 1976/4 BlgStLT 17. GP, 7, hält dazu fest: ,,Abs. 5 zeigt 
Möglichkeiten der Landesbuchhaltung auf, anhand einer Revision die gesamte Verrechnung aller 
haushaltsführenden Stellen zu prüfen. Einerseits werden Prüfungen in einem Prüfimgsplanfestgelegt, andererseits 
soll die Möglichkeit einer fallweisen Sonde1priifi111g gegeben sein. Der Revisionsbericht hat allfällige 
Feststellungen der Landesbuchhaltung und etwaige Gegenäußerungen der haushaltsfiihrenden Stelle zu 
enthalten." 
Zu§ 40: 
Das neue Budgetierungs- bzw. Verrechnungssystem sowie die wirkungsorientierte Budgetierung verändern die 
Steuerungsstruktur und -mechanismen des Landes nachhaltig. Es ist daher notwendig, zur Unterstützung einer 
verstärkt wirtschaftlichen Führung der Verwaltung und der wirkungsorientierten Haushaltsführung entsprechende 
Controlling-Systeme einzurichten. Das Controlling unterstützt die Verwaltungsführung bei der 
ergebnisorientierten Steuerung der Organisation und muss daher für Transparenz sorgen, Chancen sichern und 
Fehlentwicklungen rechtzeitig erkennen, um Gegensteuerungsmaßnahmen seitens der haushaltsführenden Stellen 
und haushaltsleitenden Organe einleiten zu können. 
Gemäß § 40 Abs. 1 soll das bereichsbudgetübergreifende Controlling für den Gesamthaushalt und das 
bereichsbudgetinteme Controlling für die Bereichsbudgets alle Maßnahmen, die der Unterstützung der Planung, 
Steuerung und Kontrolle des Landeshaushaltes dienen, umfassen. Das Controlling für den Gesamthaushalt und die 
Bereichsbudgets bildet somit auch die Grundlage für die Berichte gemäß Art. 61 Abs. 9 K-LVG iVm. § 19 an den 
Landtag. 
§ 40 Abs. 2 und 4 entspricht grundsätzlich§ 52 StLHG und§ 66 Abs. 1 BHG 2013. Dazu führen die Er!RV EZ 
2280/1 BlgStLT 16. GP, 46, aus: ,,Im § 52 wird das Budgetcontrolling geregelt, durch das finanzielle 
Auswirkungen beabsichtigter Maßnahmen oder wesentliche Veränderungen in der Entwicklung der budgetären 
Situation frühzeitig erkannt und entsprechende Steuerungsmaßnalunen vorgeschlagen werden können. Das 
Controlling unterstützt sornit die Verwaltungsfiihrung bei der ergebnisorientierten Steuerung der Organisation 
und ,nuss daher fiir Transparenz sorgen, Chancen sichern und Fehlentwicklungen rechtzeitig erkennen, um 
Gegensteuerungsmaßnahmen einzuleiten. Das Controlling ist Aufgabe der fiaushaltsfiihrung 
(verwaltungsinternes Instrument). Die haushaltsleitenden Organe und die Haushaltsreferentinnen und 
Haushaltsreferenten haben im Rahmen ihres Wirkungsbereiches an dieser Aufgabe laufend mitzuwirken. Für das 
bereichsinterne Budgetcontrolling ist mif der Ebene der haushaltsfiihrenden Stellen die Abteilung fiir jene 
Aiifgaben verantwortlich, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen. Das Budgetcontrolling fiir das Land 
Steiermark (zentrales Budgetcontrolling, welches die in Abs. 1 genannten Vorgaben zu erfiillen hat) ist durch eine 
Verordnung der Landesregierung zu regeln." Zur Begriffsabgrenzung führen die die ErlRV 480 BlgNR 24. GP, 
57 f, aus: ,,Zur Begriffsabgrenzung werden Controlling, Interne Revision und die Priifimg durch den Rechnungshof 
im Folgenden definiert. Die Abgrenzung der Bereiche ergibt sich vor allem aus der organisatorischen Zuordnung 
sowie teilweise aus den inhärenten Aufgabenbereichen. 
1. Das Controlling unterstützt die Verwaltungsfiihrung bei der ergebnisorientierten Steuerung der Organisation 
und muss daher fiir Transparenz sorgen, Chancen sichern und Fehlentwicklungen rechtzeitig erkennen, um 
Gegensteuerungsmaßnahmen einzuleiten. Das Controlling ist Atifgabe der Haushaltsfiihrung 
(ve,waltungsinternes Instrument). Die haushaltsleitenden Organe und die Haushaltsreferentinnen und 
Haushaltsreferenten haben im Rahmen ihres Wirkungsbereiches an dieser Atifgabe larifend mitzuwirken. 
2. Internationale Standards der Internen Revision definieren die Interne Revision als unabhängige objektive 
Prüfungs- und Beratungsleistung, die darauf ausgerichtet ist, Mehrwerte zu schaffen und Geschäftsprozesse zu 
verbessern (Schwerpunkt: ex post). Die Interne Revision unterstützt die Organisation bei der Erreichung ihrer 
Ziele, indem sie mit einem systematischen und zielgerichteten Ansatz die Effektivität des Risikomanagements, die 
Kontrollen und Führungs- und Überwachungsprozesse bewertet und diese verbessern hilft. Die Interne Revision 
beurteilt damit auch die Leistungsfähigkeit des Controlling. [ ... ] 
3. Kernbereiche des Rechnungshofe sind die Priifimg und Beratung (Kontrolle der Gebarung des Staates). Diese 
zumeist Ex-post-Übe1priifi111g fiihrt der Rechnungshof nach den Maßstäben der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit sowie der Basis der ziffernmäßigen Richtigkeit und Rechtmäßigkeit vor allem nach den 
Grundsätzen des Haushaltsrechts durch. Diese Kontrolltätigkeit iibt der Rechnungshof fiir den Nationalrat, die 
jeweiligen Landtage und Gemeinderäte aus. Der Rechnungshof ist als unabhängige oberste Finanzkontrolle 
insbesondere fiir Bund, Länder und Gemeinden eingerichtet. Im Interesse des ve1fassungsrechtlichen 
Kontro/laiiftrages ist der Rechnungshof von den Regierungen unabhängig und grundsätzlich nur den 
gesetzgebenden Kö,perschafien verantwortlich (externe Kontrolle)." 
Das Budgetcontrolling dient gemäß Abs. 2 der möglichst frühzeitigen Erkennung von finanziellen Auswirkungen 
von Planungs-, Entscheidungs- und Vollzugsprozessen und der Steuerung der Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen. Es soll gewährleistet werden, dass die Ziele in der Haushaltsführung unter Einhaltung des 
Landesfinanzrahmens und des jeweiligen Landesvoranschlages erreicht werden. Falls wesentliche Änderungen in 



der Mittelaufbringung und Mittelverwendung auftreten, sind Vorschläge für erforderliche Steuerungsmaßnahmen 
auszuarbeiten. Als besondere Instrumente dienen hierfür das Budgetcontrolling auf Basis des externen 
Rechnungswesens (Abs. 2) und die Kosten- und Leistungsrechnung als Instrument des internen Rechnungswesens 
(Abs. 3). 
Die Kosten- und Leistungsrechnung als Element des internen Rechnungswesens bildet zusammen mit dem 
externen Rechnungswesen (Haushaltsrechnung, Buchhaltung, Anlagenbuchführung) das zentrale 
Infonnationssystem einer Organisation. Aufgabe der Kosten- und Leistungsrechnung ist es, Kostentransparenz zu 
schaffen, Informationen über Kostenstrukturen einer Organisation zu liefern und die Kosten von Kostenträgern 
(Produkten) zu beziffern. Als betriebswirtschaftliches Steuerungsinstrument ermöglicht die Kosten- und 
Leistungsrechnung insbesondere Aussagen über die Kosten- und Leistungsstruktur der Organisation zu treffen, 
über die Kostentransparenz einen verantwortungsvollen Ressourcenumgang zu fördern, eine fundierte Preis- und 
Tarifgestaltung sowie eine Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der Produkte. Die Kosten- und Leistungsrechnung 
hat eine wirkungsorientierte Veranschlagung und Haushaltsführung sowie eine ergebnisorientierte Steuerung der 
haushaltsführenden Stellen über den Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan und das Detailbudget zu unterstützen. 
Diese Kosteninfonnationen stellen eine Unterstützung bei der Beurteilung von Produkten im Rahmen der 
Erstellung des Landesvoranschlages dar, die in weiterer Folge im Besonderen für den Ressourcen-, Ziel- und 
Leistungsplans von Bedeutung sind. Die in der Kosten- und Leistungsrechnung definierten Produkte sind 
jedenfalls mit den Maßnahmen im Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplans abzustimmen. Die verstärkte Einbindung 
der Kostenrechnung in die Budgetplanung und -Steuerung leistet einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung einer 
wirkungsorientierten Haushaltsführung, indem es eine Verknüpfung zwischen der Wirkungsorientierung und dem 
Budget schafft. In der Kostenrechnung kann auf Produktebene (Leistungsebene) bzw. Produktgruppen-
(Leistungsgruppen-)ebene geplant werden. Abgeleitet aus dieser Planung können die dafür notwendigen 
Ressourcen (Personal, Sachmittel, Geldmittel, ... ) definiert werden. Die bestehende Kosten- und 
Leistungsrechnung wird dahingehend weiterentwickelt, dass durch die aussagekräftige Darstellung der Produkte 
(Leistungen) bzw. Produktgruppen (Leistungsgruppen) steuerungsrelevante Infom1ationen erzielt werden. Die 
Einführung eines Einheitskontenrahmens mit starker Reduzierung der Anzahl an Konten bedingt, dass 
Zusatzinformationen, welche bisher über die Einrichtung eigener detaillierter Postenuntergliederungen geschaffen 
wurden, nicht verloren gehen, sondern in der Kostenrechnung abgebildet werden. 
Nähere Regelungen in Zusammenhang mit dem bereichsbudgetübergreifenden Controlling für den 
Gesamthaushalt und das bereichsbudgetinterne Controlling für die Bereichsbudgets sowie der Kosten -und 
Leistungsrechnung sind gemäß Abs. 4 in einer Verordnung zu regeln. Hier können insbesondere zusätzlich zum 
bereichsbudgetübergreifenden Controlling, welches primär zur Gesamtsteuerung des Landeshaushalts dient, 
spezifische Regelungen für das bereichsbudgetinterne Controlling (Steuerung des einzelnen Bereichsbudgets 
durch das haushaltsleitende Organ) getroffen werden. 
Zu§ 41: 
Der Grundsatz der Wirkungsorientierung wurde bereits in Art. 63 Abs. 2 K-LVG verankert. Durch§ 41 soll ein 
Wirkungscontrolling implementiert werden. Als Vorbild dienen § 68 BHG 2013 und § 53 StLHG. Die 
Qualitätssicherung erfolgt auf Basis der Prüfkriterien gemäß § 15: Relevanz, inhaltliche Konsistenz, 
Verständlichkeit, Nachvollziehbarkeit, Vergleichbarkeit sowie Überprüfbarkeit. 
Zur Umsetzung des Grundsatzes der Wirkungsorientierung bei der Vollziehung hat jedes haushaltsleitende Organ 
gemäß § 4 l Abs. 2 ein bereichsbudgetinternes Wirkungscontrolling einzurichten, das sich auf Wirkungsziele und 
Maßnahmen bezieht. Als Grundlage für das bereichsbudgetinterne Wirkungscontrolling zählen die Angaben zur 
Wirkungsorientierung im Landesvoranschlagsentwurf. Die Qualitätssicherung erfolgt auf Basis der Prüfkriterien 
gemäß § 15 Abs. 3. Die Evaluierung der Wirkungsziele zur Zielerreichung wird zum Zeitpunkt des 
Landesrechnungsabschlusses von den haushaltsführenden Stellen durchgeführt und zentral im Bericht zur 
Wirkungsorientierung veröffentlicht. Das bereichsbudgetübergreifende Wirkungscontrolling unterstützt und 
überprüft das bereichsbudgetinteme Wirkungscontrolling. 
In § 41 Abs. 3 wird ein neues verwaltungsinternes Steuerungsinstrument im Haushaltsrecht als Teil des 
Wirkungscontrollings verankert, der Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan. Eine wirkungsorientierte 
Haushaltsführung bedingt eine weitgehende Annäherung der Budget- und Personalverwaltungsstrukturen. 
Abgesehen von den dazu notwendigen rechtlichen Voraussetzungen erfordert eine solche Bündelung neben 
entsprechenden organisatorischen Voraussetzungen auch angepasste Steuerungsinstrumente. Der Ressourcen-, 
Ziel- und Leistungsplan stellt ein solches Instrument dar. Der Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan stellt die 
Verknüpfung zwischen der Wirkungsorientierung als strategische Steuerungslogik auf der einen und dem Budget 
als monetärer Messindikator für den notwendigen Ressourceneinsatz zur Zielerreichung auf der anderen Seite dar. 
Die Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplanung erfolgt auf Maßnahmenebene und somit auf Ebene der 
Detailbudgets. Diese Planung hat ausschließlich für Maßnalnnen, die im Rahmen der Wirkungsorientierung 
gesetzt werden, zu erfolgen. Je Maßnahme wird der konkrete Ressourceneinsatz (personell und finanziell) auf 
Produktebene dargestellt. Der Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan ist analog zum Landesfinanzrahmen jährlich 
um das jeweils viertfolgende Finanzjahr zu ergänzen. Dabei ist auf eine verwaltungsökonomische Gestaltung und 
Abwicklung zu achten. Von jeder haushaltsführenden Stelle wird ein Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan erstellt. 
Die enthaltenen Informationen müssen eindeutig einem Detailbudget zugeordnet werden können. Das jeweils 



zuständige haushaltsleitende Organ legt den Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan fest. Der Ressourcen-, Ziel- und 
Leistungsplan ist dafür von jedem Leiter einer haushaltsführenden Stelle rechtzeitig und in der erforderlichen 
Qualität zu erstellen, sodass das haushaltsleitende Organ bei der Erstellung des Entwurfes sowohl zum 
Landesfinanzrahmen als auch zum Landesvoranschlag (insbesondere der Erläuterungen zum Landesvoranschlag) 
unterstützt wird. 
Nähere Regelungen in Zusammenhang mit dem bereichsbudgetinternen und bereichsbudgetübergreifenden 
Wirkungscontrolling und dem Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan sind gemäß § 41 Abs. 4 in einer Verordnung 
zu regeln. 
Zu§ 42: 
§ 42 hat§ 54 StLHG zum Vorbild. Das Personalcontrolling bildet auch die Grundlage für die Berichte gemäß Art. 
61 Abs. 9 K-LVG iVm. § 19 an den Landtag. 
Zu§ 43: 
§ 43 hat§ 67 BHG 2013 zum Vorbild. Gemäß Art. 61 Abs. 9 Z 3 K-LVG hat die Landesregierung dem Landtag 
über das Beteiligungscontrollingjährlich bis spätestens 31.10. zu berichten. 
Ziel dieser Bestimmung ist es, ein Beteiligungscontrolling gesetzlich zu verankern. Das Beteiligungscontrolling 
umfasst die betriebswirtschaftliche Berichterstattung über monetäre und nicht-monetäre Kennzahlen auf Basis von 
Soll-Ist-Vergleichen. Das Beteiligungscontrolling umfasst auch die Auszahlungen des Landes an die jeweiligen 
Gesellschaften, Anstalten, Fonds etc. und die Einzahlungen der Gesellschaften, Anstalten, Fonds etc. an das Land 
sowie allfällige Darlehens- und Haftungsstände des Landes. Dadurch soll die Entwicklung der aus 
haushaltsrechtlicher Sicht relevanten Zahlungsströme zwischen Land und diesen Gesellschaften, Anstalten, Fonds 
etc. dargestellt werden. 
Zuständig für das Beteiligungscontrolling ist das jeweils zuständige haushaltsleitende Organ unter Mitwirkung der 
jeweils zuständigen haushaltsführenden Stelle. Das zuständige haushaltsleitende Organ bzw. die jeweils 
zuständige haushaltsführende Stelle erstellt einen Controllingbericht und übermittelt diesen an die für 
Angelegenheiten der Landesfinanzen zuständige Abteilung. Die für Angelegenheiten der Landesfinanzen 
zuständige Abteilung erstellt ausgehend von diesen Controllingberichten einen Gesamtbericht und übennittelt 
diesen bis spätestens 31.10. an den Landtag. 
Aus § 43 Abs. 1 ergibt sich für welche Gesellschaften, Rechtsträger öffentlichen Rechts, Anstalten öffentlichen 
Rechts und Fonds ein Beteiligungscontrolling durchzuführen ist. Es ist zum einen für jene Gesellschaften ein 
Beteiligungscontrolling durchzuführen, die in der Anlage 6j des Landesrechnungsabschlusses (Nachweis über 
unmittelbare Beteiligungen der Gebietskörperschaft) angeführt sind, wenn das Land zu mehr als 50% an der 
Unternehmung beteiligt ist (z.B. BIK Breitbandinitiative Kärnten GmbH, Stadttheater Klagenfurt OG, Kärntner 
Energieholding Beteiligungs GmbH) und die in der Anlage 6k des Landesrechnungsabschlusses (Nachweis über 
Beteiligungen mit mittelbarer Kontrolle der Gebietskörperschaft aufgrund einer durchgerechneten 
Beteiligungshöhe von mehr als 50%) angeführt sind (z.B. Mehrheitsbeteiligungen der Kärntner 
Beteiligungsverwaltung, Mehrheitsbeteiligungen des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds). Es ist somit nicht nur 
für direkte, sondern auch für indirekte (mehrheitliche) Beteiligungen ein Beteiligungscontrolling durchzuführen. 
Bei den der Aufsicht des Landes unterliegenden landesgesetzlich eingerichteten Rechtsträgern öffentlichen Rechts, 
Anstalten öffentlichen Rechts und Fonds, wenn das Land die Kontrolle oder die Beherrschung ausübt, handelt es 
sich um jene vom Land verwaltete Einrichtungen, die in einem eigenen Nachweis (Anlage 61 des 
Landesrechnungsabschlusses) dargestellt werden (z.B. Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds, Kärntner 
Beteiligungsverwaltung, Kärntner Gesundheitsfonds, Kärntner Regionalfonds, Landesmuseum für Kärnten), und 
ist auch für diese ein Beteiligungscontrolling durchzuführen. Eine Kontrolle oder Beherrschung der der Aufsicht 
des Landes unterliegenden landesgesetzlich eingerichteten Rechtsträger öffentlichen Rechts, Anstalten 
öffentlichen Rechts und Fonds durch das Land ist dann gegeben, wenn 
1. die Einrichtung dem Sektor Staat gemäß ESVG 2010 zuzurechnen ist oder 
2. das Land oder eine von ihm kontrollierte Einrichtung die operativen Tätigkeiten der Einrichtung bestimmt 

und andernfalls selbst wahrnehmen würde oder 
3. das Land oder eine von ihm kontrollierte Einrichtung die operativen Tätigkeiten der Einrichtung bestimmt 

und Begünstigte einer Stiftung ist und deren Vennögen unmittelbar oder mittelbar vom Land stammt (vgl. 
auch§ 23 Abs. 6 VRV 2015). 

Andere bereits bestehende gesetzliche Informations-, Berichts- und Controllingpflichten bleiben durch diese 
Bestimmung unberührt. 
Nähere Regelungen für die einheitliche Einrichtung eines Planungs-, Infonnations- und Berichterstattungssystems 
sind gemäß§ 43 Abs. 2 in einer Verordnung zu erlassen. 
Aus § 43 Abs. 3 ergeben sich die Pflichten der haushaltsleitenden Organe in Zusammenhang mit dem 
Beteiligungscontrolling. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass gemäß § 5 Abs. 2 Z 11 lit. i die 
haushaltsleitenden Organe an der Erstellung des Berichts über das Beteiligungscontrolling mitzuwirken haben. 



Zu§ 44: 
§ 44 Abs. 1 entspricht§ 69 Abs. 1 erster Halbsatz BHG 2013 und§ 55 Abs. 1 StLHG. Der AB 877 BlgNR 16. 
GP, 8 f, hält zur vergleichbaren Bestimmung des § 55 BHG dazu fest: ,,Die fiir den Erwerb von Sachen {im Sinne 
der§§ 285 ff ABGB) im§ 55 vorgesehenen Bestimmungen orientieren sich im wesentlichen nach den im Art. 126 
b Abs. 5 B-VG aufgestellten Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZwecA7näßigkeit [ ... ]. Diefiir 
die Durchführung des Erwerbes von Sachen maßgeblichen Vergabevorschriften werden durch dieses 
Bundesgesetz nicht berührt." 
§ 44 Abs. 2 hat§ 69 Abs. 2 erster Satz BHG 2013 zum Vorbild und entspricht§ 55 Abs. 2 StLHG. Der AB 877 
BlgNR 16. GP, 9, hält zur vergleichbaren Bestimmung des§ 55 BHG dazu fest: ,,Bei der Beurteilung des im§ 55 
Abs. 2 enthaltenen Kriteriums „ohne unnötige Vorratshaltung" sind auch Gesichtspunkte der wirtschaftlichen 
Landesverteidigung zu berücksichtigen.'' 
Zu§ 45: 
§ 45 Abs. 1 und 2 hat§ 70 Abs. 1 BHG 2013 zum Vorbild und entspricht§ 56 StLHG. 
Zu§ 46: 
§ 46 entspricht § 72 BHG (siehe auch § 57 StLHG). Der AB 877 BlgNR 16. GP, 9, hält zur vergleichbaren 
Bestimmung des § 60 BHG dazu fest: ,,Die im § 60 fiir die Rückforderung nicht geschuldeter Leistungen des 
Bundes durch Organe der Bundesvenvaltung vorgesehene Regelung soll den Bestimmungen der§§ 1431 bis 1437 
ABGB Rechnung tragen, wobei unter bestimmten Voraussetzungen auch Billigkeitsüberlegungen Platz greifen 
sollen." 
Zu§ 47: 
§ 47 hat§ 73 BHG 2013 zum Vorbild. 
Zu§ 48: 
§ 48 Abs. 1 hat§ 74 Abs. l BHG 2013 zum Vorbild und soll Art. 64 Abs. 1 Z 9 K-LVG näher ausführen. 
§ 48 Abs. 2 entspricht§ 74 Abs. 3 BHG 2013. 
Bei einem Verzicht auf Forderungen muss nach entsprechender Genehmigung umgehend auch eine Abbildung des 
Geschäftsfalles im Rechnungswesenssystem des Landes erfolgen. 
Zu§ 49: 
Unter Kreditoperation wird allgemein die Schuldaufnahme, z.B. mittels der Aufnahme von Darlehen oder der 
Begebung von Anleihen verstanden, wobei die operative bzw. technische Ausgestaltung sehr verschieden ausfallen 
kann: so kann die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur nach Aufforderung durch den Bundesminister für 
Finanzen im Namen und auf Rechnung des Bundes für Länder Kreditoperationen durchführen und abschließen 
und aus diesen Mitteln Darlehen an Länder gewähren. Das Land kann aber auch Kreditoperationen mit 
Finanzunternehmen abschließen (z.B. Kredit, Schuldscheindarlehen usw.) oder Anleihen auf dem Kapitalmarkt 
begeben, wobei sich das Land auch eines Finanzintermediäres [Anm.: Vermittler] bedienen darf. Die operative 
und juristische Ausgestaltung der Kreditoperation hat sich jedenfalls nach dem K-SpvG zu richten. 
§ 49 Abs. 1 hat§ 81 Abs. 1 BHG 2013 zum Vorbild. Bei den sonstigen Rechtsträgern der Teilsektoren S. 1312 
(Länder) und S. 1313 (Gemeinden) des Landes Kärnten gemäß Europäischem System Volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen (ESVG) handelt es sich um jene im Sinne des§ 1 Abs. 1 Z 3 K-SpvG. 
Gemäß § 49 Abs. 2 sind sämtliche Kreditoperationen zur Finanzierung von sonstigen Rechtsträgern nach den für 
die Länder geltenden bundesrechtlichen Vorschriften im Landesvoranschlag und Landesrechnungsabschluss 
auszuweisen. Dies erfolgt im Nachweis über den Stand der Finanzschulden sowie über den Schuldendienst mit 
folgenden Angaben: Tilgung, Zinsen, Schuldendienst insgesamt, Schuldendienstersätze, Nettoschuldendienst und 
Laufzeit (Anlagen 6c und 6d) gemäß§ 37 Abs. l Z 4 VRV 2015. 
Zu§ 50: 
Es ist darauf hinzuweisen, dass das Inventarverzeichnis für Anlagegüter gemäß § 50 vom Vorratsverzeichnis 
gemäß§ 22 Abs. 5 VRV 2015 und dem Anlagenspiegel gemäß Anlage 6g VRV 2015 zu unterscheiden ist. Gemäß 
§ 19 Abs. 4 VRV 2015 sind die Vennögensbestandteile in systematischer Ordnung in der Anlagenbuchführung 
nachzuweisen, wobei der Bestand sowie die Zu- und Abgänge nach Wert und Wertveränderung zu erfassen sind. 
Zu§ 51: 
Gemäß § 18 K-LRHG hat der Landesrechnungshof zu dem von der Landesregierung dem Landtag vorgelegten 
Rechnungsabschluss innerhalb einer angemessenen, sechs Wochen nicht übersteigenden Frist einen Bericht zu 
erstatten. Darin ist jedenfalls dazu Stellung zu nehmen, ob die Abwicklung des Haushaltsvollzugs (= der 
Gebarung) im abgelaufenen Finanzjahr im Einklang mit dem Landesvoranschlag sowie den dazu erteilten 
Vollmachten, Zustimmungen und sonstigen voranschlagswirksamen Beschlüssen des Landtages erfolgt ist. Zu 
diesem Zweck hat die Landesregienmg dem Landesrechnungshof jeweils spätestens bis 1. April einen vorläufigen 
Rechnungsabschluss zur Verfügung zu stellen. Was der vorläufige Rechnungsabschluss jedenfalls zu enthalten hat 
ergibt sich aus § 51 Abs. l. 



§ 51 Abs. 2 Z 1 und 2 entsprechen Art. 62 Abs. 4 und 5 K-LVG in der geltenden Fassung und werden aus 
systematischen Überlegungen in das K-LHG übernommen. Der Subventionsbericht soll einen Nachweis der in 
den einzelnen Förderbereichen eingesetzten Mittel liefern. Demnach hat der Subventionsbericht in einem über den 
Rechnungsabschluss hinaus gehenden höheren Detaillierungsgrad die eingesetzten Mittel auf Ebene der 
Förderrichtlinie bzw. je Fördermaßnahme abzubilden. Nicht Inhalt des Subventionsberichts zum Vollzug des 
Landeshaushalts sind Einzelfördernachweise je Förderwerber, die nicht aus den Elementen des Landeshaushalts 
abgeleitet und demzufolge nur von der für die Förderung zuständigen Fachabteilung nachgewiesen werden 
können. 
Durch die Erläuterungen gemäß § 51 Abs. 2 Z 4 soll das Verständnis des Landesrechnungsabschlusses erleichtert 
werden, Wie sich aus der eigenständigen Regelung der textlichen Erläuterungen in§ 51 Abs. 2 Z 4 ergibt, sind 
diese indes kein Bestandteil des Rechnungsabschlusses, sondern sollen den Landesrechnungsabschluss erläutern. 
Zu§ 52: 
Die Vollziehung des Haushaltsrechtes erfolgt schon seit Jahren durch die Anwendung elektronischer 
Datenverarbeitungsverfahren. § 52 soll einerseits die ausdrückliche gesetzliche Grundlage für diese Vollziehung 
schaffen, anderseits bestimmte Voraussetzungen für eine solche Vollziehung normieren. 
§ 52 Z I bis 7 orientiert sich an § 57 K-GHG, § 104 BHG 2013, § 3 der Tiroler Gemeinde-Haushaltsverordnung 
2012 - GHV, LGBL Nr. 113/2012, und an § 29 Abs. 1 der Burgenländischen Gemeindehaushaltsordnung 2015 -
GHO 2015, LGBL Nr. 48/2014. Durch das Gebot in§ 52 Z 1, dass „freigegebene Programme" verwendet werden 
müssen, soll sichergestellt werden, dass nur Programme verwendet werden, die nach den entsprechenden 
Vorgaben des Landes beschafft und installiert wurden. 
§ 52 Z 8 und 9 orientiert sich an§ 18 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991-AVG, 
BGBL Nr. 51/1991 idF BGBL I Nr. 157/2024. 
Zu§ 53: 
§ 53 Abs. 1 stellt klar, dass auf Landesgesetze dynamisch verwiesen wird. 
In § 53 Abs. 2 erfolgt die aus verfassungsrechtlichen Gründen notwendige statische Verweisung auf 
Bundesgesetze. 
In § 53 Abs. 3 erfolgt die aus verfassungsrechtlichen Gründen notwendige statische Verweisung auf den 
Österreichischen Stabilitätspakt 2012. 
In § 53 Abs. 4 erfolgt eine statische Verweisung auf die VRV 2015. Dies gilt aber nur für die ausdrücklich 
angeführte Verweisung. Denn bei der VRV 2015 handelt es sich um eine verfassungsunmittelbare Verordnung, 
die in ihrer jeweils gültigen Fassung, dh dynamisch, vom Land anzuwenden ist. Sofern der Landesgesetzgeber 
unabhängig vom Geltungsbereich der VRV 2015 an diese als Tatbestandsmerkmal anknüpft, darf dies aus 
verfassungsrechtlichen Gründen indes nur statisch erfolgen. 
Zu§ 54: 
In§ 54 sollen die notwendigen Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsbestimmungen getroffen werden. 
Ungeachtet des intendierten (grundsätzlichen) Inkrafttretens des K-LHG mit 1. Jänner 2027 wären dessen 
Regelungen schon vorher anzuwenden, sofern sie die Gebarungsgrundlagen für das Finanzjahr 2027 betreffen. 
Darunter sind sämtliche Bestimmungen über die Vorbereitung und Erstellung der Entwürfe für den 
Landesfinanzrahmen, den Strategiebericht, den Landesvoranschlag und den Landesrechnungsabschluss sowie 
deren Beschlussfassung zu verstehen, insbesondere zu Zielen und Grundsätzen der Haushaltsführung, zu deren 
Organisation sowie zur Haushaltsplanung. 

Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) 
Die Abteilung 2 - Finanzen, Beteiligungen und FTI des Amtes der Kärntner Landesregierung teilte mit Schreiben 
vom 6. November 2023, ZI. 02-FINB-6000/2-2023 (002/2023), zu den Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele 
für eine nachhaltige Entwicklung (SDGs) Folgendes mit: 
„Bereits im Regierungsprogramm 2013-2018 bekannte sich die Kärntner Regierungskoalition zu folgenden 
Zielsetzungen im Rahmen der Haushaltsreform: ,,Neben der budgetären Konsolidierung ist auch die Erlassung 
eines rnodernen Landeshaushaltsrechtes analog dem Bund eine Maßnahme, die mehr Transparenz im 
Landeshaushalt schaffen wird. Dabei soll der Grundsatz der Wirkungsorientierung in der Haushaltsführung in 
Form von einer neuen Budgetgliederung mit mehr Flexibilität, Eigenverantwortung und Kontrolle schrittweise 
umgesetzt iverden. Die einjährige Budgetierung soll künftig nicht mehr bloß ausgabenorientiert und 
ansatzgebunden, sondern zudem ergebnisorientiert e1folgen. Die Transparenz der Haushaltsjiihrung soll 
verbessert werden. Auch ein neues doppisches Rechnungswesen mit Finanzierungs-, Ergebnis- und 
Vermögensrechnung soll einen erweiterten Einblick in die finanzielle Lage des Landes Kärnten gewährleisten." 
Das Regierungsprogramm 2023-2028 sieht vor: ,,Es soll ein Kärntner Landeshaushaltsgesetz auf Basis der 
U,nsetzungse,fahrungen aus dem Vollzug der Haushaltsreform erarbeitet und damit in Ergänzung zu den 
Regelungen in der Kärntner Landesve,fassung ein umfassendes gesetzlich nonniertes Regelwerk zum 
Landeshaushalt in Geltung gebracht werden". 



Im Rahmen des vorliegenden Gesetzesentwurfes sollen somit insbesondere folgende Zielsetzungen und Eckpunkte 
der Haushaltsreform verrechtlicht werden: 
• Längerfristige Planbarkeit und höhere Budgetdisziplin 

o Finanzrahmen und Strategiebericht 
• Transparenz und Effizienz durch neue Budgetstruktur und Organisation der Haushaltsführung 

o Bereichsbudgets, Globalbudgets, Detailbudgets (Ergebnis-, Finanzierungs- und Vermögenshaushalt) 
o Verknüpfung mit der Kosten-Leistungs-Rechnung und Controlling für den Gesamthaushalt und die 

Bereichsbudgets 
• Möglichst getreue Darstellung der finanziellen Lage 

o Doppisches Rechnungswesen 
• Output-Orientierung statt Input-Orientierung 

o Fokus liegt auf Leistungen und Zielen 
• Darstellung von Leistungen und Wirkungen einschließlich Gleichstellungsziele 

o Wirkungsorientierung 
o Gleichstellungsziele 

• Erhöhte Flexibilität und Eigenverantwortung der haushaltsleitenden Organe sowie eine effizientere 
Mittelverwendung 
o Dezentrale Ressourcenverantwortung 
o Möglichkeiten für Umschichtungen 

Aufgrund der obigen Ausführungen wird somit das Ziel Nr. 16: ,,Friedliche und inklusive Gese!lschaftenfiir eine 
nachhaltige Entwicklung fordern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, 
rechenschaftspjlichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen", Unterpunkt 16.6: 
,,Leistungsflihige, rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen aufbauen", verfolgt.'' 

Finanzielle Auswirkungen 
Die Abteilung 2 - Finanzen, Beteiligungen und FTI des Amtes der Kärntner Landesregierung teilte mit Schreiben 
vom 6. November 2023, Zl. 02-FINB-6000/2-2023 (002/2023), zu den finanziellen Auswirkungen folgendes mit: 
,,Aufgrund des gegenständlichen Gesetzesentwurfes ist mit keinen nennenswerten Mehrkosten zu rechnen. 
Die Umsetzungsaktivitäten im Zusammenhang mit der Haushaltsrefom1 (Umsetzung eines integrierten 
Veranschlagungs- und Rechnungswesens mittels eines integrierten Ergebnis-, Finanzierungs- und 
Vermögenshaushaltes) haben Mehrkosten insbesondere auch im Personalbereich nach sich gezogen. Diese 
Mehrkosten wurden jedoch bereits durch die VRV 2015, BGB!. II Nr. 313/2015 ausgelöst, die die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für diese Umsetzungsaktivitäten vorgab. 
Eine Ausnahme bestand lediglich hinsichtlich der Einführung von sog. Wirkungszielen zur Umsetzung der 
Wirkungsorientierung im Rahmen der Budgetierung, da die VRV 2015 eine Anwendung des Grundsatzes der 
Wirkungsorientierung nicht verpflichtend vorsah. Mit der Novelle der Kärntner Landesverfassung, LGBI. Nr. 
23/2018 wurde im Sinne der selbstgesteckten Vorgaben der Haushaltsreform die verpflichtende Einführung von 
Wirkungszielen zur Umsetzung des Grundsatzes der Wirkungsorientierung im Rahmen der Budgetierung in der 
Kärntner Landesverwaltung vorgesehen. Die Einführung der Wirkungsorientierung durch die Novelle der 
Kärntner Landesverfassung LGBI. Nr. 23/2018 führte zu Mehrkosten im Personalbereich in der Höhe von jährlich 
rund EUR 171.000,-. Von dieser Schätzung waren sämtliche Aufgaben im Rahmen der Wirkungsorientierung 
umfasst. Der Grundsatz der Wirkungsorientierung wird im Entwurf des Kärntner Landeshaushaltsgesetzes 
nochmals konkretisiert, insbesondere finden sich darin umfassende Regelungen zum Wirkungscontrolling (§ 41 
K-LHG) und zum Ressourcen-, Ziel- und Leistungsplan(§ 41 Abs. 3 K-LHG) als Teil des Wirkungscontrollings. 
Mehrkosten in diesem Zusammenhang wurden bereits in der Kostenschätzung zur Novelle der Kärntner 
Landesverfassung LGBI. Nr. 23/2018 mitberücksichtigt. Darüberhinaus gehende Mehrkosten sind nicht zu 
erwarten. 
Gemäß Art. 63 Abs. 10 der Kärntner Landesverfassung erfolgen nähere Regelungen über die Erstellung des 
Landesfinanzrahmens, des Landesvoranschlages, des Landesrechnungsabschlusses und die Haushaltsführung des 
Landes, soweit nicht bundesrechtliche Vorschriften bestehen, durch Landesgesetz. Das Kärntner 
Landeshaushaltsgesetz soll somit einerseits die Bestimmungen der VRV 2015 und der Kärntner Landesverfassung 
ergänzen bzw. konkretisieren und andererseits die bisher im Erlasswege zur Budgetierung bzw. Erstellung des 
Landesvoranschlages und des Rechnungsabschlusses aufgestellten Regelungen ablösen bzw. vereinheitlichen. Der 
vorliegende Gesetzesentwurf bildet somit größtenteils Regelungen ab, die bereits mit der Umstellung auf die VRV 
2015 und somit seit der Erstellung des Landesvoranschlages 2019 im Landeshaushalt zur Anwendung kommen. 



Aus diesem Grund ist mit keinen nennenswerten Mehrkosten aufgrund des vorliegenden Gesetzesentwurfes zu 
rechnen. 
Der Landesfinanzrahmen, der von der VRV 2015 ebenfalls nicht vorgeschrieben wird, in der Novelle der Kärntner 
Landesverfassung LGBL Nr. 23/2018 aber bereits gesetzlich verankert wurde und mit dem gegenständlichen 
Gesetzesentwurf nochmals konkretisiert wird, führt ebenfalls zu keinen Mehrkosten. 
Auch in Zusammenhang mit dem im Entwurf des Kärntner Landeshaushaltsgesetzes verankerten „Controlling für 
den Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets"(§ 40 K-LHG) und Personalcontrolling (§ 42 K-LHG) ist mit keinen 
nennenswerten Mehrkosten zu rechnen. Das im Entwurf des Kärntner Landeshaushaltsgesetzes verankerte 
„Beteiligungscontrolling" (§ 43 K-LHG) stellt zwar eine inhaltliche Weiterentwicklung und Schärfung der 
bisherigen Beteiligungscontrolling-Tätigkeiten des Landes dar, eine grundlegende Neuerung bzw. 
vollumfängliche Erweiterung des Beteiligungscontrollings ist jedoch nicht intendiert. Aus Gründen der Effizienz 
wurde eine enge Anlehnung für die Auswahl der Beteiligungen an die bereits etablierte Definition der VRV 2015 
gewählt, hier insbesondere die Anlagen 6j, 6k und 61 betreffend (siehe dazu die Erläuterungen des K-LHG zu § 
43). Vor diesem Hintergrund sind mit der Umsetzung des Beteiligungscontrollings gemäß § 43 K-LHG ebenfalls 
keine substantiellen Mehraufwendungen bzw. Mehr-Personalbedarf zu erwarten. 
Bei anderen Behörden und Dienststellen des Landes (wie bei den Bezirkshauptmannschaften oder beim 
Landesverwaltungsgericht Kärnten), bei ausgegliederten Rechtsträgern und bei anderen Gebietskörperschaften 
(insbesondere Gemeinden) ist aufgrund des gegenständlichen Gesetzesentwurfes ebenfalls mit keinen 
nennenswerten Mehrkosten zu rechnen, da - wie bereits oben erwähnt - der vorliegende Gesetzesentwurf 
größtenteils Regelungen abbildet, die bereits mit der Umstellung auf die VRV 2015 und somit seit der Erstellung 
des Landesvoranschlages 2019 zur Anwendung kommen. Auch in Zusammenhang mit dem 
Beteiligungscontrolling sind bei den ausgegliederten Rechtsträgern keine substantiellen Mehraufwendungen bzw. 
Mehr-Personalbedarf zu erwarten." 

Unionsrechtliche Auswirkungen 
Dieses Gesetz dient auch dazu, die nachhaltige Einhaltung der Kriterien über die Haushaltsdisziplin insbesondere 
auf Basis der Art. 121, 126 und Art. 136 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
sicherzustellen. 
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